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Beginn: 9:02 Uhr

Präsident Martin Kayenburg:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die
heutige Sitzung. Ich freue mich, dass das Plenum
trotz des frühen Zeitpunkts gut besetzt ist. Erkrankt
sind die Kolleginnen und Kollegen Monika
Schwalm, Frauke Tengler, Susanne Herold und
Wilfried Wengler. Wir wünschen allen gute Besse-
rung.

(Beifall)

Beurlaubt sind die Kollegin Ulrike Rodust sowie
Dr. Ralf Stegner, Peter-Harry Carstensen, Uwe Dö-
ring, Lothar Hay und Rainer Wiegard. Ich selbst
bin ab 11:30 Uhr wegen der in Berlin stattfinden-
den Sitzung der Föderalismuskommission ebenfalls
beurlaubt. Einige Abgeordnete sind vielleicht noch
nicht anwesend, weil heute der Girls’ Day stattfin-
det. Daran will ich auch wegen der Aktivitäten
während der Mittagspause erinnern. Einige Kolle-
ginnen und Kollegen werden sich darum kümmern.

Da von unseren Zuschauern noch nicht alle anwe-
send sind, will ich die Begrüßung später nachholen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Hochbegabtenförderung

Große Anfrage der Fraktion der CDU
Drucksache 16/1672

Antwort der Landesregierung
Drucksache 16/1942

Das Wort zur Begründung wird offensichtlich nicht
gewünscht. Zur Beantwortung der Großen Anfrage
hat die Ministerin für Bildung und Frauen, Frau Ute
Erdsiek-Rave, das Wort.

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und
Frauen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Über
Hochbegabung, über ihre Definition, über ihre Ur-
sachen, über genetische Einflüsse und über die Be-
deutung der sozialen Hintergründe sowie des Spra-
chumfelds und sogar der Ernährung gibt es eine un-
überschaubare Fülle an wissenschaftlicher Litera-
tur. Über Hochbegabte existieren auch viele Vorur-
teile. So heißt es, Hochbegabte hätten zu ehrgeizige
Eltern, und Hochbegabte seien oft verhaltensge-
stört, mindestens aber einsam in ihrem Leben. Es
gibt auch das Vorurteil, Hochbegabte endeten häu-
fig als Schulabgänger.

Bei der Beantwortung der Großen Anfrage legen
wir zugrunde, dass Hochbegabung im engeren in-
tellektuellen Sinn gemeint ist. Gemeint sind also
keine Sonderbegabungen oder Spezialbegabungen,
wie zum Beispiel über ein extremes Gedächtnis zu
verfügen und zum Beispiel 8.000 Klavierstücke
auswendig spielen zu können. Wir reden von Hoch-
begabung im engeren intellektuellen Sinn. Das ist
ein Phänomen, das schätzungsweise 2 bis 3 % der
Gesamtbevölkerung betrifft. Diese Gruppe in der
Bevölkerung hat einen IQ-Wert von etwa 130 auf-
wärts.

Weil es hier Abgrenzungsprobleme und Definiti-
onsschwierigkeiten gibt, sprechen wir von Kindern
mit besonderen Begabungen. Speziell bei solchen
Kindern mit besonderen intellektuellen Gaben stellt
sich die Frage, mit welchen Angeboten Eltern und
Lehrer diese Stärken fördern können. Die Grundbe-
dingung dafür ist allerdings, dass das Potenzial die-
ser Kinder rechtzeitig erkannt wird. Dies gilt auch
deshalb, um zu vermeiden, dass sich diese Kinder
aus Gründen der Unterforderung heraus dem Unter-
richt verweigern und paradoxerweise dann durch
schlechte Leistungen auffallen. Deshalb ist die Stär-
kung der Diagnosekompetenz bei den Lehrkräften
für uns ein zentraler Ansatz, um Probleme gar nicht
erst entstehen zu lassen.

Um keinen falschen Eindruck zu erzeugen, sage
ich, dass besonders begabte Kinder in den allermei-
sten Fällen in unseren Schulen gut zurechtkommen.
Von einer Häufung von Verhaltensauffälligkeiten
oder etwa von massenhaftem Schulversagen auf-
grund von überdurchschnittlichen Begabungen
kann nicht die Rede sein. Das lässt sich jedenfalls
nicht belegen.

Wegen der Unschärfe des Begriffs Hochbegabung
sind Zahlenangaben bei diesem Thema mit großer
Vorsicht zu genießen. Es gibt eine bunte Vielfalt an
Testverfahren. Was es nicht gibt, ist eine allgemein
anerkannte Definition oder gar eine Art zentrales
Melderegister. Früher zog man bei einem IQ von
130 einfach eine Grenze. Das geht unserer Auffas-
sung nach nicht. Zum einen ist dies nach heutigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu eindimensio-
nal, zum anderen stellt sich die Frage, ob pädagogi-
sche Konsequenzen wie besondere Angebote vom
Erreichen einer bestimmten Punktzahl abhängig ge-
macht werden sollten. Ich meine das nicht. Ein
Kind mit einem IQ von „nur“ 120 mit besten Lei-
stungen in der Schule sollte nicht gefördert werden?
Das kann doch wohl nicht sein.
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(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW- Wolfgang Kubicki [FDP]:
Ist das heute schon so bei Ihnen?)

Ich stelle dies aus dem folgenden Grund voran:
Manche Fragen der Großen Anfrage haben den Er-
wartungshorizont, dass es ein klares Raster gibt,
nach dem diese Schülerinnen und Schüler erfasst
werden. Ich glaube, es wäre aus den genannten
Gründen nicht seriös, so etwas durchzuführen. Ich
sage hier ganz ehrlich: Ich nehme lieber in Kauf,
dass in der Presse angeprangert wird, im Ministeri-
um gebe es keine verlässlichen Zahlen. Das ist ein
vertrautes Klischee, das sich immer wieder mit dem
Gegenteil abwechselt. Mal sammeln wir zu wenig
Zahlen, das nächste Mal sammeln wir zu viele Zah-
len. Das ist dann bürokratisch und eine Verschwen-
dung von Steuermitteln. Ich will an dieser Stelle
nur mit dem Hinweis darauf eingehen, dass es aus
den genannten Gründen weder auf Bundesebene
noch in einem Bundesland verlässliche Zahlen gibt.
Das ist kein Spezifikum Schleswig-Holsteins. Jeder
operiert hier mit Schätzwerten. Das einzugestehen,
gehört zu dem ehrlichen Umgang mit diesem The-
ma.

(Beifall bei SPD und SSW)

Wir haben im vergangenen Jahr unter § 5 des
Schleswig-Holsteinischen Schulgesetzes folgenden
Grundsatz neu aufgenommen: Die Förderung der
einzelnen Schüler ist durchgängiges Unterrichts-
prinzip in allen Schulen. Individuelle Förderung
beziehen wir fast automatisch auf unzureichende
Fähigkeiten. Sie geht aber ganz bewusst auch in die
andere Richtung. Der gegenwärtige Wandel an un-
seren Schulen öffnet die Tür für gezielte Arbeit mit
dem Potenzial der einzelnen Schülerinnen und
Schüler. Ein Lernverständnis, das am Gleich-
schritt aller Schüler festhält, ist überholt. Diese
grundsätzliche Weichenstellung ist Voraussetzung
für die integrative Förderung von besonders begab-
ten Kindern. Um ihnen darüber hinaus an den
Schulen gerecht zu werden, gibt es eine ganze Rei-
he von zusätzlichen Maßnahmen. Hier muss ich
den Darstellungen, die sagen, bei uns in Schleswig-
Holstein geschehe nichts, ganz entschieden wider-
sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Man kann gern sagen, dass noch mehr stattfinden
könnte. Das ist in vielen Bereichen der Fall. Dass
hier aber nichts stattfindet, das weise ich zurück.
Ich will nur einige Punkte nennen, die Sie in der
Antwort auf die Große Anfrage finden.

Hier sind zum Beispiel die vorzeitige Einschulung,
die Teilnahme am Unterricht höherer Jahrgangsstu-
fen, die Arbeit mit Lernplänen und das sogenannte
Drehtürmodell mit eigenständiger Arbeit an
schulisch betreuten Projekten außerhalb der Klasse
während der Unterrichtszeit, die Teilnahme an Kur-
sen des sogenannten Enrichment-Programms, das
wir derzeit flächendeckend ausbauen, oder auch das
Frühstudium während der Schulzeit zu nennen.
Darüber hinaus veranstalten oder fördern wir regio-
nale Schülerakademien, die Juniorakademie in
St. Peter-Ording während der Sommerferien oder
zum Beispiel auch die sehr wichtigen START-
Schülerstipendien für begabte Kinder mit Migrati-
onshintergrund, für die natürlich immer noch mehr
- und zwar von Anfang an - getan werden muss. Ich
bin dankbar, dass wir in vielen Bereichen mit enga-
gierten externen Partnern und Sponsoren zusam-
menarbeiten können. Ich will aber hinzufügen, dass
es gern noch mehr sein können. Dafür werben wir.

Wir haben dieses Thema auch in die Lehreraus-
und -fortbildung integriert, und zwar nicht nur im
grundständigen Studium, sondern auch - das wird
ganz bewusst, gezielt und exakt genannt - in der
zweiten Phase der Lehrerbildung, vor allem um
auch die Diagnosefähigkeit der Lehrkräfte zu stär-
ken. Dazu gehören auch die regelmäßigen Landes-
fachtage für Lehrkräfte aller Schularten. Ich will
hier einfügen, dass ich am letzten Samstag den Lan-
desfachtag Deutsch eröffnet habe, bei dem unter
anderem auch dieses Thema behandelt wurde. In
diesem Rahmen haben 1.000 Lehrkräfte aus dem
ganzen Land den ganzen Samstag an der Kieler
Universität verbracht. Ich finde, so etwas muss man
öffentlich wirklich einmal anerkennen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Sowohl für Lehrerinnen und Lehrer als auch für
die Eltern besonders begabter Kinder sind mehrere
Möglichkeiten geschaffen worden, um sich fachlich
beraten zu lassen. Ich nenne hier zunächst die
schulpsychologischen Beratungsstellen. Oft wird
mit Zahlen operiert und gesagt, es gebe für soundso
viele Schüler einen Schulpsychologen. Natürlich
kann man die Meinung vertreten, dass mehr Schul-
psychologen zur Verfügung stehen müssten. Es ist
aber nun wirklich nicht so, dass jedes hochbegabte
Kind einen Psychologen braucht. In dieser Hinsicht
gibt es in der Öffentlichkeit manchmal ein Zerrbild.
Neben den schulpsychologischen Beratungsstellen
nenne ich hier Beratungslehrkräfte und auch - dies
betrifft den Hochschulbereich - die Beratungsstelle
für Motivations- und Intelligenzdiagnostik des In-
stituts für Psychologie der CAU, das natürlich ent-
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gegen anderslautenden Meldungen mit dem IQSH
zusammenarbeitet. Informationen stellen wir außer-
dem in der Broschüre „Kinder mit besonderen Be-
gabungen“ bereit, die von unserem Internetportal
heruntergeladen werden kann und in diesem Jahr in
der gedruckten Form neu aufgelegt wird.

Nun noch ein Wort zur Finanzierung. Da in einem
Zeitungsbericht von 5.000 € als jährlichem Mittel
ausgegangen wird, möchte ich hier gern eine Rich-
tigstellung vornehmen, bevor diese Angabe sich
verselbstständigt. Es werden natürlich in Wirklich-
keit weit mehr Mittel bereitgestellt, weil die Perso-
nalmittel dazukommen. Wir sprechen über erheb-
lich mehr als 200.000 €, die vom Land für die Un-
terstützung besonders begabter Kinder und für die
entsprechenden speziellen Maßnahmen aufgebracht
werden. Hinzu kommen die Unterstützungsinitiati-
ven der externen Partner.

Jede Begabung ist wertvoll für den Einzelnen und
für die Gesellschaft. Eines will ich hier aber ganz
klar sagen: Wir vertreten einen integrativen An-
satz, wie ihn übrigens auch die Deutsche Gesell-
schaft für das hochbegabte Kind in Schleswig-Hol-
stein vertritt. Aus aktuellem Anlass will ich hier auf
das Gutachten von Herrn Professor Ziegler aus Ulm
eingehen. Er hat für die Gesellschaft für das hoch-
begabte Kind aufgrund der Großen Anfrage aus der
Ferne in Ulm ein, wie ich finde, wenig seriöses
Gutachten angefertigt. Herr Professor Ziegler ver-
tritt einen nachdrücklich exklusiven Förderansatz.

Wir wissen uns mit anderen Bundesländern, zum
Beispiel Niedersachsen, in dem grundsätzlich inte-
grativen Verständnis von Begabtenförderung einig,
das bei einer Unterrichtsentwicklung ansetzt, die
vermehrt auf Individualisierung und Binnendiffe-
renzierung zielt. Wir wissen, dass es in der schuli-
schen Praxis vor Ort in dieser Hinsicht noch viel
Verbesserungsbedarf gibt. Wir sehen uns mit die-
sem Ansatz und der Begleitung durch ergänzende
außerunterrichtliche und außerschulische Maßnah-
men für besonders Begabte ohne Intelligenztest als
Zugangsvoraussetzung konzeptionell auf dem rich-
tigen Weg.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Noch einmal: Jede Begabung ist wertvoll und muss
wahrgenommen und entfaltet werden. Das ist eine
sehr anspruchsvolle Aufgabe für unsere Lehrkräfte,
die sie in aller Regel sehr gewissenhaft und enga-
giert erfüllen.

Ich freue mich nun auf die Debatte. Ich bin selbst-
verständlich für weitere Diskussionen und für fi-

nanzierbare Vorschläge offen, und ich hoffe, dass
darin ein sensibler Umgang mit diesem vielschich-
tigen Thema zum Ausdruck kommt.

(Beifall bei SPD, CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Ich danke der Regierung für den Bericht und eröff-
ne die Aussprache. Das Wort hat der Vorsitzende
der CDU-Landtagsfraktion, Herr Dr. Johann Wade-
phul.

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Herr Landtagspräsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! In der „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ vom 19. Oktober 2007 wurde der typi-
sche Lebenslauf einer Hochbegabten beschrieben,
die mittlerweile mit einem Intelligenzquotienten
von 140 getestet wurde: Sie hat das Gymnasium ab-
gebrochen, ist auf die Realschule und dann auf die
Hauptschule gewechselt, zurück auf das Gymnasi-
um gegangen und hat ihr Abitur mit einem Schnitt
von 2,9 geschafft. In der Zwischenprüfung des So-
ziologiestudiums riet die Professorin von einer
Fortsetzung des Studiums ab. Sie machte aber wei-
ter und schloss das Hauptstudium dann nach fünf
Semestern mit einem Schnitt von 1,0 ab. Ein ande-
res Mädchen war im Alter von elf Jahren in der
sechsten Hauptschulklasse. Der Rektor riet zum
Wechsel auf die Sonderschule. Das Mädchen wurde
getestet, wobei sich ein IQ von 140 ergab.

Diese Mädchen haben Namen. Sie heißen Wiebke
und Paula und sind nur zwei von vielen Beispielen.
Sie haben trotz dieser eigentlich unfassbaren
Schicksale noch Glück, denn sie wissen, dass sie
hochbegabt sind. Sie haben es am Ende doch noch
geschafft, in unserem Bildungswesen zu bestehen.

Viele andere Menschen wissen nichts von ihrer Be-
gabung, und sie schaffen es deshalb auch gar nicht
erst zu bestehen. Etwa 10.000 hochbegabte Kinder
in Deutschland enden als Schulversager - und das
in einer Zeit, in der unsere Wirtschaft zunehmend
über Fachkräftemangel klagt. Gerade erst wurden
Zahlen des BDI bekannt, nach denen durch den
Mangel an über 90.000 Ingenieuren im letzten Jahr
ein Wertschöpfungsverlust von 7 Milliarden € ent-
stand.

Was haben diese Zahlen mit einer Großen Anfrage
zum Thema Hochbegabte zu tun? - Sie belegen ein-
mal mehr, dass eine gute Bildungspolitik nicht nur
für jeden einzelnen Menschen gemacht wird, dem
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unsere Gesellschaft natürlich größtmögliche Auf-
stiegschancen bieten will. Für unsere Gesellschaft,
deren größte Ressource bekanntlich die Köpfe ihrer
Bürgerinnen und Bürger sind, ist die Ausbildung
hochqualifizierter Absolventen ihrer Bildungsein-
richtungen nicht weniger als eine Überlebensfrage.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir kön-
nen es uns schlicht nicht leisten, auch nur auf einen
einzigen qualifizierten Kopf zu verzichten.

(Beifall bei CDU, SPD und FDP)

Deshalb unternehmen wir enorme Anstrengungen,
um nach Möglichkeit jedes Kind unabhängig von
den sozialen Rahmenbedingungen zu einem guten
Schulabschluss zu führen. So haben wir trotz der
anerkanntermaßen schlechten Haushaltslage in un-
serem Bundesland für die Kinder und für die Klein-
kinder die Sätze deutlich erhöht. Ich erinnere in die-
sem Zusammenhang an die Beschlüsse der Großen
Koalition zur Verbesserung der Qualität der Bil-
dung vom Juli letzten Jahres mit einem Volumen
von 540 Millionen € in den Jahren 2010 bis 2020
sowie zur Erhöhung der Zahl der Betreuungsplät-
ze in der Kleinkinderbetreuung mit einem Volumen
von 113 Millionen € bis zum Jahre 2013. Dass wir
damit ganz eindeutige und richtige Prioritäten ge-
setzt haben, will ich an dieser Stelle ausdrücklich
unterstreichen.

Wir haben bei der letzten Schulreform viel er-
reicht, um gerade Kindern aus den sogenannten bil-
dungsfernen Haushalten bessere Chancen auf eine
erfolgreiche Schullaufbahn zu eröffnen. Schleswig-
Holstein hat mit dieser Schulreform der Großen
Koalition einen enormen Schritt nach vorn ge-
macht. Frau Ministerin, das heißt jedoch nicht, dass
nicht noch weitere Schritte getan werden könnten
oder sogar müssten.

Es ist kein Geheimnis, dass die CDU-Landtagsfrak-
tion innerhalb der Koalition und auch schon in den
Koalitionsverhandlungen die Förderung hochbe-
gabter Kinder gern gesondert geregelt hätte. Da
im Gesetz die individuelle Förderung jedes einzel-
nen Kindes vorgeschrieben ist, sah unser Koaliti-
onspartner eine gesonderte Erfassung der Hochbe-
gabten nicht als erforderlich an. Die Frau Bildungs-
ministerin hat diesen Ansatz noch einmal verdeut-
licht.

Wir wissen jedoch - das möchte ich dazu erläuternd
sagen -, dass die Förderung der Hochbegabten in
anderen Ländern deutlich über das hinausgeht, was
in unserem Bundesland üblich ist. Frau Erdsiek-Ra-
ve, dies zur Frage des ehrlichen Umgangs miteinan-
der. In anderen Bundesländern wird in diesem Be-

reich weit mehr getan, als wir tun. Dies geschieht -
das finde ich bemerkenswert - völlig unabhängig
davon, welche politischen Mehrheiten dort die Re-
gierung stellen.

(Beifall bei der CDU)

Beispielsweise gibt es seit 2004 im bedauernswer-
terweise rot-rot-regierten Berlin ein Konzept zur
Förderung hochbegabter Schülerinnen und Schüler.
Bayern hat seit 1983 ein Begabtenförderungsge-
setz. Mittlerweile gibt es dort Hochbegabtenklas-
sen. Das Land Hessen ist seit 2002 sehr aktiv. In
Rheinland-Pfalz gibt es in Kaiserslautern eine
Schule für Hochbegabte.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: In drei anderen
Städten auch!)

In Thüringen gibt es nach erfolgreicher Aufnah-
meprüfung Spezialgymnasien bis hin zum Internat
oder zumindest Gymnasien mit Spezialklassen. Ba-
den-Württemberg hat seit 1984 ein Programm zur
Förderung besonders befähigter Schülerinnen und
Schüler. In Niedersachsen wurde in den Jahren
2002 bis 2007 die schulische Begabtenförderung
stufenweise an bestimmten Standorten intensiviert
und ein flächendeckendes Schulangebot für Schüle-
rinnen und Schüler mit besonderen Begabungen
aufgebaut. Gleichwohl sagen Fachleute insgesamt
für Deutschland, dass die Hochbegabtenförderung
noch in den Kinderschuhen steckt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es zeigt
nur für Schleswig-Holstein, dass wir es uns nicht
leisten können, an dieser Stelle so weit zurückzu-
bleiben. Deshalb hält meine Fraktion es für erfor-
derlich, gerade bei der Hochbegabtenerkennung
und -förderung deutlich mehr zu tun als bisher.

(Beifall bei CDU und FDP)

Denn die Schicksale der hochbegabten Kinder sind
schwierig und zum Teil beklagenswert. So berichtet
der NDR im vergangenen Jahr über den zehnjähri-
gen Marvin aus dem Kreis Schleswig-Flensburg,
der mittlerweile ein Internat in Thüringen besucht.

Gute Bildungspolitik wird in Zeiten des Wettbe-
werbs um die besten Köpfe zum Standortfaktor.
Wir müssen jedes Kind seiner Begabung entspre-
chend fördern. Das bedeutet nicht nur, kein Kind
zurückzulassen. Das bedeutet auch, kein Kind auf-
zuhalten. Denn wenn wir dieses durch die Unterlas-
sung optimaler Fördermöglichkeiten tun, dann ver-
lassen uns die besonders begabten Schülerinnen
und Schüler. Ich halte diese Verhaltensweise ge-
genüber den Kindern, die dann häufig in sozial und
persönlich besonders schwierigen Situationen lan-
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den, auch für ethisch und moralisch nicht verant-
wortbar.

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Hochbe-
gabung bedeutet nicht automatisch Hochleistung.
Denn der Begriff der Hochbegabung beschreibt
lediglich eine im Vergleich zu den Fähigkeiten nor-
mal begabter Menschen außergewöhnlich logische
Denkfähigkeit und Denkgeschwindigkeit. Ob sich
aus der jeweiligen Hochbegabung auch eine Hoch-
leistung entwickelt, hängt von vielen Faktoren ab.
Entscheidend ist, dass die Hochbegabung früh er-
kannt wird und dann die Kinder optimal gefördert
und auch gefordert werden.

Das frühe Erkennen der Hochbegabung scheint
dabei am wichtigsten zu sein. Fachleute schätzen,
dass 80 % der Hochbegabten überhaupt nicht er-
kannt werden. An dieser Stelle gilt es mit einem
immer noch weit verbreiteten Vorurteil aufzuräu-
men. Es lautet: Wer eine außergewöhnliche Bega-
bung hat und nicht ausreichend gefördert wird, der
schafft eben nur eine durchschnittliche und keine
außergewöhnliche Leistung. Aber ein Ausdruck der
Hochbegabung kann sein, dass die Kinder sich dem
normalen Anspruchsniveau völlig verweigern.
Dann kommt es zum Schulversagen und nicht sel-
ten zu Schlimmerem.

Hochbegabte Kinder gibt es bei Weitem nicht nur
in sogenannten bildungsnahen Familien. In letzte-
ren wird die Hochbegabung sicherlich häufiger er-
kannt und gefördert als in ersteren. Wo das öffentli-
che Bildungswesen kein adäquates Angebot vor-
hält, übernehmen Familien und private Initiativen
mit hohem persönlichen Engagement die Förderung
der Kinder. Ich begrüße an dieser Stelle auf der Tri-
büne ganz herzlich Mitglieder der Deutschen Ge-
sellschaft für das hochbegabte Kind und freue
mich, dass Sie dieser Debatte beiwohnen.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Aber es gibt auch in den sogenannten bildungsfer-
nen Familien hochbegabte Kinder, die nicht er-
kannt werden, und Verhaltensweisen, die durchaus
auf Hochbegabung schließen lassen. Sie werden
dann von Eltern und Lehrern als Zeichen einer
schweren Erziehbarkeit gedeutet.

Häufig sind es also gerade diese Kinder, für welche
die hohe Begabung zu einer hohen Belastung wird.
Deshalb ist es zwingend erforderlich, die Situation
näher zu beleuchten und zu Schlussfolgerungen zu

kommen. Ich möchte an dieser Stelle auf das Gut-
achten von Professor Ziegler zu sprechen kommen,
weil er ein anerkannter Experte im Bundesgebiet zu
diesem Thema ist. Er schreibt: Ob eine Hochbega-
bung in Schleswig-Holstein erkannt wird, ist Zufall.
Es werden keinerlei Anstrengungen unternommen,
zur Identifikation Hochbegabter zu kommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist für
mich nicht nachvollziehbar, dass es für Kinder mit
sonderpädagogischem Förderbedarf ein geregeltes
Anerkennungsverfahren und gesonderte Förder-
maßnahmen gibt, ein vergleichbares System jedoch
den hochbegabten Kindern vorenthalten wird. Das
ist nicht akzeptabel und muss geändert werden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Da bieten aus meiner Sicht leider die Möglichkeiten
unseres Schulgesetzes mit der flexiblen Eingangs-
phase und im Überspringen von Klassen keine aus-
reichenden Fördermöglichkeiten. Für hochbegabte
Kinder ist das eher ein Mittel, die Langeweile zu
verkürzen und das Abgleiten in Frustration zu ver-
hindern. Die zusätzlichen schulischen und außer-
schulischen Angebote sind sicherlich ein erster
Schritt auf einem langen Weg. Sie machen jedoch
auch ein Problem besonders deutlich, das von
Hochbegabtenvereinen vor allem beklagt wird: Ent-
scheidend für die Möglichkeit der Teilnahme ist die
Hochleistung in der Schule. Damit werden genau
diejenigen nicht erfasst, die - obwohl sie hochbe-
gabt sind - keinen Erfolg an der Schule haben. Pro-
fessor Ziegler schreibt dazu: Es gibt zwar Förder-
maßnahmen, die von Hochbegabten wie von allen
anderen Schülern auch in Anspruch genommen
werden können, es gibt jedoch keine einzige aktive
Fördermaßnahme, die sich gezielt an Hochbegabte
wendet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen
müssen wir uns dieser Aufgabe zuwenden.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Dr. Wadephul, kommen Sie bitte zum
Schluss.

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Wir Politiker und Politikerinnen beklagen häufig,
dass die Menschen überhaupt nicht wahrnehmen,
was wir tun. Ich war deshalb sehr überrascht, wie
viele Zuschriften meine Fraktion nach Veröffentli-
chungen in der Presse und nach unseren Initiativen
erreicht haben. Persönlich betroffene Eltern schil-
dern uns, wie sie versuchen, einem hochbegabten
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Kind ein weitgehend normales Heranwachsen zu
ermöglichen. Diese meist sehr persönlichen Briefe
haben mich bewegt und teilweise überrascht.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Dr. Wadephul, achten Sie bitte auf Ihre Rede-
zeit.

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. - Nach der
Lektüre geht mir eine Frage nicht mehr aus dem
Kopf: Ist es wirklich ein Problem in unserer Gesell-
schaft und damit auch für unsere Gesellschaft, dass
ein Kind hochbegabt ist? Bei der Lektüre ist mir
klar geworden: Die Eltern und auch die Kinder
wünschen sich nichts mehr als ein normales Heran-
wachsen ohne den berühmten Stempel auf der
Stirn. Wir müssen an dieser Stelle zu neuen Lösun-
gen und zu einer neuen Politik kommen. Dafür wird
sich die CDU-Landtagsfraktion in den weiteren Be-
ratungen sehr tatkräftig einsetzen und setzt darauf,
dass wir die Bildungsministerin und die SPD-Frak-
tion entsprechend überzeugen können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter
Detlef Buder das Wort.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wie viele Minuten waren das
eben?)

- Das waren fast zwölf Minuten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es waren gefühl-
te acht!)

Detlef Buder [SPD]:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Der ehemalige Vorsitzende des Deutschen
Kinderschutzbundes hat ein ähnliches Schicksal
hinter sich, wie Herr Dr. Wadephul es beschrieben
hat. Er hat allerdings dann sein Berufsleben als
Universitätsprofessor beendet. Er beklagte immer
wieder die fehlende individuelle integrative För-
derung in der Schule. Genau die entspricht dem
Grundprinzip, wie wir es im Schulgesetz festge-
schrieben haben.

Die individuelle Förderung aller Kinder und Ju-
gendlichen umfasst die schwächeren Schülerinnen
und Schüler ebenso wie die besonders starken. Die
Schulen müssen jedes Kind und jeden Jugendlichen

mitnehmen. Sie sollen niemanden abbremsen, der
schneller lernt als andere. Das ist eine große päd-
agogische Aufgabe, zu der die Lehrerinnen und
Lehrer in der Ausbildung und in der Fortbildung fit
gemacht werden müssen.

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum, dass hochbegabte
Kinder und Jugendliche ihren Weg schon von selbst
machen werden und keiner besonderen Förderung
bedürfen. Meine Fraktion führt seit rund zwei Jah-
ren eine landesweite Vortragsreihe mit dem Ham-
burger Pädagogikprofessor Peter Struck durch, der
uns immer wieder darauf hinweist, dass gerade
hochbegabte Kinder zu den Risikogruppen für das
Scheitern in der Schule gehören. Die Vorträge die-
ses Pädagogikprofessors würden sicherlich auch
den Erkenntnisgewinn von Herrn Dr. Klug fördern.
Er begründet diesen scheinbaren Widerspruch mit
den unterschiedlichen Lerngeschwindigkeiten be-
sonders begabter und weniger begabter Kinder und
Jugendlicher.

Wer eine Information des Lehrers nicht einfach nur
zur Kenntnis nimmt, sondern darüber reflektiert
und sie hinterfragt, läuft Gefahr, die im Anschluss
daran folgenden Informationen zu verpassen. Da-
durch erweckt der betreffende Schüler beziehungs-
weise die betreffende Schülerin den Eindruck, sich
nicht ausreichend zu konzentrieren, obwohl genau
das Gegenteil der Fall ist.

Ich beziehe mich wiederum auf Professor Struck,
der immer wieder darauf hinweist, dass Jugendliche
von Altersgleichen mehr lernen als vom Lehrer und
dass die effektivste Form des Lernens darin besteht,
selbst zu lehren. Das ist für uns einer der maßgebli-
chen Gründe, weshalb wir der Integration auch bei
Kindern und Jugendlichen mit besonderen Bega-
bungen den Vorrang einräumen

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Beifall
des Abgeordneten Karl-Martin Hentschel
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch dies ist eine Überlegung, die der Oppositions-
führer vielleicht einmal kognitiv bewältigen sollte.
Denn die öffentliche Diskussion hat sich - zumin-
dest früher - immer wieder auf die Frage fokussiert,
ob für Kinder und Jugendliche mit besonderer Be-
gabung eigene Klassen oder Schulen eingerichtet
werden sollten. Wir sind als SPD auch bei diesen
Kindern und Jugendlichen dafür, zu integrieren statt
zu segregieren. Wenn wir uns von dem überlebten
Konzept der leistungshomogenen Schulklasse ver-
abschieden, schaffen wir auch ganz neue Möglich-
keiten für besonders begabte Schülerinnen und
Schüler, die sich in den Unterricht einbringen und

Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 83. Sitzung - Donnerstag, 24. April 2008 6071

(Dr. Johann Wadephul)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D12&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D12&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8652&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8652&format=WEBVOLLLANG


in der Gruppendynamik des Unterrichts das ge-
meinsame Lernen sowohl für sich selbst als auch
für ihre Mitschüler intensivieren können.

Das Bildungsministerium hat bereits 2004 in einer
sehr umfangreichen Broschüre die zahlreichen in-
stitutionellen Wege und Projekte zusammenge-
stellt und aufbereitet, die es in unserem Land zur
Förderung von Kindern mit besonderen Begabun-
gen gibt. In dieser Publikation wurden zugleich die
diagnostischen Schwierigkeiten bei der Begabungs-
feststellung aufgezeigt. Das haben wir heute wie-
derum gehört.

Die Große Anfrage, die unsere Kolleginnen und
Kollegen von der CDU gestellt haben, hat dem Bil-
dungsministerium Gelegenheit gegeben, die dama-
lige Veröffentlichung zu aktualisieren. Wie die
Landesregierung in ihrer Antwort ausführt, versteht
nicht jeder dasselbe unter dem Begriff Hochbega-
bung. Wenn die beiden künstlerischen Hoch-
schulen in unserem Land Hochbegabte fördern, ist
die Rede von künstlerisch oder musikalisch beson-
ders begabten Menschen, die in der allgemeinbil-
denden Schule möglicherweise in Sprachen oder in
Mathematik und anderen Naturwissenschaften eher
weniger beeindruckende Leistungen erbracht haben
können.

Dasselbe gilt für die Exzellenzprogramme wie den
Klassiker „Jugend forscht“, der sich an die Lei-
stungsträger im naturwissenschaftlichen Bereich
richtet, aber die sprachlich oder geisteswissen-
schaftlich besonders Talentierten nicht erreicht.
Umso wichtiger ist es, dass sich die Hochschulen
dieser Jugendlichen angenommen haben und Work-
shops und Akademien anbieten.

Die Orientierung an einem bestimmten IQ-Wert
schließt auch nicht aus, dass besonders hervorra-
gende Leistungen in dem einen Bereich mit Schwä-
chen im anderen Bereich einhergehen. Dass kogni-
tive Intelligenz nicht immer mit sozialer Intelligenz
einhergeht, ist ohnehin selbstverständlich.

Die Landesregierung weist aus, dass sich die dia-
gnostischen Methoden und die Vorbereitung der
Lehrkräfte auf den Umgang mit Kindern mit beson-
derer Begabung in den letzten Jahren entscheidend
verbessert haben.

Wir haben uns leider oft mit der Problematik von
Familien auseinanderzusetzen, die sich zu wenig
oder überhaupt nicht um den Bildungserfolg ihrer
Kinder kümmern. Den Gegenpol bilden Eltern, die
in ihre Kinder Erwartungen setzen, denen diese
nicht gerecht werden können. Manchmal wird so-
wohl auf die Kinder als auch auf die Lehrkräfte ein

Druck ausgeübt, der den angemessenen Schulerfolg
gefährden kann.

Der Bericht der Landesregierung weist auch auf die
Möglichkeit hin, dass besonders begabte Schüler
Klassen überspringen können. Das findet in den
Grundschulen noch relativ häufig statt, in den wei-
terführenden Schulen in erster Linie an den Gymna-
sien, in dritter Linie an der Hauptschule, wobei man
sich, wenn das Überspringen ein verlässliches Indiz
für eine Hochbegabung wäre, fragen müsste, was
ein solcher Schüler überhaupt an der Hauptschule
macht.

Man darf auch nicht aus den Augen verlieren, dass
sich die intellektuelle Entwicklung jedes Menschen
in seinem eigenen Rhythmus vollzieht. Nicht jeder
Schüler bleibt über seine gesamte Bildungskarriere
hinweg immer in der Spitzengruppe, ebenso wenig
wie jeder Schüler während seiner gesamten Schul-
zeit immer nur schlechte Leistungen erbringt.

So informativ diese Statistik also ist, bildet sie doch
immer nur Momentaufnahmen einer Schulkarriere
ab. Wirklich aussagekräftig wären Analysen, die im
Rahmen der Beantwortung einer parlamentarischen
Anfrage auf keinen Fall geleistet werden können,
so beispielsweise im Hinblick darauf, wie viele
Schülerinnen und Schüler ein gleich bleibend hohes
Tempo beim Durchlaufen ihrer Schulkarriere an
den Tag gelegt haben und bei wie vielen Schülern
nach der schnellen Phase Abschnitte der Überforde-
rung kamen, durch die sie möglicherweise sogar ein
Jahr verloren haben.

Im vergangenen Jahr haben die Medien ausführlich
eine baden-württembergische Schülerin - übrigens
teilweise mit Migrationshintergrund - präsentiert,
die mit 14 Jahren das Abitur mit 1,0 absolviert hatte
und jetzt bereits ihr Studium begonnen hat. Ich will
nicht verhehlen, dass meine Gefühle diesbezüglich
sehr zwiespältig sind.

Die Antwort der Landesregierung auf die Große
Anfrage ist eine aussagekräftige Handreichung
auch für jene Eltern, die davon überzeugt sind, dass
ihr Kind hochbegabt ist. Sie kann die Schulen nicht
vor dem Konflikt mit Eltern bewahren, die mit un-
realistischen Erwartungen an die Leistungsfähigkeit
ihres Kindes herangehen, aber sie hilft ihnen dabei,
diese Konflikte zu moderieren.

Wir können im Bildungsausschuss über die Ant-
worten der Landesregierung auf die 62 in der
Großen Anfrage gestellten Fragen trefflich weiter-
beraten. Vielleicht kann der Ausschuss in den
großen Ferien auch einmal das Jugendcamp in St.
Peter-Ording aufsuchen, um in die Diskussion mit
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den eigentlich Gemeinten, mit den eigentlich Be-
troffenen, also mit den Schülerinnen und Schülern,
die dieses Camp besuchen, einzutreten. Für eine
weitere Diskussion wäre dies sicherlich zielfüh-
rend.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der FDP hat nun der Herr Abge-
ordnete Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein
Land, das die Talente seiner besonders begabten
Kinder und Jugendlichen nicht fördert, handelt un-
gerecht. Es verwehrt ihnen nämlich damit die Un-
terstützung, auf sie in gleicher Weise Anspruch ha-
ben wie jene Schülerinnen und Schüler, die auf-
grund von Nachteilen oder Entwicklungsdefiziten
besondere Förderung verdienen. Im schleswig-hol-
steinischen Schulgesetz ist das Prinzip der indivi-
duellen Förderung aller Schülerinnen und Schüler
verankert. In der Praxis wird diese Unterstützung
jedoch hochbegabten Schülern weitgehend ver-
wehrt; denn im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern sind Instrumente und Angebote zur Hochbe-
gabtenförderung in unserem Schulsystem in Schles-
wig-Holstein extrem unterentwickelt.

Die verweigerte Unterstützung für hochbegabte
Kinder und Jugendliche schränkt aber nicht nur de-
ren individuelle Chancen zur Entfaltung ihrer Ta-
lente ein; sie schadet auch dem Gemeinwohl, weil
dadurch auch die Gesellschaft insgesamt nicht in
dem Maße aus den Leistungen besonders begabter
Menschen Nutzen ziehen kann, wie dies bei einer
anderen Herangehensweise an das Thema möglich
wäre.

Unterentwickelte Hochbegabtenförderung ist also
auch eine bildungspolitische Dummheit, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP - Vereinzelter Beifall
bei der CDU)

Dass im schleswig-holsteinischen Schulwesen in
diesem Bereich noch vieles nachgeholt und nachge-
bessert werden muss, ist keine neue Erkenntnis. Es
ist aber das Verdienst der Fragesteller der Großen
Anfrage, der CDU-Fraktion, erneut die Aufmerk-
samkeit auf dieses Thema gelenkt zu haben.

Die FDP-Fraktion hat vor acht Jahren mit einem
Entschließungsantrag das Ziel verfolgt, zur besse-

ren Förderung hochbegabter Schülerinnen und
Schüler an den Gymnasien des Landes auch die
Bildung besonderer Schulklassen zu ermöglichen.
Dies halten wir nach wie vor für einen sinnvollen
Ansatz.

(Beifall bei der FDP)

Unsere Initiative wurde seinerzeit von SPD und
Grünen abgelehnt. Im Sitzungsprotokoll des Bil-
dungsausschusses vom 21. September 2000 kann
man im Zusammenhang mit der Beratung unseres
Antrages Folgendes nachlesen - ich zitiere -:

„Auf eine Frage des Abgeordneten Dr. Klug
bekräftigt Ministerin Erdsiek-Rave noch ein-
mal den Standpunkt der Landesregierung,
dass man gerade vor dem Hintergrund der
flächendeckend im Land angebotenen Ver-
kürzung der Gymnasialschulzeit spezielle
Klassen für Hochbegabte nicht für erforder-
lich halte.“

Meine Damen und Herren, in Anbetracht dessen,
dass im kommenden Schuljahr die Schulzeitver-
kürzung an den Gymnasien generell eingeführt
wird - morgen Vormittag werden wir einen Bericht
hierüber diskutieren -, müsste Frau Erdsiek-Rave in
der Logik ihrer damaligen Argumentation nunmehr
eigentlich triumphierend ankündigen, dass rund
40 % der Schüler an weiterführenden Schulen nach
den Sommerferien in den Genuss einer Hochbegab-
tenförderung kämen.

Aber so sicher, wie dies nicht der Fall ist, waren die
Erklärungen der Ministerin bereits vor acht Jahren
reine Ausflüchte, die bloß dazu dienten, eine beson-
dere institutionalisierte Hochbegabtenförderung
in schleswig-holsteinischen Schulen zu verhindern.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ist es!)

Meine Damen und Herren, die Verweigerungshal-
tung der sozialdemokratischen Bildungspolitik ge-
genüber solchen institutionalisierten Formen der
Hochbegabtenförderung findet man in anderen
Bundesländern nicht in gleicher Weise. Darauf hat
auch Kollege Wadephul schon hingewiesen. In
Rheinland-Pfalz hat sich die FDP in der vorigen
Wahlperiode in der Koalitionsvereinbarung mit ih-
rem damaligen Regierungspartner SPD darauf ver-
ständigen können, dass an mehreren Standorten,
nämlich in Mainz, Kaiserslautern und Trier,
Schulen für Hochbegabte eingerichtet wurden, die
mit einem Internatsangebot die gesamte fachliche
Breite der Begabtenförderung abdecken. Die erste
Schule nahm im Schuljahr 2002/2003 in Kaisers-
lautern ihre Arbeit auf, und 2005 wurde mit der
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Hochbegabtenschule am Max-von-Laue-Gymnasi-
um in Koblenz noch ein viertes Bildungsangebot
dieser Art geschaffen.

Warum - so frage ich - kann Schleswig-Holstein
nicht nach diesem Beispiel oder nach ähnlichen
Vorbildern aus anderen Bundesländern ebenfalls
mehr öffentliche Unterstützung für Hochbegabten-
förderung im Schulwesen leisten?

Seit etlichen Jahren beantragt die FDP-Fraktion re-
gelmäßig zu den Haushaltsberatungen, im Bil-
dungsetat unseres Landes Mittel für ein schulisches
Netzwerk zur Förderung besonders begabter
Schülerinnen und Schüler bereitzustellen. Zum
Doppelhaushalt 2007/2008 haben wir hierfür zu-
letzt einen Betrag von 2 Millionen € beantragt. Un-
ser Antrag ist von der Mehrheit des Hauses bedau-
erlicherweise nicht unterstützt worden; er wurde
nicht angenommen. Nach unseren Vorstellungen
sollten diese Mittel dazu dienen, landesweit ein
schulisches Netzwerk für Enrichment-Program-
me zu schaffen, das heißt Zusatzkurse auf hohem
Niveau für besonders begabte und leistungsbereite
Schülerinnen und Schüler, die zusammen mit Ko-
operationspartnern aus verschiedenen Bereichen
angeboten werden. Dann gibt es jeweils einen re-
gionalen Stützpunkt, eine Schule, an der solche An-
gebote konzentriert werden. Für das etwas weitere
regionale Umfeld werden Ergänzungsangebote
durchgeführt.

Bislang gibt es solche Zusatzangebote in Schles-
wig-Holstein an sieben Standorten. Den Anfang
hat vor etlichen Jahren der Kreis Pinneberg ge-
macht, dankenswerterweise mit einer nennenswer-
ten Unterstützung durch die Örtliche Sparkasse. Die
Antwort auf die Große Anfrage macht deutlich,
dass das, was das Land Schleswig-Holstein hier an
Unterstützung gibt, vergleichsweise sehr beschei-
den ist: 71 Jahreswochenstunden, das sind umge-
rechnet nicht einmal drei Lehrerstellen, die in die
Angebote des Enrichment-Programms hineingege-
ben werden. Mit einem solchen Feigenblatt kann
man die mangelhafte Begabtenförderung an schles-
wig-holsteinischen Schulen nicht zudecken.

Die Gründe, weshalb die Hochbegabtenförderung
in diesem Land so dürftig ausfällt, sind nicht recht
greifbar. Offensichtlich zählt dieses Thema für das
Bildungsministerium nicht zu den politischen Prio-
ritäten. Man gewinnt den Eindruck, es wird hierzu-
lande bewusst nur so viel getan, dass man wenig-
stens ein paar Feigenblätter vorzeigen kann. Viel-
leicht steht hinter dieser Taktik auch die unausge-
sprochene Annahme - ich hatte bei der Rede des
Kollegen Buder eben den Eindruck, dass genau das

der Fall ist -, dass besonders begabte junge Men-
schen schon aus eigener Kraft ihren Weg finden
würden.

(Zurufe von der SPD)

- Das ist nach meiner Einschätzung die Denkweise,
die hinter der Blockadehaltung gegen eine ausge-
baute Hochbegabtenförderung steckt.

(Beifall bei der FDP)

Das ist mit dem Beispiel, das der Kollege Buder
vorhin genannt hat, deutlich geworden. Ich betone
noch einmal: Eine solche Annahme ist grundfalsch.
Besonders begabte Schüler können, wenn sie dauer-
haft unterfordert werden, unter Umständen - sicher-
lich nicht in jedem Fall, aber unter Umständen - zu
echten Problemfällen werden, und es kann dazu
kommen, dass der Verlauf ihres Bildungsweges er-
heblich beeinträchtigt und gestört wird, dass sie auf
jeden Fall nicht die Potenziale, die sie haben, ent-
wickeln können.

Meine Damen und Herren, solange das an den
Schulen von staatlicher Seite bereitgestellte Förder-
instrumentarium fehlt oder jedenfalls extrem unter-
wickelt bleibt, wird auch den Eltern eine erhebli-
che zusätzliche Last aufgebürdet. Kinder aus Fami-
lien, die zum Beispiel die Mittel für teure Hochbe-
gabteninternate in anderen Bundesländern nicht
aufbringen können, sind dann in besonderem Maße
Leidtragende einer mangelhaften schulischen Be-
gabtenförderung von staatlicher Seite her. Das
heißt, dass gerade die sozial schwächeren Familien,
aus denen hochbegabte Kinder kommen, unter dem
fehlenden Angebot an den staatlichen Schulen zu
leiden haben. Vielleicht ist das ein Argument, das
auch die Sozialdemokraten noch einmal überden-
ken sollten, um ihre Meinung in dieser Frage zu än-
dern.

Es ist jedenfalls höchste Zeit, die Defizite, die in
diesem Bereich in der Bildungspolitik des Landes
bestehen, auszuräumen. Ich habe meine Hoffnung
darauf gesetzt, dass mit dem Aufstieg des Kollegen
Stegner an die Spitze der SPD-Fraktion vielleicht
ein bisschen anderer Wind in dieser Sache bei den
Sozialdemokraten weht. Immerhin steht sein Name
im ehemaligen Verzeichnis der Studienstiftung des
Deutschen Volkes. Er müsste eigentlich ein gewis-
ses Verständnis für dieses Thema haben. Aber viel-
leicht liegt das Problem ja auch in den Erfahrungen,
die die Genossen mit dem Kollegen Stegner ge-
macht haben, und das Problem ist durch das Motto
geprägt: Ein Hochbegabter reicht den Sozialdemo-
kraten.
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(Beifall bei der FDP - Zurufe von der SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Fraktionsvorsitzenden, Herrn Abge-
ordneten Karl-Martin Hentschel, das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal vielen Dank an die CDU-Fraktion für
die Fragen und an die Mitarbeiter des Ministeriums
für die Antworten. Leider sind die Antworten aus-
gesprochen dürftig ausgefallen. Es ist offensichtlich
nicht viel bekannt über Hochbegabte in Schleswig-
Holstein und das, was an den Schulen passiert. Das
muss man feststellen. Ich habe mir die Mühe ge-
macht, mich etwas mit der einschlägigen Literatur
zu beschäftigen. Das ist hochaufschlussreich. Ich
möchte Ihnen sechs Anmerkungen vortragen und
anschließend vier Konsequenzen daraus ziehen.

Anmerkung eins: Was ist Hochbegabung? Die Li-
teratur spricht von Hochbegabung ab einem Intelli-
genzquotienten von 130 Punkten. Der Durch-
schnitt liegt bei 100 Punkten. Nach dieser Definiti-
on sind 2,2 % der Bevölkerung hochbegabt.

Oft wird geglaubt, Hochbegabung sei eine erbliche
Eigenschaft, die Kinder haben oder nicht und die
nur entdeckt werden müsse. Das haben wir hier
auch vorgetragen bekommen. Dann müsse man die
so entdeckten Kinder zu Hochbegabtenklassen zu-
sammenfassen, und alles sei super.

Viele Studien zeigen jedoch, dass der Einfluss des
Elternhauses und der frühkindlichen Förderung
wesentlich wichtiger ist für den Intelligenzquotien-
ten. Sogar die Ernährung der Kinder hat einen er-
heblichen Einfluss auf den späteren Intelligenzquo-
tienten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Amerikanische Studien haben herausgefunden, dass
allein das Stillen von Kindern 7 % Einfluss auf den
Intelligenzquotienten hat. Die ganze Sache ist of-
fensichtlich relativ komplex.

Anmerkung zwei: Oft findet man die Vorstellung,
der Intelligenzquotient eines Menschen sei eine
Konstante. Auch dies ist falsch. Der Intelligenz-
quotient kann sich im Laufe der Entwicklung von
Kindern durchaus erheblich ändern. Bei besonderer
Förderung konnte in Einzelfällen eine Steigerung
um über 20 % nachgewiesen werden.

Man hat Folgendes herausgefunden - das ist eine
deutsche Studie -: Von einer Gruppe von 10-jähri-
gen Kindern mit gleichem Intelligenzquotienten
wurde die eine Hälfte in das Gymnasium und die
andere Hälfte in die Realschule eingeschult. Nach
fünf Jahren hatten die Kinder, die auf das Gymnasi-
um eingeschult wurden, im Durchschnitt einen IQ,
der um 11,4 Punkte höher lag als der IQ der Real-
schüler. Eine kreative Lernumgebung und intel-
lektuelle Anregungen können den IQ also deutlich
steigern. Umgekehrt bedeutet das: Wenn ich schwa-
che Schüler mit niedrigem IQ in Hauptschulen iso-
liere, dann senke ich systematisch ihren IQ. Das
können dann auch noch so engagierte Lehrerinnen
und Lehrer nicht ausgleichen.

Anmerkung drei: In einem Versuch in den USA hat
man Lehrern erzählt, ganz bestimmte Kinder aus
ihren Klassen seien hochbegabt. In Wirklichkeit
hatten diese Kinder aber einen ganz durchschnittli-
chen IQ und waren nicht besonders aufgefallen.
Dann trat ein Wunder ein: Innerhalb eines Jahres
wurde eine Reihe dieser Kinder tatsächlich viel in-
telligenter. Woher das kommt, ist bisher nicht ab-
schließend geklärt. Man vermutet, dass das Kinder
waren, die bislang von den Lehrern eher wenig be-
achtet worden waren. Nun glaubten die Lehrer, sie
hätten sich getäuscht und schenkten gerade diesen
Kindern besondere Beachtung. Diesen Effekt nennt
man den Pygmalion-Effekt. Man kann daraus
schließen, dass allein die Erwartungshaltung der
Lehrer gegenüber dem Kind und das Vertrauen in
seine Leistungsfähigkeit das Kind beflügeln kann
und dadurch sein IQ zunimmt.

Anmerkung vier: Es gibt nicht den einen IQ, son-
dern sehr viele unterschiedliche. Es gibt Kinder, die
sehr einseitig musikalisch, einseitig sprachlich oder
auch einseitig mathematisch begabt sind. Natürlich
gibt es auch Kinder mit Allroundbegabungen. Der
Intelligenzquotient und auch andere Messmetho-
den der Begabung bilden also immer nur einen
Durchschnitt, einen Mittelwert ganz unterschiedli-
cher Begabungen von Menschen. Die einseitige Be-
gabung eines Menschen kann im Einzelfall so ex-
trem ausgeprägt sein, dass ein hochbegabter Musi-
ker oder ein hochbegabter Physiker den Intelligenz-
quotienten eines Sonderschülers hat. Viele Natur-
wissenschaftler scheiterten bekanntlich an der
Schule und erreichten nur sehr mittelmäßige Ergeb-
nisse, weil sie große Probleme in den Sprachen hat-
ten, ja oft sogar Legastheniker sind. Einstein be-
herrschte bekanntlich auch nach vielen Jahren Auf-
enthalts in den USA kaum die englische Sprache.
Umgekehrt gibt es Menschen, die locker in der La-
ge sind, Dutzende von Sprachen zu lernen, denen
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aber mathematisch-räumliches Denken völlig abge-
ht.

Anmerkung fünf: Leistung und Begabung sind et-
was sehr Verschiedenes. Die Begriffe Begabung
und Intelligenz sagen deshalb nur begrenzt etwas
darüber aus, zu welchen Leistungen Menschen fä-
hig sind. So wurde festgestellt, dass Schülerinnen
und Schüler, die in der Schule Spitzenleistungen
bringen, nur zu 15 % hochbegabt sind. 15 % der
Spitzenschüler haben sogar einen IQ, der gerade
beim Durchschnitt liegt. Begabung ist also nicht der
einzige Faktor, der für gute Leistungen entschei-
dend ist. Dazu gehören auch Eigenschaften wie
Durchsetzungsvermögen, Ausdauer, Selbstbewusst-
sein und so weiter.

Anmerkung sechs: Eines der häufigsten Vorurteile
besteht darin, dass man glaubt - das ist hier mehr-
fach vonseiten der FDP und CDU gesagt worden -,
hochbegabte Kinder hätten mehr Probleme mit
Ausgrenzung und Mobbing als weniger Begabte.
Immer wieder liest man, dass Hochbegabte häufig
Probleme haben, mit anderen Kindern zurechtzu-
kommen. Ich habe selbst solche Fälle in meinem
Bekanntenkreis gehabt. Dies ist aber nicht die Re-
gel, sondern das Gegenteil ist der Fall. Studien be-
sagen, hochbegabte Kinder leiden seltener an psy-
chischen Störungen, haben weniger Probleme mit
der Schule, sind gesünder und in der Regel sozial
besser integriert als andere Kinder. Die Intelligenz
hilft ihnen in der Regel. Es gibt auch hochbegabte
Kinder mit Verhaltensstörungen. Diese können
dazu führen, dass diese Kinder für dumm gehalten
werden; darüber gibt es die berühmten Pressemel-
dungen. Das gilt besonders für Kinder mit dem
Asperger-Syndrom, einer Variante des Autismus,
das bei Hochbegabten häufiger vorkommt als nor-
malerweise.

Natürlich kommt es auch vor, dass hochbegabte
Kinder unterfordert sind und dadurch auffällig wer-
den. Das ist aber - so sagt es die Literatur - sehr sel-
ten, da sich hochbegabte Kinder in der Regel ihr
Futter selbst suchen und zum Beispiel extrem viel
lesen.

Einseitig mathematisch begabte Schülerinnen und
Schüler haben dagegen große Probleme und schei-
tern häufig, weil sie in zwei Sprachen und mögli-
cherweise Deutsch auf Note 5 stehen. Umgekehrt
ist es mit einer 5 in Mathe und einer 4- in Physik
eher möglich, durch die Schule zu kommen, wenn
man sprachlich hochbegabt ist, da man an der Ober-
stufe als Naturwissenschaft Biologie wählen kann.

So weit meine Anmerkungen, die ich der Literatur
zum Thema Hochbegabungen entnommen habe.
Ich möchte daraus einige Konsequenzen ziehen. Er-
stens. Wir müssen unbedingt die Fähigkeiten der
Lehrerinnen und Lehrer in Fragen der Diagnostik
verbessern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bericht teilt uns mit, dass in Bayern und Thü-
ringen an jeder Grundschule ein Lehrer beziehungs-
weise ein Ansprechpartner für Diagnostik ist und
eine entsprechende Weiterbildung absolviert hat.
Das sollte auch in Schleswig-Holstein möglich sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Dieses Problem der Diagnostik gilt nicht nur für
Hochbegabte, sondern natürlich für alle Schüler.
Wir müssen in der Lage sein, die unterschiedlichen
Fähigkeiten und Begabungen der Schüler besser
zu erkennen. Dies ist eine Aufgabe der Schule.

Zweitens: Wir müssen mehr als bisher zur Kenntnis
nehmen, dass die Schulartenempfehlung im We-
sentlichen eine Selffulfilling Prophecy ist. Sie sagt
mehr über das Elternhaus aus als über die Potenzia-
le von Schülerinnen und Schülern. Sie sollte des-
halb abgeschafft werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt bei der SPD und beim SSW)

Das Hauptproblem sind Schüler, die einseitig be-
gabt oder hochbegabt sind. Vorgestern wurde in der
Zeitung wieder einmal berichtet, dass uns
100.000 Ingenieure fehlen. Unsere Lehrer müssen
wissen, dass ein Schüler, der sich kaum meldet und
große Probleme in der Rechtschreibung und mit der
Ausdrucksweise hat, später ein hervorragender
Physiker oder Ingenieur werden kann, wenn man
ihm die Chance dazu gibt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Angesichts der Vielzahl von Begabungen und der
ganz unterschiedlichen Problemstellungen macht es
- und das ist das, was ich der Literatur entnommen
habe, Herr Klug und Herr Wadephul - relativ wenig
Sinn, Klassen für Hochbegabte einzurichten, weil
die Probleme sehr unterschiedlich sind. Gerade
Hochbegabte - Sankt Afra ist ja explizit darauf ein-
gestellt - sind eher Kinder, die relativ gut damit zu-
rechtkommen. Es sind die Kinder mit Sonderpro-
blemen, zum Kinder mit Asperger-Syndrom, die
auch massive Probleme in der Schule haben. Es
geht also darum, dass ihnen geholfen wird und die
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Lehrer in der Lage sind, solche Probleme zu dia-
gnostizieren und darauf einzugehen. Es darf nicht
auf mangelnde Begabung oder Dummheit gescho-
ben werden, wenn diese Kinder nicht genügend
Kontakt aufnehmen können oder sich beim Lernen
nicht normal verhalten.

Viertens: Die wichtigste Lehre ist: Wir müssen die
Schülerinnen und Schüler als Individuen wahrneh-
men. Wir müssen die Schule so weit entwickeln,
dass die Schülerinnen und Schüler individuell nach
ihren jeweiligen Fähigkeiten in der unterschiedli-
chen Kompetenzbereichen gefördert werden.
Hochbegabte, die in die Lage versetzt werden, in
der Schule frühzeitig selbst auch ihre Klassenkame-
raden oder andere Kinder zu unterrichten und zu
fördern, lernen dabei enorm viel und werden da-
durch geradezu beflügelt. Das heißt, es ist nicht das
Problem der Isolation oder des Auseinanderdividie-
rens der Schulen, sondern es ist das Problem, jedem
einzelnen Kind entsprechend seinem Niveau ge-
recht zu werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Es reicht nicht aus, dass an einigen ausgesuchten
und sehr gut ausgestatteten Sondereinrichtungen
wie in Sachsen oder Baden-Württemberg entspre-
chend unterrichtet wird. Es muss der normale An-
spruch der Pädagogik der Schulen werden, allen ge-
recht zu werden. Wenn es stimmt, dass sich die In-
telligenz während der Schulzeit noch erheblich ent-
wickeln kann, dann muss es unser Ziel sein, nicht
nur jeden Schüler und jede Schülerin nach der Be-
gabung und Intelligenz zu entwickeln, sondern
auch, die Intelligenz der Schüler in der Schule zu
fördern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Hentschel, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. - Nur eine
Schule, die individuell fördert, kann möglichst vie-
len Hochbegabten und Spezialbegabten gerecht
werden. Daran sollten wir arbeiten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Gruppe des SSW erhält die Vorsitzende, die
Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Schulpolitik gibt es ausgesprochene Dauer-
brenner, Themen, denen sich der Landtag in fast
berechenbarer Regelmäßigkeit widmet. Die Hoch-
begabtenförderung gehört unbestritten dazu. Darum
ist es gut, einmal ganz genau nachzufragen, wie
weit der Stand der Hochbegabtenförderung in
Schleswig-Holstein gediehen ist. Die Antworten
zur Großen Anfrage zeigen dabei einen bunten An-
gebotskatalog mit vielen Projekten und Initiativen.

Hochbegabung ist zweifelsohne ein ideologisch be-
setztes Thema. Doch bei allem Engagement sollten
wir nicht vergessen, dass es letztlich um Kinder
geht, die sich in ihrer Schule oftmals nicht zurecht-
finden. Internationale Untersuchungen gehen da-
von aus, dass ungefähr 40 % der hochbegabten Kin-
der, die über einen Intelligenzquotienten von 130
und mehr verfügen, sozial auffällig werden. Ihre
Begabungen verkümmern, und sie fühlen sich abge-
lehnt.

Mir ist bewusst, dass eine solche Statistik auch kri-
tisch zu hinterfragen ist. Man könnte vielleicht als
Konklusion einfach nur sagen, dass unter den sozial
auffälligen Kindern auch hochbegabte Kinder sind
und dass diese Kinder dann auch identifiziert wer-
den müssen.

In der Diskussion um Hochbegabung sollte man al-
so alle Aspekte der Hochbegabung berücksichtigen.
Die Antworten zur Großen Anfrage deuten das be-
reits an. Ich erinnere mich noch gut an viele - auch
ungeeignete - Versuche, hochbegabte Kinder zu un-
terstützen. So hatten wir Mitte der 90er-Jahre in
Schleswig-Holstein eine zentrale Anlaufstelle für
Eltern hochbegabter Kinder, die allerdings nach
kurzer Zeit mangels Nachfrage eingestellt wurde.
Danach hat die CDU das Überspringen von Klassen
für Hochbegabte gefordert, was auch im Schulge-
setz umgesetzt wurde. Seit zehn Jahren besteht für
hochbegabte Schülerinnen und Schüler die Mög-
lichkeit, Klassen zu überspringen. Zehnjährigen,
die mehrere Klassen überspringen und sich dann
mit pubertierenden Mitschülern herumschlagen
müssen, tut man allerdings keinen Gefallen.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])
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Sie finden keine Freunde und bleiben ausgegrenzt.
Das kann Minderwertigkeitsgefühle eher verstärken
als sie auszugleichen. Das ist also keine Lösung.

Die Schulen sollten Hochbegabten Arbeits- und
Projektgruppen anbieten, wo sie sich individuell
entwickeln können. So bleibt dann auch noch Zeit
für altersgemäße Hobbys und Leidenschaften. Und
die sehen bei Zehnjährigen nun einmal anders aus
als bei Jugendlichen.

Inzwischen wissen wir, dass sich Hochbegabte in
sich selbst zurückziehen und Desinteresse zeigen,
wenn sie unterfordert werden. Das ist ein eindeuti-
ges Zeichen dafür, dass besonders begabte Schüle-
rinnen und Schüler ein erhöhtes Bedürfnis nach in-
dividueller Zuwendung haben. Eine solche Zu-
wendung erhalten sie aber weder durch frühere Ein-
schulung noch durch das Überspringen von Klas-
sen.

Individuelle Zuwendung ist grundsätzlich das A
und O einer erfolgreichen Pädagogik. Die Schüle-
rinnen und Schüler in ihrer Verschiedenheit zu ak-
zeptieren, ist ein zentraler Grundsatz der Gemein-
schaftsschulen. Ich hebe hier noch einmal die Ge-
meinschaftsschulen hervor.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn mit der Einführung der Gemeinschaftsschulen
haben wir auch für hochbegabte Kinderinnen und
Kinder - -

(Heiterkeit und Beifall)

- Entschuldigung, das musste ja einmal gesagt wer-
den.

(Heiterkeit)

Das bringt mich jetzt ganz aus dem Konzept. - Al-
so, individuelle Zuwendung ist - das möchte ich
dann doch wiederholen - wirklich das A und O ei-
ner erfolgreichen Pädagogik. Schülerinnen und
Schüler in ihrer Verschiedenheit zu akzeptieren, ist
auch ein zentraler Grundsatz - auch der zentrale
Grundsatz - der Gemeinschaftsschulen. Deshalb be-
grüßt der SSW die Einführung der Gemeinschafts-
schule, denn sie ist auch für die hochbegabten
Schüler von Bedeutung. Davon profitieren alle.
Kinder mit einer musikalischen Hochbegabung tun
sich vielleicht schwer im Erlernen von Sprachen
und umgekehrt. Darum ist die individuelle Unter-
stützung der Kinder so wichtig.

Das haben wir immer gefordert. Dabei bleiben wir.
In solchen Debatten - und das möchte ich auch jetzt
gern tun - spielen wir immer gern die dänische Kar-

te aus. Nördlich der Grenze findet auch zu diesem
Thema - -

(Zuruf)

- Nein, ich werde das anders machen. Natürlich fin-
det auch nördlich der Grenze eine Diskussion da-
zu statt, sie findet ja auch in anderen Ländern statt.
Zentraler Ansatz dieser Diskussion ist, wie solchen
Kindern in den allgemeinbildenden Schulen gehol-
fen werden kann, wie sie also besser in die öffentli-
che Schule integriert werden können. Denn die Al-
ternative ist, dass sie alle in eine Privatschule ge-
hen. Im dänischen Rungsted auf Seeland gibt es -
das kann man alles nachlesen - seit diesem Schul-
jahr ein Projekt oder den Ansatz, in besonderen
Projektklassen den Kindern zu helfen. Die Lehrer
verstehen sich dabei nicht als Wissensvermittler,
sondern Organisatoren des Wissenserwerbs. Die
Schüler besuchen Museen und erarbeiten sich dort -
je nach Interessenlage - neue Sachgebiete. Und das
- liebe Kolleginnen und Kollegen, das war meine
eigentliche Pointe - geschieht eingebettet in den
Schulalltag.

In Schleswig-Holstein geht man in dieser Hinsicht
immer noch einen anderen Weg. In Ihrer Antwort
auf die Große Anfrage der CDU-Fraktion weist die
Landesregierung darauf hin, dass es bei uns eine
Vielzahl von Projekten gibt, die dann von Stiftun-
gen, Organisationen oder Verbänden - also privat -
organisiert werden.

Im Ausschuss möchte ich gern geklärt haben, ob
wir nicht diese Ansätze besser in den Alltag der öf-
fentlichen Schulen integrieren können und inwie-
weit ein Austausch der Schulen insgesamt unterein-
ander organisiert werden kann. Denn die Vernet-
zung ist ein Garant dafür, dass solche Projekte wei-
terentwickelt werden können und dass von solchen
Erfahrungen auch möglichst viele profitieren.

Der Besuch des Bildungssauschusses in Meißen, als
wir in der Schule St. Afra über die Begabtenförde-
rung in Sachsen informiert wurden, hat gezeigt,
dass hochbegabte Kinder eben auch und gerade
Kinder sind. Sie wollen intellektuellen Zuspruch
und suchen gerade auch nach neuen Herausforde-
rungen, wollen aber keineswegs so behandelt wer-
den, als ob sie Computer auf zwei Beinen wären.
Viele Kinder - das wurde uns erklärt - hatten einen
richtigen Leidensweg hinter sich, bis ihre besondere
Begabung entdeckt wurde und ihr nun in diesem In-
ternat entsprochen wird. Uns als Bildungspolitikern
muss es aus Sicht des SSW zu allererst darum ge-
hen, eine gemeinsame Beschulung so zu gestalten,
dass alle Kinder optimal und individuell angespro-
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chen werden, dass sie gar nicht erst unterfordert
und zu Klassenclowns werden. In der Gemein-
schaftsschule gehen wir diesen Weg: Besondere
Begabungen werden gefördert, besondere Schwä-
chen ausgeglichen.

Der individuelle Unterricht für alle ist also ein
wichtiger Weg und eine anspruchsvolle Aufgabe
sowie eine pädagogische Herausforderung. Sie
dient letztlich aber allen Kindern. Je besser Lehrer
auf den einzelnen Schüler eingehen können, desto
mehr profitieren alle Schüler davon. Das habe ich
schon versucht zu sagen, das ist die eigentlich Poin-
te der neuen Gemeinschaftsschule, der Nutzen für
alle. Natürlich müssen dann auch die Ressourcen
stimmen. Ich kann nicht einfach auf einer Schule
das Schild Gemeinschaftsschule anbringen, sondern
muss auch für eine vernünftige Personal- und
Sachausstattung sorgen. Dazu gehört auch die
Qualifikation der Lehrkräfte. Sie darf sich keines-
wegs bezüglich der Hochbegabung auf Module
während des Studiums beschränken. Um den unter-
schiedlichen Neigungen und Voraussetzungen der
Kinder gerecht zu werden, ist eine didaktische Wei-
terbildung berufsbegleitend unabdingbar. Unab-
dingbar ist auch, dass diese besonderen Begabun-
gen erkannt werden.

Auch die besten Wettbewerbe können kein Aus-
gleich für einen langweiligen, gleich machenden
Schulalltag sein. So lobenswert Initiativen wie „Ju-
gend forscht“, naturwissenschaftliche Olympiaden
oder Ferienkurse sind, sie können niemals ein Aus-
gleich für täglich sechs Stunden Langeweile sein.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das stimmt! - Jür-
gen Weber [SPD]: Das kann man wohl sa-
gen!)

Die Ministerin darf sich hier nicht nur auf private
Initiativen oder außerschulische Organisationen
verlassen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Darum mein Ansatz: Diese Projekte müssen besser
vernetzt und in den Schulalltag integriert werden.
Hochbegabung wird erst zu einer massiven Beein-
trächtigung, wenn es keine Möglichkeit gibt, sie
auszuleben. Ich möchte hier noch einmal unterstrei-
chen: Hochbegabung ist keine Behinderung wie
Legasthenie. Hochbegabung wird nur zu einem
Handicap, wenn sie unerkannt bleibt und die Be-
troffenen sozial isoliert. Darum sollte bereits die
Pädagogik im Kindergarten auf Hochbegabung aus-
gerichtet sein. Die Landesregierung gesteht in ihrer
Antwort ein, dass sie keine Kenntnisse zu Begab-

tenprogrammen in der kindlichen Frühförde-
rung hat. Ich hatte gedacht, dass wir eigentlich
schon weiter wären.

Wichtig ist, dass unsere Schulen diese Kinder un-
terstützen, damit diese Kinder weiterhin Teil des
schulischen Alltags bleiben. Sie sollen nicht ausge-
grenzt oder aussortiert werden. Denn das Aussortie-
ren, die besondere Beschulung, ist nach Meinung
des SSW der falsche Weg.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Frau Kollegin Spoorendonk, Sie sind einverstanden
- auch wenn heute Girls’ Day ist -, dass wir die
neue Wortschöpfung „Kinderinnen und Kinder“
nicht übernehmen.

(Heiterkeit)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es ist be-
antragt worden, die Antwort der Landesregierung
auf die Große Anfrage Drucksache 16/1942 dem
Bildungsausschuss - zur abschließenden Bera-
tung? – zur abschließenden Beratung zu überwei-
sen. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Ich möchte jetzt geschäftsleitend darauf hinweisen,
dass um etwa 10:30 Uhr der Tagesordnungs-
punkt 14, Wiederwahl der Bürgerbeauftragen für
soziale Angelegenheiten des Landes Schleswig-
Holstein, aufgerufen werden wird. Darauf haben
sich die Fraktionen verständigt.

Auf der Tribüne begrüße ich die eben schon vom
Fraktionsvorsitzenden der CDU, Herrn Dr. Wade-
phul, begrüßten Mitglieder der Deutschen Gesell-
schaft für das hochbegabte Kind, Schülerinnen und
Schüler der Bruno-Lorenzen-Realschule in Schles-
wig und der Eichendorff-Hauptschule aus Kronsha-
gen mit ihren Lehrkräften sowie Herrn Professor
Dunckel von der Universität Flensburg. - Seien Sie
uns alle sehr herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 41 auf:

Die zukünftige Finanzierung der Universität
Flensburg und die Perspektiven für die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit mit der
Syddansk Universitet
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Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/2020

Meine Damen und Herren, es ist ein Bericht in die-
ser Tagung erbeten worden. Darum stelle ich den
Antrag zur Abstimmung. Wer dem Antrag Druck-
sache 16/2020 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Dann haben wir einstimmig so be-
schlossen.

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn
Dietrich Austermann, das Wort.

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft,
Wirtschaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit den
Zeitungsmeldungen, nach denen Plänen existieren,
die Universität Flensburg in ihrer Selbstständig-
keit zu verändern oder in eine PH umzuwandeln,
will jemand offensichtlich auf den Busch klopfen.
Ich sage Ihnen hier ganz klar: Die Landesregierung
verfolgt dieses Ziel nicht.

(Beifall beim SSW)

Dies habe ich auch gegenüber der Zeitung zum
Ausdruck gebracht, als ich das letzte Mal in Flens-
burg war.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ein Glück!)

Eine andere Frage ist, wie sich das Profil und die
zukünftige Entwicklung der Hochschule darstellen.
Dabei geht es natürlich auch um die Finanzierung.
Diese Frage erörtert das Ministerium zurzeit mit der
Universität bei den Verhandlungen über eine neue
Zielvereinbarung für 2009 bis 2013. Wir sind uns
mit der Universität darüber einig, dass ihr Profil in
erster Linie durch Erziehungs- und Vermittlungs-
wissenschaften und somit die Lehramtsausbildung
bestimmt wird. Daneben ist die Kooperation mit
der süddänischen Universität ein prägendes Pro-
filmerkmal. Die süddänische Universität ist übri-
gens eine Universität mit mehreren Standorten im
südlichen Jütland.

Die Kooperation ist ein prägendes Profilmerkmal,
das wir erhalten wollen. Zurzeit umfasst die
deutsch-dänische Zusammenarbeit mehrere Stu-
diengänge, so beispielsweise International Manage-
ment, Management Studies, Kultur- und Sprach-
mittler und European Studies. In all diesen Studien-
gängen hat es in den letzten Semestern eine klare
Steigerung der Studentenzahlen gegeben. Es laufen

zudem sechs verschiedenartige INTERREG-Projek-
te wie zum Beispiel das Leuchtturmprojekt „Colle-
gium Mare Balticum“ und die Projekte „Internatio-
nales Hochschulmarketing“ sowie „Virtuelles Mu-
seum“.

Die deutsch-dänische Zusammenarbeit hat gerade
in den letzten Monaten durch mehrere Treffen auf
Regierungs- und Hochschulebene neue Impulse er-
halten. Das letzte Treffen unter der Leitung von Mi-
nisterpräsident Carstensen und dem Regionsvorsit-
zenden Süddänemarks, Carl Holst, hat in der ver-
gangenen Woche, am 16. April, stattgefunden. Es
wurde dabei ein gemeinsames Arbeitsprogramm
unterzeichnet, das den Aufbau eines gemeinsamen
Sekretariats vorsieht, das die Aktivitäten süddäni-
scher und schleswig-holsteinischer Universitäten
koordinieren soll. Außerdem sind sechs grenzüber-
schreitende Forschungsprojekte für Doktoranten
geplant. Insofern kann man sagen, dass die Zusam-
menarbeit über Landesgrenzen hinweg gut funktio-
niert.

Ich kann Ihnen versichern, Frau Abgeordnete Spoo-
rendonk, dass die Landesregierung diese Entwick-
lung fortführen und der Universitätsstandort Flens-
burg auch künftig davon profitieren wird. Dies gilt
natürlich auch im Zusammenhang mit der Verlage-
rung der Studiengänge für künftige Realschulleh-
rer. Dies und weitere Investitionen, die am Stand-
ort geplant sind, werden diesen Standort stärken.
All dies macht deutlich, dass wir diesen Standort
schätzen und erhalten wollen.

Ich muss allerdings auch einräumen, dass die fi-
nanzielle Ausstattung der Universität Flensburg
ein Problem darstellt. Sie wissen, dass aufgrund ei-
ner Zielvereinbarung, die noch zu Zeiten der alten
Regierung abgeschlossen wurde, jährlich ein be-
stimmter Betrag gezahlt wird. Ich will jetzt den
Haushaltsberatungen nicht vorgreifen, aber mir ist
ebenso wie Ihnen die Haushaltssituation bewusst.
Meine persönliche Einschätzung ist, dass das Hoch-
schulsystem in Schleswig-Holstein nicht ausrei-
chend finanziert ist. Mein Ziel besteht daher darin,
die finanzielle Grundausstattung der Hochschulen
zu verbessern. Ich setze mich für eine Anhebung
der Landeszuschüsse für die Hochschulen um 5 %
ein. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die
Hochschulen finanziell unterschiedlich gestützt
werden müssen. Die finanzielle Lage der einzelnen
Universitäten ist nämlich höchst unterschiedlich.

Die Sorgen sind groß, aber in Flensburg sind sie be-
sonders groß. Es sind augenscheinlich die Probleme
der Universität Flensburg, dies belegen auch Ver-
gleiche unter den schleswig-holsteinischen Hoch-

6080 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 83. Sitzung - Donnerstag, 24. April 2008

(Präsident Martin Kayenburg)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DIDVORG=K-39232&format=WEBVORGLFL
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D601&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D601&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D601&format=WEBVOLLLANG


schulen, und der norddeutsche Ausstattungsver-
gleich sowie bundesdeutsche Vergleichszahlen be-
stätigen dies. Daher streben wir für die Universität
Flensburg mehr als nur eine 5-prozentige Zuschus-
sanhebung an. Wir werden auf diese Situation auch
bei Abschluss der neuen Zielvereinbarung reagieren
und gewisse Korrekturen vornehmen, damit wir
auch in Zukunft eine gute Ausbildung an der Flens-
burger Universität gewährleisten können. Dies be-
trifft insbesondere die Ausbildung zu
Lehrämtern, und insofern liegt es im Interesse des
Landes, weil wir den größten Anteil der Lehramts-
absolventen einstellen sollen. Ich wäre dankbar,
wenn diese Politik vom ganzen Haus mitgetragen
würde.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Grup-
pe des SSW deren Vorsitzenden, der Abgeordneten
Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Landtagspräsident! Meine Damen und Herren!
Vielen Dank für den Bericht, Herr Minister. Es war
schön zu hören, dass die Landesregierung nicht
vorhat, die Universität Flensburg wieder zu einer
PH umzuwandeln. Dies stand so in der Presse; Sie
haben es erwähnt. Wenn wir mit dieser Debatte hier
noch einmal festzurren, dass dies keine Perspektive
ist, dann haben wir meiner Meinung nach einiges
erreicht.

Obwohl es eigentlich schon lange bekannt ist,
schlug es dennoch wie eine Bombe ein, als der
Rektor der Universität Flensburg in einer öffentli-
chen Sitzung des Bildungsausschusses der Stadt
Flensburg die dramatische Unterfinanzierung der
Universität beklagte. Für diejenigen, die sich mit
dieser Problematik befassen, waren die Zahlen, die
erwähnt wurden, natürlich keine Überraschung.
Aber zumindest auf die Flensburger Öffentlichkeit
machte der Hilferuf der Universität großen Ein-
druck. Denn im Zusammenhang mit diesen Geld-
problemen stellte der Rektor der Universität die be-
rechtigte Frage nach der Zukunft der Universität
und der damit verbundenen Perspektiven für die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit.

Ich werde jetzt aus Zeitgründen auf weitere Einzel-
heiten hinsichtlich der Unterfinanzierung nicht ein-
gehen; das können wir im Ausschuss vertiefen.
Fakt ist aber - dies merkte auch schon der Minister
an -, dass die Universität Flensburg strukturell un-

terfinanziert ist. Dies geht aus Vergleichen mit an-
deren Hochschulen in Norddeutschland unter Zuhil-
fenahme des Ausstattungs-, Kosten- und Leistungs-
vergleichs hervor. Auch angesichts der jetzigen
Studierendenzahl sieht man, dass es so ist.

Auch die mit der Unterfinanzierung verbundene
Diskussion um eine Rückführung der Universität
auf das Kerngeschäft der Lehrerausbildung ist
natürlich fatal, weil damit die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit mit der Syddansk Universitet
in Gefahr wäre. Denn gerade die deutsch-dänische
Hochschulkooperation ist einer der Leuchttürme
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der
Region Schleswig-Sønderjylland und einer der Pro-
filschwerpunkte der Universität Flensburg. Die Uni
Flensburg darf also auf keinen Fall auf das Niveau
einer PH zurückgestuft werden.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Selbstverständlich weiß auch der SSW, dass es in
der Vergangenheit Bemühungen gegeben hat, die
Universität zu unterstützen. Ausreichend waren die-
se Bemühungen allerdings nicht. So wurden bei den
Beratungen zum Haushalt 2007/2008 sogar die
vollfinanzierten Vorschläge des SSW zur Erhöhung
der Zuschüsse an die Universität Flensburg zurück-
gewiesen.

Die Landesregierung muss sich also strategisch ent-
scheiden, wie sie sich die weitere Entwicklung der
Universität Flensburg vorstellt und mit welchen
Landesmitteln dies begleitet werden soll. Bei dieser
Gelegenheit möchte ich mich nochmals dafür be-
danken, dass der Minister in seiner Rede deutlich
machte, dass er zur Universität Flensburg steht. Wir
werden das noch einmal genau nachlesen und wei-
ter verfolgen.

(Beifall bei SSW und FDP)

Der SSW vertritt in diesem Zusammenhang die
Auffassung, dass der Wissenschaftsminister in ei-
ner so entscheidenden Frage nicht einfach auf den
neu gegründeten Universitätsrat verweisen kann;
zumindest ist dies in einem Interview mit der
„Flensborg Avis“ nachzulesen.

Eine wichtige Frage ist zum Beispiel, wie der mög-
liche Rückgang an Lehrerstellen in wenigen Jahren
mit anderen Studiengängen kompensiert werden
kann. Es ist zwar gut zu betonen, dass Lehramtsstu-
diengänge wichtig sind. Allerdings wissen wir
auch, dass wir an der Universität ein breit gefächer-
tes Angebot vorhalten müssen, um den berüchtig-
ten Schweinezyklus zu vermeiden.
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Hier bietet sich natürlich der weitere Ausbau der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in beson-
derem Maße an, weil dies sowohl die Profilbildung
als auch die Attraktivität der Universität stärken
und der Grenzregion helfen würde.

Zu der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
noch eine Bemerkung. Es entsteht immer wieder
der Eindruck, dass diese Kooperation aus Kieler
Sicht eher ein ungeliebtes Kind ist, denn die Ko-
operation mit der Syddansk Universitet in den Wirt-
schafts- und Gesellschaftswissenschaften, Kultur-
wissenschaften und besonders im Energie- und
Umweltbereich, wo die Uni Flensburg mit Profes-
sor Hohmeyer sogar über einen Nobelpreisträger
verfügt, ist hervorragend und verdient, vertieft zu
werden.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir haben da manchmal den Eindruck, dass dies
nicht deutlich genug gesehen wird.

Wir freuen uns darüber, dass der Minister in seinem
Bericht deutlich gemacht hat, dass die Landesregie-
rung zu dem Hochschulstandort Flensburg steht.
Wir werden auf diese Aussagen zurückkommen.
Denn nur dann, wenn die Uni endlich eine kritische
Größe erreicht, hat sie auf lange Sicht eine Überle-
benschance. Letztlich werden wir sehen, was bei
den Zielvereinbarungen und bei den Haushaltsbera-
tungen herauskommt. Das nämlich wird der eigent-
liche Gradmesser sein.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten In-
grid Franzen [SPD])

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der CDU hat der Herr Abgeordne-
te Niclas Herbst das Wort.

Niclas Herbst [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zunächst einmal möchte ich die Kollegin
Susanne Herold entschuldigen. Für sie wäre es eine
Herzensangelegenheit gewesen, zu diesem Thema
zu sprechen. Sie ist leider erkrankt. Deshalb darf
ich einige ihrer Gedanken vortragen.

Frau Kollegin Spoorendonk, Sie haben in Ihrem
Antrag im Wesentlichen zwei Befürchtungen geäu-
ßert, nämlich zum einen die Unterfinanzierung und
damit einhergehend eine Einschränkung der Koope-
rationsmöglichkeiten in der grenzüberschreitenden

Zusammenarbeit und zum anderen die Einrichtung
einer PH. Bei den Spekulationen ist der Minister
eben sehr deutlich entgegengetreten. Insofern kön-
nen wir es kurz machen. Sicherlich sind Sie damit
zufrieden, dass der Minister das in einer solchen
Deutlichkeit gesagt hat.

In der Vergangenheit haben wir in der Hochschul-
politik zwei wesentliche Probleme gehabt. Damit
meine ich nicht die letzten zehn Jahre. Das eine
Problem ist, dass damit Regionalpolitik gemacht
wurde. Dieses Rad zurückzudrehen, ist unglaublich
schwer. Zum anderen ist die Unterfinanzierung, die
nicht erst im letzten Jahr angefangen hat. Deshalb
ist es sehr gut, dass der Minister in dieser Frage so
deutliche Worte findet, zumindest die Unterfinan-
zierung in dieser Deutlichkeit anspricht. Diesen
Antrag verstehe ich auch als Unterstützung in sei-
nem Kampf als Wissenschaftsminister, die Unterfi-
nanzierung nach und nach, Schritt für Schritt, abzu-
mildern und irgendwann zu beenden. Unterstützung
dafür hat er auch von unserer Fraktion.

(Beifall bei CDU und SPD)

Zu weiteren Spekulationen kann ich nur begrenzt
Stellung nehmen, weil ich „Flensborg Avis“ gar
nicht lesen kann. Die Kollegin Herold kann das und
hätte dazu vielleicht mehr sagen können. Rektor
Dunckel ist auch ein guter Öffentlichkeitsarbeiter
für seine Hochschule. Die Rektoren der verbleiben-
den acht Hochschulen in Schleswig-Holstein könn-
ten sicherlich ähnlich klagen. Dennoch stimme ich
dem Minister zu, wenn er sagt, dass die Situation in
Flensburg eine besondere ist und auch der besonde-
ren Betrachtung bedarf. Nichtsdestotrotz sollten wir
Finanzierungsaussagen an dieser Stelle vorsichtig
behandeln. Erstens liegen die Haushaltsberatungen
noch vor uns, und zweitens müssten wir als Partei,
die für ganz Schleswig-Holstein und nicht nur Re-
gionalpolitik macht, auch zu den anderen Hoch-
schulen etwas sagen. Das ist an dieser Stelle etwas
schwierig. Da bitte ich um Verständnis.

Auch das Thema Einführung Bachelor-/Master-
Strukturen im Lehramt - das ist für Flensburg ei-
ne besondere Problematik - ist hier noch nicht so
richtig zur Sprache gekommen. Das sollten wir an
anderer Stelle besprechen. Dann wird hoffentlich
durch die Kultusministerkonferenz eine Entschei-
dung getroffen, die wir umsetzen können.

Die Zusammenarbeit im deutsch-dänischen
Grenzraum ist Chefsache. Dort hat sich in letzter
Zeit viel getan. Der Ministerpräsident - auf die
jüngsten Übereinkünfte ist hingewiesen worden -
hat das zur Chefsache erklärt. Das ist sicherlich ei-

6082 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 83. Sitzung - Donnerstag, 24. April 2008

(Anke Spoorendonk)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D351&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8656&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8656&format=WEBVOLLLANG


ne gute Sache. Wir wollen dafür sorgen, dass die
wichtige und gute Zusammenarbeit mit der
Syddansk Universitet weiter bestehen kann. Wenn
ich das falsch ausgesprochen habe, bitte ich, das zu
entschuldigen.

(Jürgen Feddersen [CDU]: Aber wir haben es
verstanden!)

- Sie schütteln den Kopf. Vielleicht war es doch
ganz richtig. Ich könnte auch die Campi in Odense,
Slagelse, Esbjerg, Kolding, Sonderburg aufzählen.
Es gibt auch ein Institut in Kopenhagen. Die Zu-
sammenarbeits- und Kooperationsmöglichkeiten
sind vielfältig. Vielleicht können wir auch einiges
lernen, was die Organisationsformen betrifft. Aber
das ist ein anderes Thema, das wir auch noch mit
unserem Koalitionspartner erörtern möchten.
Nichtsdestotrotz sind wir der Auffassung, dass auch
in der Vergangenheit - das kann hier ruhig auch
einmal gesagt werden - von der Universität Flens-
burg hervorragende Arbeit geleistet wurde. Das
würden wir gern weiterhin unterstützen.

Dass es mit Finanzierungszusagen schwierig ist -
über den Landeshaushalt haben wir gestern geredet;
eben haben wir das auch angesprochen -, ist völlig
klar. Nichtsdestotrotz ist es ein Lob dieses Landta-
ges wert, dass Minister Austermann in dieser Frage
hier so klare Worte gesprochen hat. Ich denke, das
kommt auch dem SSW entgegen. Nun ist es an uns,
in den Haushaltsberatungen als Landtag Ergebnisse
zu produzieren, die die gesamte Hochschulland-
schaft in Schleswig-Holstein zufriedenstellen.

(Beifall bei CDU und SSW - Günter Neuge-
bauer [SPD]: Ich bin auf die Finanzierungs-
vorschläge gespannt!)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat der Herr Abgeordnete
Jürgen Weber das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist ohne Frage vernünftig und sinnvoll, sich auch
hier im Plenum mit der Zukunft der Flensburger
Universität zu befassen. Allerdings hat sich nur
zum Teil erschlossen, wieso es einen Berichtsantrag
an die Landesregierung gibt, hier über die Finan-
zierung der Hochschule zu berichten. Das ist be-
kanntlich Aufgabe des Parlaments, also unsere Auf-
gabe. Damit werden wir uns in den Haushaltsbera-
tungen auch intensiv befassen müssen. Nichtsdesto-
trotz bin ich dem Minister für seinen in jeder Hin-

sicht bemerkenswerten Bericht außerordentlich
dankbar. Ich teile seine Auffassung, dass die schles-
wig-holsteinischen Hochschulen unterfinanziert
sind. Heute ist noch nicht der Zeitpunkt gekommen,
über Prozentsätze zu reden, obwohl Maßgabe und
Zielzahl sicherlich nicht unvernünftig sind, die der
Minister hier genannt hat. Dass es aber so ist, dass
man einen spezifischen zusätzlichen Bedarf an
einzelnen Hochschulen - hier wurde die Universität
Flensburg genannt, weil es auf der Tagesordnung
steht - nicht ohne Weiteres so mit schlanker Hand
zugesagt werden kann nach dem Motto: „Das steht
doch auf der Tagesordnung, deswegen versprechen
wir denen mal ein bisschen mehr“, das bedarf doch
einer etwas präziseren Diskussion und Untersu-
chung.

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Nein, überhaupt nicht. Wir haben übrigens auch in
Lübeck Hochschulen. Das wissen Sie, nicht?

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Vergleiche, die zur Finanzierung der Hoch-
schulen herangezogen werden, finde ich hier und da
problematisch, weil Äpfel mit Birnen verglichen
werden, weil ganz unterschiedliche Anforderungen,
Profile und Fächerstrukturen da sind. Nichtsdesto-
trotz will ich sagen: Zurzeit beraten wir im Aus-
schuss die Zielvereinbarungen. Genau da gehört
meines Erachtens die Frage der Zukunftschancen
und der Zukunftsentwicklung der Flensburger
Hochschulen in den Detailberatungen hinein. Die
Grünen haben einen Antrag vorgelegt. Den werden
wir in der nächsten Bildungsausschusssitzung bera-
ten. Das Thema Flensburg wird man dort mit einbe-
ziehen müssen.

Noch ein paar kurze Anmerkungen von unserer Sei-
te zu den Punkten, die schon angesprochen worden
sind. Natürlich ist die Pädagogische Hochschule
oder eine reine Bildungswissenschaftliche Hoch-
schule ein überlebtes Modell. Das gibt es auch nur
noch in Baden-Württemberg. Niemand will dorthin
zurück. Wir natürlich auch nicht. In diesem Zusam-
menhang erinnere ich an das Erichsen-Gutachten,
das - der eine oder andere wird sich noch daran er-
innern - in der Tat für Flensburg eine Konzentrati-
on auf Erziehungs- und Vermittlungswissen-
schaften vorschlug. Das Land Schleswig-Holstein
ist diesem dezidiert nicht gefolgt, weil wir der Auf-
fassung sind - das ist die Auffassung in unserer
Fraktion -, dass diese Verengung für eine Universi-
tät nicht tragfähig ist.
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(Anke Spoorendonk [SSW]: Sie haben dazu-
gelernt!)

Zum Thema grenzüberschreitende Kooperation
und Kooperationen mit Hochschulen in Dänemark
würde ich das sogar noch schärfer formulieren.

Hätten wir in Flensburg keine Universität, die diese
Kooperation betreibt und ausbaut, brauchten wir in
Flensburg eigentlich keine Universität. Das ist mei-
nes Erachtens ein Stück zukünftige Kernaufgabe
der Universität Flensburg, um die wir uns kümmern
müssen.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten In-
grid Franzen [SPD])

Ich will ein paar Punkte benennen, die wir im Auge
behalten müssten, die hier nicht näher ausgeführt
werden können, die eher Themen für die Aus-
schussberatungen sind. Die Entwicklung der An-
reizbudgets und der leistungsorientierten Mittel-
vergabe hat Anhaltspunkte für die Entwicklungs-
perspektiven, für Schwächen und Stärken und auch
für Defizite der Hochschulen geliefert, natürlich
auch für die Universität Flensburg. Darin werden
die Stärken beschrieben und durchaus auch die
Schwächen kenntlich gemacht.

Flensburg hat unter dem Strich einen Bonus erwirt-
schaften können. Über die Größenordnung will ich
nichts sagen. Das sind aber Fingerzeige darauf, dass
es Stärken gibt, die sich entwickelt haben und die
man ausbauen muss. Man muss wissen: Wenn man
mehr Mittel in eine Hochschule investiert, dann
muss man sie auch so investieren, dass es möglichst
effektiv ist. Man muss gucken, wo die Stärken sind.
Im Hinblick auf die Absolventenquote, auf die
Drittmittelquote oder auch auf den Genderfaktor
wissen wir, wo in Flensburg die Stärken sind. Wir
kennen auch die Probleme im Qualitätsmanage-
ment. Wir alle haben den Bericht zur Halbzeit der
Zielvereinbarungen gelesen. Den Abschlussbericht
über die Evaluation der kompletten Zielvereinba-
rungsphase kennen wir noch nicht. Es ist ein Be-
richtsantrag an die Landesregierung in der Pipeline.
Der Minister soll und will in diesem Sommer dar-
über berichten. Dadurch werden wir unsere Vor-
schläge noch präziser entwickeln können.

Unter dem Strich will ich sagen: Wir werden in
Verbindung mit der Diskussion über die Zielver-
einbarungen bei den Haushaltsberatungen relativ
präzise sagen müssen, wo und in welcher Form wir
die Unterfinanzierung abbauen wollen. Wir müssen
dann allerdings auch sagen, welche inhaltlichen
Ziele davon betroffen sein sollen. Das ist kein glo-
bales Thema. Vielmehr ist das ein Thema, das die

qualitative und inhaltliche Entwicklung der Hoch-
schulen beschreiben soll. Wir stehen in dieser Dis-
kussion. Deshalb bin ich mit Ihnen der Auffassung,
dass wir darüber weiter im Ausschuss diskutieren
sollen. Ich bin zuversichtlich, dass wir für die Uni-
versität Flensburg und auch für die anderen Hoch-
schulen im Lande eine positive Entwicklung orga-
nisieren können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der FDP hat Herr Abgeordneter
Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fi-
nanzausstattung der schleswig-holsteinischen
Hochschulen ist generell nicht gerade üppig. Das
gilt nicht zuletzt auch für die Universität Flensburg.
Hochschulen außerhalb unseres Landes haben oft
attraktivere Rahmenbedingungen. Darauf hat vor
einigen Jahren unter anderem der vorhin bereits von
Jürgen Weber erwähnte Bericht der Erichsen-Kom-
mission hingewiesen.

Am 20. Dezember letzten Jahres hat auch Herr Mi-
nister Austermann Klartext geredet. Er hat dies
heute in ähnlicher Form wiederholt. Herr Minister,
dafür danke ich Ihnen ausdrücklich. Ich zitiere aus
der Presseerklärung kurz vor Weihnachten:

„Unsere Hochschulen waren in den vergan-
genen Jahren auf außerordentlich knappe Fi-
nanzmittel angewiesen, was uns bundesweit
Kritik eingebracht hat und dazu führte, dass
auch die Qualität unserer Einrichtungen ge-
litten hat.“

Ich finde es sehr anerkennenswert, dass der Minis-
ter dies so deutlich formuliert hat. Er ist nicht der
sonst allgegenwärtigen Versuchung von Regierun-
gen erlegen, die Situation zu beschönigen. Das ist
bei Regierungsvertretern sonst der Normalfall.

Nun weiß freilich jeder, dass es angesichts der Fi-
nanzlage des Landes gar nicht so einfach ist, das
eigentlich Notwendige und Wünschenswerte tat-
sächlich zu realisieren, sei es auch nur schrittweise.
Der Herr Finanzminister ist nicht hier. Ich möchte
einige Punkte zur Beschreibung der Situation anfü-
gen. Die Universität Flensburg erhält einen Landes-
zuschuss in Höhe von jährlich 13,7 Millionen €. Ich
habe dies gestern auf der Internetseite der Universi-
tät Flensburg nachgelesen. Ich hoffe, die Zahlen
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sind aktuell. Die Universität hat etwa 4.200 Studie-
rende. Dividiert man das Jahresbudget durch die
Studentenzahl, so erhält man einen Pro-Kopf-Be-
trag von rund 3.262 €. Zum Vergleich: Für einen
Schüler an einer Grund- und Hauptschule hat das
Land Schleswig-Holstein im Jahr 2005 im Durch-
schnitt 3.905 € ausgegeben. Das ist die aktuellste
Zahl, die ich auf die Schnelle finden konnte. Das
sind rund 20 % mehr, als für einen Studenten an der
Universität Flensburg ausgegeben wird. Würde
man die Flensburger Grundschüler im Wege der
Bildungsbeschleunigung gleich an der Uni ein-
schulen, könnte der Landesfinanzminister eine satte
Einsparung verbuchen. Spaß beiseite: Diese Zahlen
demonstrieren eindeutig, wie es um die Finanzaus-
stattung der Universität Flensburg tatsächlich be-
stellt ist.

(Beifall bei FDP und SSW)

Wie groß ist die Finanzlücke? In der Antragsbe-
gründung des SSW ist von 6 Millionen € die Rede.
Ich habe im vergangenen Jahr während meines letz-
ten Gesprächs mit dem Rektorat der Universität
Flensburg von dem Rektor und von dem Prorektor
die Zahl 2 Millionen gehört. Das würde gegenüber
dem jetzigen Budget eine Steigerung von etwa
15 % bedeuten. Ich will darüber jetzt nicht weiter
diskutieren. Klar ist die Feststellung, dass ein Fehl-
betrag in einer nennenswerten Größenordnung fest-
zustellen ist. Wir müssen uns darüber Gedanken
machen, wie wir diese Lücke in einem angemesse-
nen Zeitraum schließen können. Vielleicht wäre es
auch hilfreich, wenn man auf ganz pragmatische
Art und Weise vorgehen und sich angucken würde,
wo ein Mehrbedarf wirklich unabweisbar begründ-
bar ist.

Beispielsweise gibt es in den großen Fachbereichen
der Lehrerbildung inzwischen so viele Studenten,
dass dort in Bezug auf die entsprechenden Perso-
nalausstattungen in den Instituten eine Notlage fest-
zustellen ist. Ich nenne ein anderes Beispiel: Seit
vier Jahren ist die Professur für Geistigbehinderten-
pädagogik an der Flensburger Universität unbe-
setzt. Auch Stellen im wissenschaftlichen Mittelbau
waren in den letzten Jahren nicht kontinuierlich be-
setzt. Wir müssen feststellen: Für die Ausbildung
von Sonderpädagogen für die Schulen für geistig
Behinderte in Schleswig-Holstein brauchen wir den
Lehrernachwuchs. Hier muss es eine Lösung geben.

Jeder weiß, dass dies mit finanziellen Fragen zu-
sammenhängt. Jeder, der sich mit Hochschulen be-
schäftigt, weiß, dass man die Bewerber anzieht,
wenn man eine vernünftige Finanzierung hat. Dies
sind nur zwei Beispiele. Ich beziehe selbstverständ-

lich auch die nicht zur Lehrerbildung gehörenden
Studiengänge ein. Insbesondere sind die Studien-
gänge erwähnt worden, die mit der Syddansk Uni-
versitet zusammenarbeiten. Diese schließe ich aus-
drücklich mit ein. Wenn man eine Art Prioritäten-
liste aufstellen müsste, die man unter Berücksichti-
gung der Prioritäten auch abarbeiten würde, dann
käme man möglicherweise schneller zu schrittwei-
sen Lösungen als durch eine allgemeine Diskussion
über das Globalbudget.

Eine letzte Anmerkung: Der Kollege Jürgen Weber
hat zu Recht darauf hingewiesen, dass man bei die-
sem Thema nicht Äpfel mit Birnen vergleichen soll.
Natürlich hat eine Universität, die in Lübeck auf
Medizin und Naturwissenschaften ausgerichtet ist,
eine andere Kostenstruktur als eine primär auf Kul-
tur- und Geisteswissenschaften ausgerichtete Uni-
versität. Das ist ganz klar. Klar ist aber auch, dass
auch die Kultur- und Geisteswissenschaften eine
auskömmliche Ausstattung benötigen, um ihre Ar-
beit vernünftig leisten zu können.

Nach den Einblicken, die ich habe, bin ich davon
überzeugt, dass der SSW recht hat, wenn er sagt, an
der Universität gebe es in dieser Beziehung noch
einen erheblichen Nachholbedarf.

(Beifall bei FDP und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Angelika Birk das Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Universität Flensburg ist nicht
nur unterfinanziert, sie ist im Landesvergleich und
im norddeutschen Verbund systematisch unterfi-
nanziert. Herr Minister Austermann, Sie haben dies
gerade wiederholt. Sie hatten es im Februar schon
im Rahmen der Antwort auf meine Kleine Anfrage
deutlich gemacht. Ich hatte hier nach Vergleichs-
zahlen gefragt. Auch für die anderen Hochschulen
ist es interessant, einmal nachzulesen, was sich hier
an Vergleichsrelationen ergibt.

Nach neun Jahren rot-grüner Regierung muss ich
sagen: Fest steht, wir haben zwar einiges für den
Ausbau der Universität Flensburg getan, was man
dann, wenn man dort hinfährt, mit offenen Augen
sehen kann, trotzdem aber ist die systematische Un-
terfinanzierung geblieben. Diese muss in den Ziel-
vereinbarungen, die jetzt verhandelt werden, abge-
baut werden. Wir brauchen für diese Universität ei-
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ne ganz andere Unterstützung, als wir sie bisher ha-
ben.

Herr Minister Austermann, Sie haben darauf Wert
gelegt, dass die Zusammenarbeit mit Dänemark
wichtig ist. Sie sind auch Wirtschaftsminister. Ich
kann nur sagen, dass es auch für unsere kleinen und
mittelständischen Betriebe ein Gewinn ist, dass die
Universität Flensburg sich dieser Aufgabe systema-
tisch angenommen hat. Ich kann Ihnen jetzt schon
ankündigen, dass Sie demnächst eine Kleine Anfra-
ge bekommen werden, die nicht nur danach fragt,
was die Universität braucht, sondern die auch fragt,
was sie diesem Land gibt. Ich glaube, das wird völ-
lig unterschätzt.

Herr Kollege Weber, wenn ich an dieser Stelle sa-
ge, Sie haben die Kieler Brille auf, dann möchte ich
jetzt, da wir über die Lehrerbildung reden, an Fol-
gendes erinnern: Ein Großteil der Lehrerbildung
wurde von der CAU an die Universität Flensburg
verlagert. Die Antworten auf Kleine Anfragen mei-
nerseits haben ergeben, dass die Stellen, die mitver-
lagert wurden, an zwei Händen abgezählt werden
können. Es kann noch nicht einmal benannt wer-
den, was für Stellen das sind. Das könnten auch
Hausmeisterstellen sein. Das ist völlig unbefriedi-
gend.

Ich hoffe, dass, wenn von dem Universitätsrat, den
wir ja sehr kritisch betrachten, überhaupt etwas Gu-
tes ausgeht, es dann dies ist, dass der neue Vorsit-
zende, der bei seiner Einführung ja deutliche Worte
gefunden hat, an dieser Ungerechtigkeit etwas än-
dert und nicht auch nur die Kieler Brille aufhat.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das Thema der Lehrerbildung ist hier angesprochen
worden. Die Universität Flensburg hat bewusst
einen weiteren kommunikativen Ansatz gewählt.
Die Lehrerbildung soll in Vermittlungswissen-
schaften eingebettet sein. Das ist auch richtig so,
denn gerade die Kommunikation im Unterricht ist
in Deutschland oft sehr einseitig. Sie ist oft sozusa-
gen eine Kathederkommunikation. Es ist richtig
und gut, dass die Lehrerbildung in einen umfassen-
den Ansatz von Vermittlungswissenschaften einge-
bettet ist. Ich denke, gerade wir als das Schulre-
formland in Deutschland brauchen jetzt eine Uni-
versität, die die Schulreform mit Unterrichtsfor-
schung, mit Austausch von Theorie und Praxis und
mit Lehreraus- und -weiterbildung in einem ver-
netzten System vorantreibt. Dafür braucht die Uni-
versität Flensburg wirklich besondere Ressourcen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Leute, die dort arbeiten, sind zur Arbeit in die-
sem Sinne auch bereit. Sie sind dazu häufig mehr
bereit als die traditionellen Schulfachverwalter - so
nenne ich sie jetzt einmal etwas bösartig -, die wir
manchmal an der Universität Kiel vorfinden. Wir
haben im Bereich der Pädagogik der Naturwissen-
schaften und auch in einigen anderen Bereichen
hoch engagierte Leute in Kiel, die ebenso etwas zur
Schulreform beitragen wollen. Mainstream - ich
will es vorsichtig so sagen - ist dies an der CAU
aber noch nicht. Das muss anders werden. Das
Flensburger Forum für Pädagogik agiert in dieser
Hinsicht ganz anders. Das müssen wir fördern.

Ich möchte noch auf ein zweites Phänomen einge-
hen, das lange ignoriert wurde. Das Museum Phä-
nomenta ist ganz ohne öffentliche Förderung als
kleines Wunder in den letzten Jahrzehnten entstan-
den. Irgendwann hat auch die Landesregierung es
entdeckt. Vor wenigen Jahren ist endlich Geld an
diese Einrichtung geflossen. Man kann aber nicht
sagen, dass allein dadurch das Soll für die Förde-
rung einer praxisorientierten Lehrerbildung erfüllt
ist, auch wenn die Phänomenta diesem Zweck sehr
zugute kommt. Hier muss eine völlig neue Philoso-
phie her.

Ein weiterer Gedanke - meine Redezeit geht zu En-
de -: Unterschätzen Sie nicht, was Herr Professor
Hohmeyer nicht nur für das Weltklima, sondern
auch für dieses Land tut. Er holt Exzellenzen aus
der ganzen Welt nach Schleswig-Holstein, um Kli-
maschutzfragen zu diskutieren. Er bildet Studieren-
de in Energietechnik und Energiewirtschaft aus,
und er tut auch etwas für die Weiterbildung im in-
ternationalen Verbund. Dieser Mann könnte jeder-
zeit eine hoch bezahlte Tätigkeit an amerikanischen
Universitäten ausüben. Er tut es aber nicht. Er
bleibt hier. Ich bin ihm zu großem Dank verpflich-
tet. Ich denke, das ganze Haus sollte ihm zu Dank
verpflichtet sein.

(Unruhe)

Präsident Martin Kayenburg:

Meine Damen und Herren, können wir den Ge-
räuschpegel ein bisschen senken?

Frau Birk hat das Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich weiß, dass meine Redezeit zu Ende geht. - Of-
fensichtlich scheint Sie das Engagement von Herrn
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Professor Hohmeyer noch nicht erreicht zu haben.
Wenn man sich einmal anschaut, was er bewegt,
kann man ihm nur Hochachtung aussprechen. Er
muss mit diesem Engagement nicht allein bleiben.
Wir brauchen ein Exzellenzcluster. Gerade wir als
Land zwischen den Meeren sind ja mit GEOMAR
angetreten und haben damit Neuland betreten. Wir
müssen dies natürlich gerade auch beim Klima- und
Energiemanagement tun. Dafür ist die Universität
Flensburg als Grenzuniversität gut aufgestellt. Es
sind aber natürlich noch viele weitere Anstrengun-
gen erforderlich. Es gibt viele gute Ideen an dieser
Universität.

Präsident Martin Kayenburg:

Frau Kollegin, Sie wissen, dass Sie Ihre Redezeit
überschritten haben. Kommen Sie bitte zum Ende.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Das Land muss diese guten Ideen endlich würdi-
gen. - Ich komme zu meinem letzten Satz. - Ich
glaube, dass die Zielvereinbarungen zu diesem The-
ma ehrgeizige Ziele verfolgen sollten. Wir werden
das im Austausch noch vertiefen. Ich kann Ihnen
nur sagen: Wenn Sie mit derselben Aufmerksam-
keit, mit der Sie gerade meiner Rede gefolgt sind,
die Entwicklung an der Universität Flensburg ver-
folgen, haben wir noch viel zu tun.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden uns bei den Haushaltsberatungen wie-
der sprechen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Das war nunmehr der vierte Satz.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Aussprache.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2020 dem Bildungsausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es
ist einstimmig so beschlossen.

Zum nächsten Tagesordnungspunkt begrüßen wir
auf der Tribüne ganz herzlich die Bürgerbeauftragte
des Landes Schleswig-Holstein. Seien Sie uns herz-
lich willkommen, Frau Wille-Handels!

(Beifall im ganzen Haus)

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 14 auf:

Wiederwahl der Bürgerbeauftragten für soziale
Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein

Wahlvorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 16/1963

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse
über den Wahlvorschlag abstimmen und schlage Ih-
nen hierfür eine offene Abstimmung vor. - Wider-
spruch höre ich nicht. Dann werden wir so verfah-
ren.

Ich weise darauf hin, dass für die Wahl die Mehr-
heit der Mitglieder des Landtages, das heißt
35 Stimmen, erforderlich ist. Wer dem Wahlvor-
schlag Drucksache 16/1963 seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Mit
Ja haben 54 Mitglieder des Hauses gestimmt. Ich
frage nun nach Gegenstimmen. - Ich sehe keine. -
Enthaltungen? - Ich sehe auch keine Enthaltungen.
Dann stelle ich fest, dass damit die erforderliche
Mehrheit erreicht ist. Damit ist die Bürgerbeauf-
tragte für soziale Angelegenheiten des Landes
Schleswig-Holstein wieder gewählt. Frau Wille-
Handels, ich gratuliere Ihnen im Namen des ganzen
Hauses. Viel Glück und viel Erfolg bei Ihrer Ar-
beit!

(Beifall im ganzen Haus)

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 18 auf:

Gesundheitsstandort Schleswig-Holstein

Große Anfrage der Fraktion der FDP
Drucksache 16/1595

Antwort der Landesregierung
Drucksache 16/1940

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich
der Ministerin für Soziales, Gesundheit, Familie,
Jugend und Senioren, Frau Dr. Gitta Trauernicht,
das Wort.

Dr. Gitta Trauernicht, Ministerin für Soziales,
Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Gesundheitsstandorte gibt es viele. Wir sa-
gen: Schleswig-Holstein ist Gesundheitsland. Un-
ser Land zwischen den Meeren bietet herausragen-
de Möglichkeiten, und wir nutzen sie.

Die FDP hat eine in der Tat Große Anfrage mit
mehr als 400 Einzelfragen gestellt. Lassen Sie mich
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an dieser Stelle meinen herzlichen Dank an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter meines Hauses, aber
auch an die anderen beteiligten Ministerien für die
gute Zusammenarbeit bei der Beantwortung der
Großen Anfrage sagen.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich aber auch der FDP danken.

Die vorliegenden Antworten bieten mir Gelegen-
heit, Ihnen einen Überblick über Lage und Aussich-
ten des Standortes und über die ressortübergreifen-
den Aktivitäten der Landesregierung zu geben. Ich
möchte meine Ausführungen mit drei Botschaften
versehen. Die erste Botschaft lautet: Gesundheit ist
Jobmotor. Nach unserem Selbstverständnis ist Ge-
sundheit nicht allein ein Kostenfaktor, sondern auch
und eigentlich vor allem Wirtschafts- und Jobmo-
tor. Je nachdem, welche Grenzbereiche man zur
Gesundheitswirtschaft dazurechnet, sind es bis zu
17,5 % unserer Beschäftigten, die im Gesundheits-
sektor arbeiten. Von den 30 größten Firmen in
Schleswig-Holstein gehören zehn zur Gesundheits-
branche. Diese zehn Unternehmen beschäftigen al-
lein 30.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Unsere besondere wirtschaftliche Stärke liegt im
Bereich der Medizintechnik und der Pharmazie.
Schlüsselunternehmen in unserem Land wurden
und werden unterstützt. Das Ergebnis ist bemer-
kenswert. Von 2000 bis 2006 verzeichneten die
Medizinunternehmen kontinuierlich ein starkes
Umsatzwachstum. Die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Unternehmen spiegelt sich im An-
teil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz - die-
ser Anteil hat sich fast verdoppelt - wider. Das ist
zuvörderst das Verdienst der Unternehmen und ins-
besondere ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(Beifall des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Dass das aber so bleibt, ist vorrangiges wirtschaftli-
ches und Gesundheitsziel der Landesregierung.
Deshalb investieren wir in Spitzenforschung - wie
zum Beispiel Entzündungs-Cluster -, deshalb wa-
gen wir uns an Leuchtturmprojekte wie das Parti-
keltherapiezentrum, deshalb verzahnen wir Gesund-
heitswirtschaft und Gesundheitsversorgung - wie
zum Beispiel beim Einsatz der Telemedizin -, und
deshalb investieren wir in unsere Krankenhäuser.

Auch noch nicht ausgeschöpfte Potenziale sind im
Blick. So werden zum Beispiel die Tourismusbran-
che und die Gesundheitsversorgung zusammenge-
bracht. Hier wird der qualitätsgesicherte Gesund-
heitstourismus im Land neu ausgerichtet.

Die Verzahnung der Bereiche Gesundheitsversor-
gung und Wirtschaft ist ein Kernelement unserer
strategischen Leitorientierung in der Gesundheitsi-
nitiative Schleswig-Holstein. Wir bringen alle Ak-
teure der Gesundheitswirtschaft zusammen, schaf-
fen und stärken medizinische und wirtschaftliche
Synergieeffekte.

Die zweite Botschaft: gute Gesundheitsversor-
gung sichern. Die Gesundheitsinitiative Schleswig-
Holstein dient auch der Sicherung der gesundheitli-
chen Versorgungsstrukturen. Hier ist vorausschau-
ende Planung sehr wohl angezeigt. Aber wir han-
deln schon heute, und unsere Voraussetzungen -
das sollten wir immer wieder sagen - sind gut. Wir
haben ein dichtes Netz an Praxen von niedergelas-
senen Ärzten und Krankenhäusern. Wir haben zum
Teil bereits jetzt hervorragende Netzwerkstrukturen
mit inzwischen 36 medizinischen Versorgungszen-
tren und mit 19 Praxisnetzen. Bei den Niedergelas-
senen hat Schleswig-Holstein die höchste Netzdich-
te Deutschlands. Die Versorgung mit Ärzten im
Land ist gut. Die Zahl der Vertragsärzte liegt bei
4.069 und damit um 210 höher als im Jahr 2.000.

Ich sage es noch einmal, weil es häufig anders
wahrgenommen wird: Die Zahl der Vertragsärzte
liegt bei 4.069 und damit um 210 über der Zahl des
Jahres 2.000. Die Zahl der Vertragszahnärzte stieg
im gleichen Zeitraum um 39 auf 1876. Mit 1,4 Ärz-
ten auf 1.000 Einwohner hat sich die Versorgung
seit 2.000 leicht gesteigert.

Das Stadt-Land-Gefälle ist hoch. Dennoch liegt le-
diglich im Bedarfsplanungsbereich Kreis Steinburg
eine Unterversorgung vor. Absehbarer Unterversor-
gung begegnet die Landesregierung offensiv und
gemeinsam mit allen Akteuren. Das gilt insbeson-
dere für den ländlichen Raum an der Westküste.
Gemeinsam mit den Landräten von Dithmarschen,
Steinburg und Nordfriesland, mit der Kassenärztli-
chen Vereinigung, den Kassen, den Krankenhäu-
sern und Niedergelassenen bringt die Gesundheitsi-
nitiative aktuell zwei Projekte an den Start. Die Zu-
kunftsprojekte Gesundheit an der Westküste. Ich
sage: Die Bevölkerung kann sich auf uns verlassen.

(Beifall bei der SPD)

Das Geld für die wohnortnahe ambulante Versor-
gung und selbstverständlich auch für die Kranken-
häuser ist Teil der Daseinsvorsorge, übrigens auch
da, wo es schwierig ist, auf den Inseln und auf den
Halligen. Fehmarn braucht auch weiterhin ein
Krankenhaus.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Dr. Heiner Garg [FDP])

6088 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 83. Sitzung - Donnerstag, 24. April 2008

(Ministerin Dr. Gitta Trauernicht)



Sie wissen, dass wir uns als Landesregierung inten-
siv für das Thema bundesweiter Basisfallwert ein-
setzen. Ich weiß, dass es inzwischen einen Referen-
tenentwurf im Bundesministerium gibt, der dieses
Thema beinhaltet. Wir warten wöchentlich auf die
Veröffentlichung durch das Bundesministerium, um
dann unseren Druck weiter zu erhöhen. Denn dann
brauchen wir die Mehrheiten in den anderen Bun-
desländern und dann müssen wir alle innerhalb un-
serer Parteien dafür sorgen, dass diese Gerechtig-
keit auch tatsächlich endlich eintritt.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Unter dem Stichwort Versorgungssicherheit ist
nicht nur die Angebotssicherung in der Fläche zu
bedenken. Die Landesregierung setzt neue Prioritä-
ten zur qualitativ hochwertigen Deckung gewandel-
ter medizinischer Bedarfe. In der Kindergesundheit
zum Beispiel mit den verbindlichen Frühuntersu-
chungen, in der Versorgung alter Menschen mit
dem Ausbau des dreistufigen geriatrischen Kon-
zepts. Ob Brustkrebs oder Prostatakrebs - gemein-
sam mit den gesundheitspolitischen Partnern wird
für Spitzenleistungen gesorgt.

Wir setzen neue gesetzliche Möglichkeiten vorbild-
lich um, zum Beispiel bei der Öffnung der Kran-
kenhäuser für ambulante Behandlung gesetzlich
Versicherter oder aber auch mit Blick auf die Mut-
ter-und-Kind-Kuren und die Palliativversorgung.

Schleswig-Holstein sichert mit der Öffnung der
Krankenhäuser allen Versicherten - egal ob privat
oder GKV-versichert - den Zugang zu den besten
Spezialisten.

Schleswig-Holstein ist immer vorn dabei, wenn es
um Innovationen im Gesundheitswesen geht. Ein
Beispiel, auf das ich mich ausdrücklich positiv be-
ziehe, ist die elektronische Gesundheitskarte. Da-
zu wird teilweise gesagt, dass das jetzt schiefgeht.
Ich sage Nein, die Karte ist in der Testphase, damit
Schwächen identifiziert und ausgeräumt werden
können. Genau das passiert. Wir haben im Rahmen
der GMK die Bundesregierung aufgefordert, die
Systemvoraussetzungen der elektronischen Gesund-
heitskarte zu optimieren. Wir haben also frühzeitig
Probleme erkannt. Erneuerungen aktiv mitgestalten,
damit im Interesse unserer Bürger und Bürgerinnen
das beste Ergebnis erzielt werden kann - das ist un-
sere Philosophie.

Das dritte Thema: Landesinteressen im föderalen
Rahmen zur Geltung bringen. Damit sind auf der
Ebene der Strukturreformen dicke Bretter zu boh-
ren. Die aktuellen Gesundheitsdebatten sind be-

herrscht von bundespolitischen Entscheidungen und
Kontroversen, so zur Finanzierung einer patienten-
gerechten Gesundheitsversorgung - das haben wir
gestern debattiert -, zur angemessenen und lei-
stungsgerechten Vergütung medizinischer Leistun-
gen, zum verantwortungsbewussten Umgang mit
Mittelknappheit, und ganz generell diskutieren wir
auf vielen Ebenen die Rolle von Staat, Markt und
Selbstverwaltung.

Das allein ist an sich schon hoch komplex und wird
zumeist auch noch von ureigensten handfesten In-
teressen der verschiedenen Akteure im Gesund-
heitswesen überlagert. Das gehört dazu. Das tun
auch wir, auch wir vertreten unsere Interessen.

Unser aktuell wichtigstes Ziel auf föderaler Ebene:
gleiche Preise für gleiche Leistungen, die Einfüh-
rung des Bundesbasisfallwerts ab dem 1. Januar
2009. Ein Referentenentwurf zum ordnungspoliti-
schen Rahmen insgesamt liegt jetzt im Bundesge-
sundheitsministerium vor. Dieses Bundesgesetz -
das sage ich hier ausdrücklich - ist auch deswegen
so wichtig, weil mit diesem Bundesgesetz die Be-
endigung des Sondersparbeitrages für die Kranken-
häuser verbunden ist. Wir sind der Ansicht, dass
diese 0,5 % nicht mehr akzeptabel sind. Dafür wer-
de ich mich auch weiter starkmachen.

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD], Ursula Sassen [CDU] und Monika
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Unser zweites Ziel: mehr Mittel für die niedergelas-
senen Ärzte, und zwar ganz speziell auch in Schles-
wig-Holstein durch die neue Honorarreform. Das
ist das Thema bei den aktuellen Verhandlungen mit
den kassenärztlichen Vereinigungen und zwischen
den Kassenärztlichen Vereinigungen. Diese sind
zuversichtlich und werden von uns natürlich darin
unterstützt.

Schließlich, aber nicht zuletzt erwarte ich über den
neuen Risikostrukturausgleich eine auskömmliche
Ausstattung unserer landesunmittelbaren Versor-
gungskasse mit ihrer hohen Anzahl alter, kranker
und relativ armer Versicherter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Motto
lautet: Kooperation statt Konfrontation bei der me-
dizinischen Versorgung unseres Landes. Gemein-
sam sind wir in der Durchsetzung dieser Interessen
stark. Ich denke, dass mit dieser Großen Anfrage
und ihrer Beantwortung viel Material da ist, um in
dem entsprechenden Ausschuss diese Interessen des
Landes weiter zu stärken.
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(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten Herlich Marie
Todsen-Reese [CDU])

Präsident Martin Kayenburg:

Das Haus dankt für den Bericht. Ich eröffne die
Aussprache. Das Wort für die Fraktion der FDP hat
Herr Abgeordneter Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Schleswig-Holstein nennt sich Gesundheits-
land. Das tun mehr oder weniger zwölf andere Bun-
desländer auch. Die große Bedeutung der Gesund-
heitswirtschaft in Schleswig-Holstein wird immer
wieder besonders von der Landesregierung hervor-
gehoben. Diese Bedeutung heben zwölf andere
Landesregierungen aber auch hervor. Schleswig-
Holstein initiiert eine Gesundheitsinitiative. Nord-
rhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern
beispielsweise initiieren Masterpläne zur Gesund-
heitswirtschaft.

Die Frage lautet: Wie unterscheidet sich Schleswig-
Holstein von all diesen anderen Standorten? Eine
Antwort ist, dass im Gesundheitsbereich der Be-
reich Gesundheitswirtschaft gut 137.000 Menschen
Arbeit gibt und damit 17,5 % der Beschäftigten in
Schleswig-Holstein in diesem Bereich tätig sind.
Das ist tatsächlich eine Spitzenposition im Bundes-
vergleich. Die Frage ist, welche Potenziale wir vor
Ort haben, um diese Spitzenposition nicht nur zu
halten, sondern um sie auszubauen. Das ist die zen-
trale Frage, um die es unter anderem in dieser
Großen Anfrage gehen soll.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Die Frage lautet also: Was kann Schleswig-Hol-
stein besser?

Die Landesregierung betont in der Antwort zur
Großen Anfrage zu Recht, dass sich Schleswig-
Holstein in der Vergangenheit häufig als Initiator
etwa von Modellvorhaben profiliert hat.

In Schleswig-Holstein wurden oftmals Neuerungen
mit bundesweitem Vorbildcharakter zur Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung in die Praxis
schneller umgesetzt als in anderen Bundesländern,
die ebenfalls den Anspruch erheben, Gesundheits-
standort zu sein. Bestes Beispiel dafür - die Minis-
terin hat es genannt - sind die Praxisnetze. Mit 19
dieser Praxisnetze ist Schleswig-Holstein mittler-

weile das Bundesland mit der höchsten Netzdichte
in Deutschland.

Umso wichtiger ist es deshalb, kritische Fragen zu
stellen, ob Schleswig-Holstein von den Modellvor-
haben und der schnellen Umsetzung dieser Neue-
rungen auch tatsächlich profitiert hat. Was ist aus
den Erkenntnissen geworden? Neben einer Be-
standsaufnahme wollten wir mit unserer Frage den
Blick darauf lenken, wie vonseiten der Politik Rah-
menbedingungen gestaltet werden müssen, um die
vorhandenen Potenziale besser zu nutzen und sie
noch besser zu unterstützen.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Die Große Anfrage zum Gesundheitsstandort sollte
als Datenbasis - meinetwegen für einen künftigen
Masterplan Gesundheitsland Schleswig-Holstein -
dienen. Um das Profil Schleswig-Holsteins auf die-
sem Sektor zu schärfen, brauchen wir eine solide
Ausgangsbasis. Ich sage ganz deutlich: In einigen
Bereichen haben wir mit den Antworten auch eine
solide Ausgangsbasis. Das schließt mit ein, Schwä-
chen des Standortes schonungslos aufzudecken und
diese dann mit den Instrumenten zu beheben, die
die Politik hat.

Der Anspruch ist hoch, genauso hoch wie die Er-
wartungen, die durch die Betonung des Gesund-
heitsstandortes Schleswig-Holstein bei den Men-
schen im Land immer wieder geschürt werden.

Insofern ist es bedauerlich, dass nicht alle Akteure
bereit waren mitzuwirken. An dieser Stelle bedanke
ich mich besonders bei den zehn kleinen und mitt-
leren Krankenhäusern, die sich nicht nur die Mühe
gemacht haben, die Fragen zu beantworten, sondern
hierfür auch die Arbeitskraft ihrer Mitarbeiter zur
Verfügung gestellt haben. Sie haben erkannt, dass
Politik nur dann die Rahmenbedingungen im Inter-
esse der Krankenhäuser ändern kann, wenn die
Fakten bekannt sind. Das sahen nicht alle Betriebs-
wirtschaftler in den Klinikverwaltungen so. Ich will
ein konkretes Beispiel nennen.

Derzeit wird intensiv darüber diskutiert und auch
gestritten, wie hoch der Sanierungsstau an den
Krankenhäusern ist. Vor dem Hintergrund, dass
nicht nur in Berlin sehr konkrete Überlegungen dar-
über angestellt werden, ob mit Einführung der Mo-
nistik - korrekt müsste man eigentlich von einer
Wiedereinführung sprechen - eine vollständig neue
Weichenstellung in der Finanzierung der Kranken-
häuser erfolgen soll, ist es wichtig zu wissen, wie
hoch der Sanierungsstau an den Krankenhäusern
tatsächlich ist. Es ist wenig hilfreich, wenn der Um-
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fang des Sanierungsstaus bei den meisten großen
Krankenhäusern in Schleswig-Holstein gar nicht
bekannt ist.

Bei allem Verständnis für die Situation der Kran-
kenhäuser, die in letzten Zeit mit Sicherheit durch
politische Entscheidungen besonders gebeutelt wor-
den sind - jetzt auf diese Fragen verschnupft zu rea-
gieren, halte ich für den falschen Weg.

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten
Jutta Schümann [SPD])

Der Diskussion darüber, wie hoch der Sanierungs-
stau in Schleswig-Holstein tatsächlich ist, wird
hierdurch ein Bärendienst erwiesen.

(Beifall bei der FDP)

Damit wird die Antwort der Landesregierung über-
lassen, die auf der einen Seite auf ihre Förderung
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz ver-
weist und auf der anderen Seite offenlässt, ob eine
solche Investition ausreicht. Der Frage, wie es zu
diesem Sanierungsstau kommen konnte, weichen
Sie, Frau Ministerin, mit Verweisen auf die Fachli-
teratur elegant aus. So bleibt letztlich offen, ob die
90 Millionen € jährlich reichen, um die anstehen-
den Sanierungen abzudecken.

Ich kann mir im Übrigen auch schlecht vorstellen,
dass die Darstellungen darüber, welche Mittel an
den Krankenhäusern notwendig sind, um den Sa-
nierungsstau zu beheben, „aus Gründen der Ge-
heimniswahrung“ nicht mitgeteilt werden sollen.
Dabei hätte die Nennung einer Gesamtsumme von-
seiten der Krankenhäuser vollkommen ausgereicht.

(Beifall bei der FDP)

In einzelnen Bereichen des Landes gibt es herausra-
gende Angebote. Allerdings stehen diese Angebote
aus unserer Sicht oft noch zu sehr alleine, ohne dass
sie über die Landesgrenzen hinaus Bedeutung er-
langen, obwohl sie das Potenzial für besondere Al-
leinstellungsmerkmale hätten.

Ein konkretes Beispiel hierfür ist das Gütesiegel
„Medizinische Rehabilitation in geprüfter Qualität“.
27 Reha-Kliniken, die in der Krankenhausgesell-
schaft oder im Verband der Privatkliniken in
Schleswig-Holstein organisiert sind, haben dieses
Gütesiegel freiwillig in einem eigeninitiierten Pro-
jekt realisiert. Wie wichtig und erfolgreich dieses
Qualitätssiegel ist, wurde im Rahmen einer aufwen-
digen Studie festgestellt.

Während der Amtszeit von Ministerin Heide Moser
stand das Qualitätssiegel noch unter ihrer Schirm-
herrschaft: Ich meine, jetzt fehlt diesem Leitprojekt

die notwendige politische Unterstützung, um es
bundesweit als besonderes Alleinstellungsmerkmal
zu vermarkten.

Ein weiteres Beispiel ist die „Patientenbrücke“. Wir
diskutieren regelmäßig - mit dem nächsten Tages-
ordnungspunkt wieder - über die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit insbesondere mit unseren
skandinavischen Nachbarn. Die Kliniken haben
mittels der „Patientenbrücke“ erreicht, dass 15 %
der Auslandsbehandlungen norwegischer Patienten
in Schleswig-Holstein erfolgen.

Wenn aber dauerhaft kompetente medizinische An-
gebote aus Schleswig-Holstein grenzüberschreitend
auch nach wirtschaftlichen Kriterien realisiert und
gegen internationale und nationale Konkurrenz eta-
bliert werden sollen, brauchen die Leistungserbrin-
ger die Landesregierung weiterhin als Türöffner.
Frau Ministerin, genau an dieser Stelle fehlt eine
Aussage darüber, welche konkreten Vorstellungen
Sie hierzu für die Zukunft haben.

Die Große Anfrage deckt also auch Lücken zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit in diesem Feld
auf. Ein Beispiel ist der Gesundheits- und Well-
nesstourismus. Als Leitprojekt der Landesregie-
rung propagiert, will man zunächst die potenziellen
Leistungsanbieter „sensibilisieren“. Mit den Berei-
chen Gesundheit und Tourismus soll das Urlaubs-
land Schleswig-Holstein im Bereich der präventiv-
medizinischen Versorgung eine Vorreiterrolle ein-
nehmen.

Ich sage ganz deutlich: Dies ist ein richtiger Ansatz,
wenn man die beiden Kernkompetenzen wirklich
miteinander verbinden will. Warum sollte man sich
nicht, wenn man seinen Urlaub in Schleswig-Hol-
stein verbringt, auch hier vor Ort operieren lassen,
wenn dies nötig ist, um anschließend die hervorra-
genden Reha-Angebote im Land zu nutzen?

Wenn aber diese Kompetenzen zielgerichtet mitein-
ander verknüpft werden sollen, dann muss man die
Leistungserbringer in diesen Feldern kennen. Das
ist im Moment noch nicht ausreichend der Fall. -
Nein, Frau Ministerin, gerade von jenen, die an die-
ser Initiative mitarbeiten, wird dies bestritten. Das
belegen auch zum Teil die Antworten, die Sie ja
ganz ehrlich zu diesem Fragenkomplex geben. We-
der diese noch andere medizinische Leistungser-
bringer sind Ihnen wirklich bekannt. Das ist eine er-
schreckende Erkenntnis, wenn man bedenkt, dass
der Gesundheitstourismus eines der Leitprojekte
der Landesregierung sowohl für die Tourismus- als
auch für die Gesundheitswirtschaft sein soll.
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Insofern wurde durch diese Große Anfrage eine
strategische Schwäche deutlich, die wir uns, so
meine ich, nicht weiter erlauben sollten, wenn Poli-
tik gemeinsam mit den Leistungserbringern Strate-
gien und Rahmenbedingungen zur Stärkung des
Gesundheitsstandortes Schleswig-Holstein ent-
wickeln soll.

Die Antworten der Landesregierung zur Versor-
gungslage im klassischen medizinischen Bereich -
bei der wohnortnahen ambulanten Versorgung der
Patienten zum Beispiel durch Hausärzte - machen
deutlich, dass man von einer generellen Unterver-
sorgung in den nächsten Jahren nicht ausgeht. Al-
lerdings gibt es bereits erste Anzeichen dafür, dass
sich hieran etwas ändert. Ich will an dieser Stelle
abkürzen, Frau Ministerin. Nein, es gibt im Mo-
ment keinen Grund, die flächendeckende Versor-
gung mit ambulanten und stationären medizini-
schen Leistungen in Zweifel zu ziehen. Aber auch
Sie wissen - und dies nicht erst seit der Erhebung
der Kassenärztlichen Vereinigung -, dass wir uns in
den nächsten zehn, fünfzehn oder auch zwanzig
Jahren insbesondere Gedanken über die Attraktivi-
tät der Versorgung in den ländlichen Räumen, in
den Flächenkreisen, insbesondere in Bezug auf die
hausärztliche Versorgung machen müssen. Ich
denke, dies ist in einer älter werdenden Gesellschaft
von zentraler Wichtigkeit, und an dieser Stelle
muss nachgearbeitet werden.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich zu einem Punkt kommen, der mei-
ner Fraktion besonders wichtig ist, nämlich zu den
Fragen nach der zukünftigen Entwicklung vor dem
Hintergrund der Auswirkrungen des sogenannten
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes und nach
den Auswirkungen dieses Gesetzes auf den Ge-
sundheitsstandort Schleswig-Holstein. Diesbezüg-
lich bleibt bedauerlicherweise vieles im Vagen,
Frau Ministerin. Deshalb sage ich ganz deutlich:
Das spricht natürlich nicht für die Qualität dieses
Gesetzes.

Allerdings werden auch Fragen, die aufgrund einer
eigenen Einschätzung der Landesregierung hätten
beantwortet werden können, teilweise ausweichend
oder gar nicht beantwortet. Ich denke, hierüber soll-
ten wir im Ausschuss noch einmal intensiv reden.
An mancher Stelle erhält man den Eindruck, dass
sich die Landesregierung vor der politischen Ver-
antwortung drückt, konkrete Auswirkungen zu pro-
gnostizieren oder wenigstens Trends und Entwick-
lungen zu analysieren. Stattdessen werden Eck-
punkte des GKV-WSG referiert, oder es wird er-

neut darauf hingewiesen, dass Krankenhausdirekto-
ren nicht geantwortet hätten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dort, wo die
Kompetenzen gebündelt wurden, ist der Gesund-
heitsstandort Schleswig-Holstein nicht nur sehr er-
folgreich, sondern dort ist er herausragend und auch
von nationaler Bedeutung. In anderen Bereichen,
die ich kurz angesprochen habe, muss nachgearbei-
tet werden, um einzelne nebeneinander stehende
Projekte zu bündeln, damit sich wirkliche Exzellen-
zen im Bereich der Gesundheitswirtschaft ent-
wickeln können. Das Potenzial haben wir allemal.
Wir stehen nicht ganz am Anfang, aber wir haben
noch einen langen Weg vor uns, bis Schleswig-Hol-
stein wirklich das Gesundheitsland werden kann,
das vielen Menschen auch dauerhaft Arbeit und Be-
schäftigung sichert.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg. - Für die
CDU-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete Ursula
Sassen das Wort.

Ursula Sassen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Antwort der Landesregierung auf die
Große Anfrage der Fraktion der FDP zum Gesund-
heitsstandort Schleswig-Holstein ist ein umfassen-
des Werk von 159 Seiten, für dessen Erstellung ich
im Namen meiner Fraktion herzlich danke.

(Beifall bei CDU und SPD)

Die Landesregierung hat sich Mühe gegeben, die
gestellten Fragen im Sinne des Fragestellers zu be-
antworten, und die Ernsthaftigkeit, mit der sich die
Landesregierung für den Gesundheitsstandort
Schleswig-Holstein einsetzt, wird auch in der Be-
antwortung der Großen Anfrage deutlich.

So werden die Leitprojekte der Gesundheitsinitia-
tive ausführlich beschrieben und die dafür einge-
setzten Fördermittel detailliert aufgeführt, wobei
aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht alle Ein-
zelheiten genannt werden konnten.

Ziffer 2.6 widmet sich der elektronischen Gesund-
heitskarte. Das, was die Ministerin dargestellt hat,
sehe ich etwas anders. Aber vielleicht können wir
das aufklären. Dort heißt es:

„Die elektronische Gesundheitskarte ist als
Schlüssel für die neuen Telematikanwendun-
gen ein entscheidendes Strukturelement. Im
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Rahmen der längerfristig zu sehenden Ent-
wicklung einer bundesweiten Telematikinfra-
struktur kann Schleswig-Holstein mit der ak-
tiven Teilnahme an der Entwicklung und
Einführung der elektronischen Gesundheits-
karte dem Entstehen telematischer Insellö-
sungen in Schleswig-Holstein, die nicht mit
der bundesweit sich entwickelnden Infra-
struktur kompatibel wären, entgegenwirken.
Die frühzeitige reale und zugleich in die bun-
desweite Entwicklung intensiv eingebundene
Entwicklung kann Schleswig-Holstein einen
technologischen Vorsprung vor anderen Bun-
desländern ermöglichen.“

So weit mein Zitat aus dem Bericht.

Diese etwas umständliche Beschreibung der Stel-
lung der Testregion Flensburg im Vergleich zu den
Modellregionen anderer Bundesländer muss ange-
sichts der jüngsten Pressemeldungen hinsichtlich
der Schwierigkeiten mit dem PIN-Code hinterfragt
werden. Professor Roland Trill, Lehrstuhlinhaber
für Krankenhausmanagement, wurde in der „Finan-
cal Times Deutschland“ zitiert: „Wenn die Verant-
wortlichen an der PIN festhalten, ist das Projekt ge-
storben.“

Meine Fraktion hat Aufklärungsbedarf darüber, was
die elektronische Gesundheitskarte wirklich lei-
sten kann und ob zur Speicherung von Notfalldaten
die datenschutzrechtlichen Vorgaben einer Überar-
beitung bedürfen. Wir werden darauf zurückkom-
men.

Interessant sind auch die Aussagen zur grenzüber-
schreitenden medizinischen Versorgung. Hier ist
ausschließlich von norwegischen Patienten im Zu-
sammenhang mit der Akkreditierung zur Patienten-
brücke die Rede. Es wurden im Zeitraum von
April 2001 bis April 2003 mehr als 1.200 norwegi-
sche Patientinnen und Patienten behandelt, während
die Kooperation mit Dänemark im Bericht nicht er-
wähnt wird.

Das Kapitel „Apotheken“ ist sehr aufschlussreich:
Die Tabelle zur Entwicklung der Zahl der Apothe-
ker und die der Apotheken seit 2000 zeigt deutlich,
dass bis zum Jahr 2004 die Zahl der Apotheker mit
mehr als 10 über der Anzahl der Apotheken lag.
Mit dem Jahr 2005 ändert sich dies, was wohl auf
Filialen zurückzuführen ist. Leider spiegeln sich die
Zahlen nach dem Inkrafttreten des GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetzes in dieser Antwort noch
nicht wider, können sie auch noch gar nicht, weil
die Zeit noch zu kurz ist.

Offensichtlich ist sich die Landesregierung der Tat-
sache bewusst, dass eine Abschaffung des Fremd-
und Mehrbesitzverbotes zu einer Liberalisierung
des Apothekenmarktes führen wird. In der Antwort
auf die Große Anfrage heißt es:

„Die Zulassung von Apotheken-Ketten kann
insbesondere in Ballungszentren zu einem er-
höhten Verdrängungswettbewerb und da-
durch zu einer Marktkonzentration führen.
Inwieweit dies Auswirkungen auf die Ver-
sorgungsqualität insbesondere in ländlichen
Regionen haben kann, wird mit großer Auf-
merksamkeit zu verfolgen sein.“

Ich bitte ausdrücklich darum, denn weitere Benach-
teiligungen des ländlichen Raumes sind für die dort
Lebenden nicht akzeptabel.

(Beifall der Abgeordneten Heike Franzen
[CDU])

Auch die Zulassung von apothekenfremden Bran-
chen zum Arzneimittelvertrieb könnte laut Antwort
der Landesregierung eine wohnortnahe Versorgung
mit Arzneimitteln in der Fläche langfristig gefähr-
den. Trotz dieser Erkenntnisse spricht sich die Lan-
desregierung nicht gegen die Deregulierung und
Marktliberalisierung im Arzneimittelvertrieb aus,
sondern verweist auf das Apothekenrecht, das im
Falle eines Notstandes in der Arzneimittelversor-
gung die Gründung von Zweig- beziehungsweise
Notapotheken unter erleichterten Bedingungen vor-
sieht. Es ist bemerkenswert, dass im Notfall wieder
die gute, alte Apotheke gefragt sein soll, während
die Geschäfte anderswo gemacht werden. Auch die-
ser Thematik sollten wir uns widmen.

Die Ausführungen enthalten viele Themenkomple-
xe, die eine genauere Betrachtung verdient haben
und die in der Kürze der Zeit - die Antwort auf die
Große Anfrage liegt erst seit gut einer Woche vor -
noch nicht analysiert werden konnten.

Das Thema „Umweltmedizin“ und die ärztliche
Betreuung Umwelterkrankter hat der Fragesteller
außer Acht gelassen. Diese Thematik kommt in der
Gesundheitspolitik stets zu kurz, obgleich es in
Schleswig-Holstein, insbesondere in Nordfriesland,
hervorragende Umweltmediziner und Behandlungs-
möglichkeiten gibt. Umweltmedizin hat keine Lob-
by.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wir wollten Ihnen
auch noch etwas lassen!)

Wie nicht anders zu erwarten, hat der Fragesteller
die letzten 14 Seiten den Auswirkungen des GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetzes gewidmet. Die Fra-
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gen und Antworten beinhalten nichts Neues; wir
haben diese Aussagen größtenteils bei diversen
Landtagsdebatten schon vernommen. Aber ich bin
sicher, zukünftige Anfragen werden, wenn eine
Weile verstrichen ist und wir die Auswirkungen
kennen, sicherlich Genaueres darüber enthalten.

Alles in allem liefert die Große Anfrage und die
Antwort der Landesregierung für die Akteure im
Gesundheitswesen einen hervorragenden Überblick
über die wesentlichen Faktoren des Gesundheits-
standortes Schleswig-Holstein, sodass wir reichlich
Diskussionsstoff in den Fachausschüssen haben
werden.

(Beifall)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Ursula Sassen. -
Das Wort für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abge-
ordnete Jutta Schümann.

Jutta Schümann [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Antwort auf die Große Anfrage zum Gesund-
heitsstandort Schleswig-Holstein zeigt, dass die
Gesundheitswirtschaft in unserem Bundesland eine
hohe Bedeutung hat und sich in den letzten Jahren
quantitativ und qualitativ weiterentwickelt hat. Die
„gesunde Branche“ boomt, in der bei uns in Schles-
wig-Holstein 137.000 Menschen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt sind. Das ist ein Anteil
von 17,5 % der Beschäftigten, also eine Spitzenpo-
sition unter allen Bundesländern.

Schleswig-Holstein verfügt - so können wir kurso-
risch feststellen - über hohe Kompetenzen und um-
fassende Potenziale in der Gesundheitswirtschaft.
Das bedeutet Sicherung von Arbeitsplätzen, Per-
spektiven für die wirtschaftliche Entwicklung, Per-
spektiven für die gesundheitliche Versorgung, aber
auch Potenzial für die Tourismuswirtschaft, insbe-
sondere für den Gesundheitstourismus. Ich bin ge-
spannt, wie wir das im Ausschuss debattieren wer-
den. Herr Kollege Garg, ich sehe wenig wie Sie -
auch die Ministerin macht das deutlich - dort ein
hohes Potenzial, über das wir diskutieren sollten.
Da gibt es sicherlich noch Möglichkeiten und Res-
sourcen, dies stärker mit zu nutzen und zu verknüp-
fen, Medical Wellness und so weiter.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

In der schleswig-holsteinischen Medizinbranche
und in der pharmazeutischen Industrie mit meist

mittelständischen Unternehmen ist der Anteil der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an den
insgesamt im verarbeitenden Gewerbe Beschäftig-
ten doppelt beziehungsweise mehr als doppelt so
hoch wie im Bundesdurchschnitt.

Auch im Bereich der Gesundheitsversorgung ist
Schleswig-Holstein häufig mit Modellvorhaben
oder Projekten bundesweit Vorbild beziehungswei-
se setzt gesetzliche Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung schneller und vor-
zeitiger um als andere Bundesländer, nicht immer
im Ergebnis zu unserem Vorteil, so zum Beispiel
bei dem Thema „Integrierte Versorgung oder hoch
spezialisierter Leistungen“. Wir können lesen, dass
wir mit 15 Praxisnetzen in Schleswig-Holstein mit
der höchsten Netzdichte in Deutschland versorgt
sind.

So weit zunächst einmal einige Schlagworte, die
belegen, dass die Politik der Landesregierung in
den letzten Jahren gemeinsam mit vielen Akteuren
im Gesundheitswesen die Chancen eines weiterhin
auch international und national wachsenden Ge-
sundheitsmarktes gut genutzt haben und auch er-
folgreich waren.

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD] und Angelika Birk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Dabei sind wir nicht am Ende, sondern auf dem
Weg. Ziel muss es weiterhin bleiben, das Profil
auszubauen, zu schärfen und auch neue Angebote
für die Menschen und eine gute qualitative Gesund-
heitsversorgung hinzuzufügen. Da sind wir uns ei-
gentlich alle einig, sonst müsste die Ministerin die-
ses Feld morgen ad acta legen und sagen: Das habe
ich erledigt. Das hat sie nicht vor, das hat sie signa-
lisiert. Wir sind auf einem guten, richtigen Weg.

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD] und Angelika Birk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Antworten
auf die Große Anfrage mit 400 Einzelfragen bilden
eine gute Grundlage und eine gute Übersicht über
den gesamten Bereich der Gesundheitswirtschaft in
Schleswig-Holstein. Deshalb zunächst einmal an
die FDP und den Kollegen Garg danke für den um-
fassenden Fragenkatalog und natürlich auch danke
an die Landesregierung, an die Ministerin und ins-
besondere an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
für die Beantwortung. Wir haben in der Tat eine
gute Arbeitsgrundlage möglicherweise für die Ent-
wicklung eines Masterplans. Da bin ich gespannt;
ich finde das insofern prima.
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(Vereinzelter Beifall)

Wir haben einen Gesamtüberblick mit der Großen
Anfrage über die drei Bereiche der Gesundheits-
wirtschaft, die traditionell folgendermaßen festge-
legt sind: erstens den Kernbereich der ambulanten
und stationären Gesundheitsversorgung, zweitens
den Bereich der Vorleistungs- und Zulieferindu-
strie, drittens die Nachbarbranchen und Randberei-
che des Gesundheitswesens, die die Kernbereiche
der Gesundheitswirtschaft mit den Angeboten aus
anderen Bereichen des Dienstleistungssektors, zum
Beispiel Gesundheitstourismus, Wellness oder ge-
sundheitsbezogene Sport- und Freizeitangebote,
vervollständigen.

Diese drei Schwerpunkte machen deutlich, dass es
sowohl um eine Gesundheitsversorgung im engeren
Sinne für die Menschen in Schleswig-Holstein geht,
es geht aber auch um industrielle Unternehmen und
um Dienstleistungsangebote, also ein bunter und
vielschichtiger Katalog, für den auch in der Landes-
regierung nicht ausschließlich die Gesundheitsmini-
sterin zuständig ist. Da sind noch mehr Kollegen
gefordert. Wenn sie sich möglicherweise gleicher-
maßen engagieren wie Sie, könnten wir uns noch
ein Stück weiterbewegen. Dessen bin ich ganz si-
cher.

(Beifall bei SPD und SSW)

Mit einem recht kräftigen Ministerpräsidenten an
der Spitze, der dann auch in diese Richtung zieht,
ist noch einiges herauszuholen.

In der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit und
angesichts der doch umfassenden Daten ist es mir
nicht möglich, heute auf alle Schwerpunkte einzu-
gehen. Ich möchte mich deshalb auf einige wenige
beschränken. Die Leitprojekte der Gesundheitsini-
tiative, zum Beispiel der Medizintechnik Campus,
das Forum Life Science, die Modellregion „Natür-
lich Erleben“, das Qualitätssiegel für Gesundheits-
einrichtungen, die elektronische Gesundheitskarte -
so strittig sie zurzeit auch betrachtet wird, die aber
Chancen in sich birgt - und der Gesundheits- und
Wellness-Tourismus in den Urlaubsorten sind Pro-
jekte, die nicht nur intensiv die qualitative Weiter-
entwicklung des Standorts Schleswig-Holstein un-
termauern, sondern für unser Land einen wichtigen
Beitrag zur konjunkturellen Entwicklung bilden.

(Beifall beim SSW)

Sie machen außerdem deutlich, dass Gesundheit
und Gesundheitswirtschaft nicht allein ein Kosten-
faktor sind. Dazu ein weiterer Hinweis: Von den 30
größten Firmen Schleswig-Holsteins gehören zehn

zur Gesundheitsbranche, und diese zehn Unterneh-
men beschäftigen allein 30.000 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.

Wir können aber nicht nur im produzierenden Ge-
werbe Erfolge vorweisen, sondern zum Beispiel
auch im Bereich von Forschung und Lehre. Wir ha-
ben in Schleswig-Holstein Spitzenforschung, zum
Beispiel das Entzündungscluster, das europaweit -
auch vor seiner Anerkennung als Spitzenfor-
schungsprojekt - bereits großen Zuspruch gefunden
hat. Ich weiß dies sogar aus eigener Erfahrung. Wir
haben die Einrichtung vor der Tür, in Bad Bram-
stedt. Viele wissen nicht, dass es solche Einrichtung
gibt. Insofern finde ich es gut, dass wir dies nun be-
kannt machen und der Einrichtung auch die ent-
sprechende europaweite Anerkennung verschaffen,
die sie verdient.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Natürlich muss in diesem Zusammenhang auch das
in Vorbereitung befindliche neue Partikeltherapie-
zentrum genannt werden. Auch dies wird ein
Leuchtturmprojekt der Gesundheitswirtschaft in un-
serem Lande.

Die Große Anfrage zeigt, dass die Gesundheitsini-
tiative Schleswig-Holstein auch zur Sicherung der
gesundheitlichen Versorgung unserer Menschen
beiträgt. Hier haben wir leistungsstarke Strukturen,
die sehr häufig bereits im Vorfeld auf Veränderun-
gen reagiert haben, zum Beispiel unsere Kranken-
häuser. Darüber haben wir mehrfach diskutiert.
Wir haben in den letzten Jahren Netzwerkstruktu-
ren aufgebaut und mit 36 medizinischen Versor-
gungszentren eine gute Angebotspalette für den
städtischen und ländlichen Raum. Die ärztliche
Versorgung ist zurzeit also weitestgehend gesichert.

Zukünftig muss es uns darum gehen, insbesondere
in den ländlichen Regionen die niedergelassenen
Facharzt- und Hausarztstrukturen zu erhalten. Der
Bericht zeigt auch, dass bereits an der Westküste
ein Mangel an niedergelassenen Ärzten besteht.
Hier sind sinnvolle Kooperationsformen, zum Bei-
spiel mit den Krankenhäusern, notwendig und auch
möglich. Es gibt gute Konzepte, die von den Akteu-
ren, zum Beispiel im Westküstenklinikum Heide,
entwickelt worden sind und zurzeit umgesetzt wer-
den; die Ministerin hat darauf hingewiesen. Das
sind gute Modelle, neue Wege, die wir ausbauen,
die wir erproben müssen, weil wir zukünftig sicher-
lich an anderen Stellen ähnliche Konzepte werden
umsetzen müssen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, betrachtet werden
sollten auch die Aussagen der Landesregierung zur
Situation der Apotheken in Schleswig-Holstein.
Das fand ich persönlich sehr interessant. Entgegen
so mancher Einschätzung, wir würden über zu viele
Apotheken in Schleswig-Holstein verfügen, zeigt
die Große Anfrage, dass die Zahl der Apotheken
bei uns in den letzten Jahren relativ konstant geblie-
ben ist. Interessant ist auch zu lesen, dass die Um-
sätze nicht exorbitant gestiegen sind. Die Landesre-
gierung teilt also offensichtlich die Einschätzung
über die Auswirkungen der Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs über den Fremd- und Mehr-
besitz auf die Apotheken in Schleswig-Holstein und
ebenso zu der Fragestellung: Welche Auswirkun-
gen werden erwartet, falls zukünftig apotheken-
fremde Branchen Arzneimittel anbieten dürfen?
Hier scheint es notwendig, gemeinsam mit der
Apothekerkammer angemessene Lösungen herbei-
zuführen.

Wir benötigen auch zukünftig eine qualitativ hoch-
wertige und wohnortnahe Versorgung mit Arznei-
mitteln, und insofern benötigen wir natürlich auch
vor Ort Apotheken, die dies mit einer kompetenten
Beratung gewährleisten können.

Zur stationären Versorgung ist festzuhalten, dass
hier die demografische Entwicklung und die not-
wendige und zunehmende Versorgung älterer Men-
schen zu einer verstärkten Nachfrage im stationären
Bereich geführt haben. Das gilt für Spezialangebote
wie geriatrische Versorgung, internistische Versor-
gung, die insbesondere ältere multimorbide Patien-
tinnen und Patienten betrifft. Wichtig wird zukünf-
tig weiterhin eine enge Verzahnung aller Angebote
sein, von ambulant, stationär, teilstationär, inklusi-
ve besserer und reibungslosere Übergänge zum
Beispiel von der Akutnotversorgung zur rehabilati-
ven Versorgung. Auch da können wir lesen, dass es
bereits in 54 stationären sowie in zehn ambulanten
Einrichtungen sehr gute Angebote gibt.

Das GKV-WSG hat festgelegt, dass Mutter-Vater-
Kind-Kuren finanziert werden. Auch dies wirkt sich
natürlich auf die Angebotsstruktur aus. Außerdem
haben wir in Schleswig-Holstein über 27 derartige
Einrichtungen, von denen acht neben den Vorsorge-
leistungen medizinische Rehabilitation erbringen. -
So weit einige Themen aus der Großen Anfrage, die
wir dann im Ausschuss weiter beraten.

Ich fasse zusammen: Schleswig-Holstein ist ein
herausragender Gesundheitsstandort in der Bundes-
republik. Da sind wir uns einig. Er entwickelt sich
weiter, bietet Arbeit und Ausbildungsplätze und so-
mit Perspektiven für viele Menschen in unserem

Land. Außerdem ist deutlich, dass die Infrastruktu-
ren bei uns gut geeignet sind, Menschen in unserem
Land medizinisch zu versorgen. Dies gilt natürlich
auch für Menschen, die in unserem Land Urlaub
machen. Ich freue mich auf die weitere Arbeit und
möglicherweise auf einen Masterplan, den wir
dann aber gemeinsam mit allen Beteiligten schaffen
werden.

(Beifall im ganzen Haus)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Frau Abgeordneter Jutta Schümann. Be-
vor wir in der Aussprache fortfahren, begrüße ich
auf der Besuchertribüne sehr herzlich Schülerinnen
und Schüler und die sie begleitenden Lehrkräfte des
Gymnasiums Schenefeld und Frauen vom Netz-
werk 50plus der Gemeinde Sankt Michaelis in Kiel.
Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Als weiteren fachkundigen Zuhörer darf ich sehr
herzlich den Geschäftsführer der Krankenhausge-
sellschaft, Herrn Krämer, begrüßen.

(Beifall bei der SPD)

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich nun Frau Abgeordneter Angelika Birk das
Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Angesichts des reichhaltigen Materi-
als werde ich mich nur auf wenige Aspekte be-
schränken können. Auch vonseiten der Grünen wird
mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, dass die
rot-grüne Entscheidung vor einigen Jahren, als lan-
despolitischen Leuchtturm Gesundheitspolitik zu
setzen, eine richtige war und dass die Projekte, die
in den letzten Jahren angeschoben wurden, nun-
mehr Früchte tragen. Ich freue mich, dass die jetzi-
ge Landesregierung dieses Konzept weiter ausbaut
und wir tatsächlich für bundesweite Furore sorgen.
Das ist in unserem eigenen Land noch viel zu we-
nig bekannt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern kann man dies auch ohne Neid als partei-
übergreifendes richtiges politisches Projekt begrei-
fen. Es funktioniert natürlich nicht nur, weil sich
die Politik dafür entscheidet, sondern die Politik hat
aufgenommen, was an Potenzial da war, und ver-
sucht, an bestimmten Stellschrauben dieses Poten-
zial zu erhöhen und vor allem daraus Schlüsse zu
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ziehen, was zukünftige Strukturen betrifft. Insofern
möchte ich mich, auch wenn es ein wenig trocken
erscheint, als Erstes mit Strukturen befassen.

Es ist nicht zu unterschätzen, was es bedeutet, dass
wir in Schleswig-Holstein als relativ kleinem Bun-
desland neue Strukturen ausprobieren, ob es nun
um das berühmte QuaMaDi-Projekt in der Krebs-
vorsorge, um die elektronische Gesundheitskarte
ging oder ob es um die Öffnung der Krankenhäuser,
die integrierte Versorgung und die Praxisnetze geht.
Wir haben den Vorteil, dass wir als Bundesland mit
städtischer und ländlicher Bevölkerung und mit im
Vergleich zu einem Flächenland wie Nordrhein-
Westfalen kurzen Wegen in ganz unterschiedlichen
Versorgungslandschaften etwas ausprobieren kön-
nen. Wir haben glücklicherweise auch die Bereit-
schaft von Akteurinnen und Akteuren, dies zu tun.
Das ist als Potenzial, auch als Wirtschaftspotenzial
nicht zu unterschätzen.

Deshalb finde ich es auch gut, dass Sie, Frau Minis-
terin, angekündigt haben, dass wir einmal innehal-
ten müssen, um in einem Masterplan zu prüfen:
Was haben die neuen Möglichkeiten, die uns die
Gesetze auch eröffnen, gebracht? An mehreren
Stellen müssen Sie nämlich antworten: Die Kassen-
ärztliche Vereinigung hat Kandidaten, beispielswei-
se über Patientenströme in den neuen Praxisnetzen.
Damit haben Sie das nur zum Teil beantworten
können. Das mache ich nicht zum Vorwurf, son-
dern das zeigt natürlich, an welcher Stelle man
gucken muss, ob das Datensammeln Sinn macht.
Wir wollen ja keine Datenfriedhöfe schaffen, die
nur Arbeit machen.

Wenn wir auf der anderen Seite wissen wollen, wie
sich bestimmte politische Entscheidungen auch in
der Qualität und in der Fläche auswirken, müssen
wir natürlich auch zu bestimmten Bereichen Daten
haben. Sonst stellen wir viel zu spät fest, dass neue
Verschiebebahnhöfe entstehen. Die wollen wir na-
türlich alle vermeiden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Insofern ist das ein richtiger und notwendiger An-
satz. Denn viele Antworten zeigen, dass auch man-
che Leute merkwürdige Vorstellungen davon ha-
ben, was sie uns schulden. Wenn beispielsweise
Krankenhäuser antworten - wie Herr Dr. Garg
schon angesprochen hat -, sie fänden das überflüs-
sig, was die FDP fragt, sie wüssten gar nicht, was
das soll, dann sehen wir daran, dass wir noch etwas
Überzeugungsarbeit leisten müssen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Denn das ist ja auch zu ihrem eigenen Nutzen. Das
ist ja keine Selbstbeschäftigung für uns, sondern es
ist dafür, dass sich die Struktur verbessert und wei-
terentwickelt.

Kommen wir zu einem Thema, das erstaunlicher-
weise weder in der Fragestellung noch in der Ant-
wort eine Rolle gespielt hat, obwohl es auf der
Hand liegt, nämlich - wenn man in Netzen denkt -
die Versorgungsforschung, die Weiterentwicklung
der Pflege, das Zusammenspiel zwischen ärztlichen
und nicht ärztlichen Dienstleistungen in der Medi-
zin. Es ist egal, ob das im Rahmen von Reha oder
im Rahmen von Praxisnetzen ambulant stattfindet.
Wir haben eine ganze Reihe von Berufen - das ma-
chen wir uns immer viel zu wenig klar -, ob es Er-
gotherapeuten oder Logopäden sind, bei denen man
für die Ausbildung richtig viel Geld bezahlen muss.
Ich bin Ihnen sehr dankbar, Frau Ministerin, dass
Sie diese Dinge einmal aufgeschrieben haben. Es
gibt junge Leute, die ein paar Hundert Euro mit-
bringen müssen - nicht nur einmalig, sondern im-
mer wieder -, um ihre Ausbildung überhaupt ma-
chen zu können. Wir sind auf diese Berufe ange-
wiesen, und wir sind auch darauf angewiesen, dass
in zukünftigen Gesetzen diese Berufe eine entspre-
chende Wertschätzung erfahren und nicht einfach
weggespart werden.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Denn sonst wird dieser ganzheitliche Ansatz verlas-
sen, den wir als Grüne sehr befürworten, nämlich
die hochtechnisierte Medizin, aber gleichzeitig
auch sprechende Medizin und die vielen anderen
Dienstleistungen, die wir in dem Bereich haben und
die sich weiterentwickeln, auch die Geräteentwick-
lung für Menschen, die Hilfsmittel brauchen, als
Gesamtnetz zu sehen. Hier gibt es Unwuchten, die
nicht Schleswig-Holstein als Land geschuldet sind,
die aber in einem solchen Bundesland deutlich ma-
chen, wenn sie nicht justiert werden, dass plötzlich
eine Hochleistungsmedizin hilflos ist, wenn bei-
spielsweise in der Pflege eine bestimmte Weiterent-
wicklung nicht stattfindet.

Insofern wundert es Sie sicherlich nicht, wenn ich
hier noch einmal auf das Thema Pflegeforschung
zu sprechen komme. Das war hier keine Fragestel-
lung. Aber wir brauchen eine systematische Versor-
gungs- und Pflegeforschung. Wir müssen das insti-
tutionenübergreifend anlegen, und wir brauchen
hierzu auch die Kapazität von wissenschaftlichem
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Sachverstand. Selbstverständlich muss sich das
dann natürlich auch in den entsprechenden Angebo-
ten in der Lehre auswirken. Die Universität Lübeck
hat dazu Anstrengungen übernommen. Sie möchte
diesen Weg gehen. Wir werden sehen, was bei den
Zielvereinbarungen im Hochschulbereich heraus-
kommt, ob dies tatsächlich angeschoben werden
kann.

Wir brauchen dann natürlich auch die Rückbindung
in der Pflegeausbildung unterhalb des wissenschaft-
lichen Niveaus. Das ist etwas, wo wir noch besser
werden können. Seitens der Pflegeanbieter ist die
Bereitschaft dafür da, und unsere Bevölkerung ist
an dieser Stelle sehr wach. Wir werden also, wenn
wir in diesem Bereich einen Schritt nach vorn ma-
chen und erneut das Profil für den Gesundheits-
standort Schleswig-Holstein schärfen, von einer
breiten fachlichen, aber auch Bevölkerungsmehr-
heit getragen. Das ist umso wichtiger, weil unser
Bundesland - das ist bekannt - eines wird, in dem
die Menschen besonders lange leben, in dem die äl-
tere Bevölkerung einen immer höheren Anteil -
auch im Bundesvergleich - haben wird. Insofern
müssen wir da vorangehen.

Das führt mich zu einem zweiten Thema, nämlich
zum Thema Geriatrie. In einer Dissertation von
Frau Elisabeth Steinhage-Thiessen wurde noch
2003 in einem systematischen Vergleich festge-
stellt, als es um die unterschiedlichen Konzepte der
Geriatrie in Reha und Krankenhaus ging, dass
Schleswig-Holstein und Niedersachsen zu den Län-
dern gehören, in denen sich in der Geriatrie gemes-
sen am Versorgungsgrad der Bevölkerung bisher
wenig tut. Das hat sich inzwischen geändert. Da hat
die Landesregierung gehandelt, das muss man aus-
drücklich hervorheben. Hier werden im Augenblick
Modellversuche durchgeführt, um auch die ambu-
lante Geriatrie besonders zu verankern.

Ich fände es noch einmal sehr interessant zu unter-
suchen, wo die Geriatrie ansetzen muss, wo die
Landesregierung Steuerungsmöglichkeiten hat. Of-
fensichtlich hat sie sie in den Krankenhäusern
leichter als im Reha-Bereich. Von der Versorgung
her ist den Leuten natürlich am meisten geholfen,
wenn direkt nach dem Krankenhauseingriff eine
geriatrische Reha einsetzt. Ob die dann im Kran-
kenhaus, ambulant oder ganz anders passiert, ist ei-
ne Frage, die die Fachleute klären müssen. Hier
geht es auch darum zu gucken, wie es am kosten-
günstigsten geht, wie es auch von der Versorgungs-
dichte her am besten zu passieren hat. Wir dürfen
da aber keine Lücke lassen, denn da geschehen oft
die schlimmsten Dinge, dass nämlich in sehr vielen

Fällen immer noch nach einem Krankenhausaufent-
halt im Alter sehr schnell in ein Pflegeheim über-
wiesen wird. Das ist das Einfachste, das ist für die
Krankenhaussozialarbeit eine Sache, die schnell er-
ledigt ist.

Damit verpassen wir sowohl die Chance, weiter
ambulant im eigenen Haus versorgt zu werden, und
wir verpassen vor allen Dingen die unheimlichen
Potenziale, die sich inzwischen in der geriatrischen
Rehabilitation entwickelt haben. Was man vor
20 Jahren noch nicht für möglich gehalten hätte, ist
heute schon selbstverständlich, dass man nach ei-
nem Herzinfarkt oder einem schweren Sturz Men-
schen wieder sehr gut auf die Beine bekommen
kann und sie noch viele Jahre mit hoher Lebensqua-
lität leben können. Dieses Potenzial bedeutet aber
eine gute Versorgungskette. Es darf nicht sein, dass
dann an irgendwelchen Vertragskleinigkeiten oder
an irgendwelchen Egoismen einzelner Sektoren ei-
ne solche Kette reißt.

Ich komme jetzt zu einem Thema, das an dieser
Stelle auch angesprochen werden muss. Wir haben
immer viel davon geredet, dass sich mit dem Ge-
sundheitsstandort viel Geld verdienen lässt. Das ist
auch interessant für Touristen. Der Gesundheits-
standort muss sich aber auch den Menschen mit
kleinem Portemonnaie widmen. Wir haben an ande-
rer Stelle hier gestern das Thema Kinderarmut, das
Thema „Kein Kind ohne Mahlzeit“ als Auftaktthe-
ma gehabt - leider vertagt. Aber dies gehört für
mich ganz unverwechselbar dazu. Es kann nicht
sein, dass wir als Bundesland für reiche Leute, die
von außerhalb hierher kommen und sich hier be-
handeln lassen, interessant sind, aber die eigenen
Menschen mit kleinem Portemonnaie, weil sie die
Behandlung nicht finanzieren können oder darüber
nichts wissen - Stichwort Migranten: die vielleicht
unser Gesundheitsnetz noch weniger kennen als
Menschen, die hier geboren sind -, außen vor las-
sen. Hier stehen wir vor einer großen Fragestellung.

Das hat in den Fragen der FDP eher eine unterge-
ordnete Rolle gespielt. Es klingt an ein paar Stellen
an, bei denen es um das Thema gesundes Essen in
der Vermarktung nach außen geht. Das bedeutet,
dass wir uns noch einmal sehr genau anschauen
müssen, wie die psychotherapeutischen Versor-
gungsnetze und der Nachwuchs hier sind. Dass wir
im Augenblick zum Beispiel gerade neun Kin-
derpsychotherapeuten ausbilden, scheint mir gerade
auch im Hinblick auf die psychosoziale Dimension
der neuen Armut viel zu wenig.

Sie sehen - meine Zeichen sind hier eindeutig; ich
muss an dieser Stelle stoppen -, wir haben in unse-
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rem Ausschuss noch viel zu tun. Ich bin sehr dank-
bar, dass wir diese Fülle an Daten haben: Jetzt geht
es darum, mit den Daten Politik zu machen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Angelika Birk. -
Das Wort für den SSW im Landtag hat jetzt Herr
Abgeordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die grundlegenden Rahmenbedingungen
für den Gesundheitsstandort Schleswig-Holstein
werden leider - ist man geneigt zu sagen - immer
noch in Berlin gemacht. Hier haben wir in den letz-
ten Jahren bei der ambulanten und insbesondere im
Bereich der stationären Versorgung durch die ver-
schiedenen Gesundheitsreformen des Bundes nega-
tive Entwicklungen zu verzeichnen. Dies betrifft
gerade auch die Krankenhäuser in Schleswig-Hol-
stein, die vor großen finanziellen Herausforderun-
gen stehen. Nicht nur, dass der sogenannte Basis-
fallwert, also quasi die Bezahlung der Kranken-
hausleistungen, immer noch weit unter dem Bun-
desdurchschnitt liegt, sondern auch durch die letzte
Gesundheitsreform und die Begrenzung der Bud-
gets haben die Krankenhäuser Schleswig-Holsteins
große Probleme.

In einem Schreiben, das sicherlich allen Abgeord-
neten vorliegt, bezeichnet die Krankenhausgesell-
schaft Schleswig-Holstein die Lage als dramatisch,
weil natürlich auch der jüngste Tarifabschluss ver-
kraftet werden muss. Laut KGSH belastet die Erhö-
hung der Löhne die Krankenhäuser in den nächsten
Jahren mit 90 Millionen €. Damit kein falscher
Zungenschlag entsteht, möchte ich klarstellen, dass
der SSW die Erhöhung der Gehälter und Löhne für
die Beschäftigen der Krankenhäuser als angemes-
sen und äußerst berechtigt ansieht.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das Problem liegt aber im Finanzierungssystem des
Bundes. Denn zum einen fließen die Gehaltssteige-
rungen überhaupt nicht in die Krankenhausfallpau-
schalen ein und zum anderen sind die tarifbedingten
Mehrkosten durch die marginale Budgetsteige-
rungsrate von 0,64 % - wovon bekanntlich 0,5 %

als Sanierungsbeitrag an die Krankenkassen zu-
rückfließt - nicht finanzierbar.

Dabei haben sich die meisten der schleswig-holstei-
nischen Krankenhäuser seit Jahren vorbildlich spe-
zialisiert und auch den Betrieb so effektiv wie mög-
lich gestaltet. Ein weiterer Personalabbau zum Bei-
spiel durch einen Abbau von Krankenschwestern
und -pflegern würde die Qualität des Krankenhaus-
wesens in Schleswig-Holstein und damit auch die
wirtschaftliche Entwicklung in Gefahr bringen.

Die Landesregierung muss hier also unbedingt
schnellstens handeln, wenn ein schwerwiegender
Schaden vom Gesundheitsstandort Schleswig-Hol-
stein abgewendet werden soll. Alles riecht nach ei-
ner Bundesratsinitiative.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Große Koalition muss sich in Berlin für eine
Änderung der Finanzierungsrahmenbedingungen
für die Akteure im Gesundheitswesen einsetzen,
und - wir sprachen ja bereits gestern darüber - am
besten geschieht dies über eine Gesundheitsreform,
die diesen Namen auch verdient und die insbeson-
dere die Finanzierungsgrundlagen verbessert.

Dies ist aus Sicht des SSW das vordringlichste Pro-
blem, das die Landesregierung im Zusammenhang
mit dem Gesundheitsstandort Schleswig-Holstein
anpacken muss, und daher habe ich dies heute im
Zusammenhang mit der Debatte über die Antwort
der Landesregierung auf die Große Anfrage der
FDP vorangestellt.

Ansonsten zeigt die Antwort der Landesregierung
die eigentlich recht gute Ausgangslage und das
große Potenzial des Gesundheitsmarktes in Schles-
wig-Holstein. Schon im Jahre 2000 startete die da-
malige Ministerpräsidentin Heide Simonis die Ge-
sundheitsinitiative für Schleswig-Holstein, die da-
zu dienen sollte, vorhandene Ressourcen in diesem
Bereich zu bündeln und ungenutzte Potenziale so-
wie Leitprojekte zu entwickeln.

Die CDU-SPD-Landesregierung hat diese Initiative
dann 2005 weitergeführt. Natürlich ist es daher sehr
berechtigt, dass die FDP in ihrer Großen Anfrage
nach den Ergebnissen und Kosten dieser Initiative
fragt. Die Bedeutung des Gesundheitsmarktes für
Schleswig-Holstein wird schon dadurch unterstri-
chen, dass laut Bundesagentur für Arbeit minde-
stens 92.000 Personen hier arbeiten, wobei wegen
des fehlenden statistischen Materials von einer Un-
tergrenze auszugehen ist. Das Institut für Arbeit
und Technik in Gelsenkirchen geht sogar von
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137.000 sozialversicherungspflichtigen Beschäftig-
ten und einem Umsatz von fast 5 Milliarden € für
die Jahre 2004 und 2005 aus.

Diverse Studien belegen die hohe Kompetenz und
das Potenzial der Gesundheitswirtschaft in Schles-
wig-Holstein. Zum Beispiel ist dies der Fall im Be-
reich Life Science/Medizintechnik und im Gesund-
heitstourismus, wo es auch viele große Unterneh-
men gibt, die zu den 30 größten Arbeitgebern im
Lande gehören.

Die Leitprojekte der Landesregierung haben sich
daher im Rahmen der Gesundheitsinitiative natur-
gemäß auf diese Gebiete konzentriert. Dies gilt für
die Landesunterstützung des Medizintechnik-Cam-
pus in Lübeck, das landesweite Forum „Life
Science“ oder den Gesundheits- und Wellness-Tou-
rismus in den Urlaubsorten. Dabei sind für einige
dieser Projekte, die über die Jahre mit Fördermit-
teln bedacht wurden, laut der Antwort der Landes-
regierung leider nicht immer unmittelbar messbare
Ergebnisse vorzuweisen. Dies gilt natürlich insbe-
sondere für die Forschungsbereiche im Rahmen der
Gesundheitsinitiative, hinsichtlich derer die Lan-
desregierung allerdings zu Recht darauf hinweist,
dass es bei direkten Produktinnovationen als Folge
der durch die Leitprojekte angestoßenen Maßnah-
men zum Beispiel im Medizinbereich bis zu zehn
Jahre bis zur Markteinführung eines Produktes dau-
ert.

Im Gesundheitstourismus ist dies etwas anders,
weil hier die Gesundheitsinitiative ganz konkret da-
zu beigetragen hat, dass vor allem die Kurorte die
notwendige gesundheitstouristische Neuausrichtung
vorgenommen haben. Laut der Großen Anfrage ha-
ben vor allem Westerland, St. Peter-Ording, Büsum
und Damp ihre Angebote an die Neuausrichtung
der Tourismusstrategie der Landesregierung im Ge-
sundheitsbereich erfolgreich angepasst. Das im
Aufbau befindliche Kompetenzzentrum Gesund-
heitstourismus soll dazu beitragen, diese gesund-
heitstouristischen Angebote in Schleswig-Holstein
noch mehr auszubauen und besonders die Qualität
noch mehr an den Ansprüchen der Zielgruppen an-
zupassen. In diesem Bereich sind wir also weiterhin
auf einem guten Weg.

Das kann man für die elektronische Gesundheits-
karte leider nicht behaupten. Vom Grundsatz her
ist das Konzept der Gesundheitskarte, auf der die
medizinischen Daten der Patienten gespeichert
sind, natürlich zu begrüßen. Denn es dreht sich um
ein wichtiges Strukturelement der Telematikanwen-
dung und es ist sicherlich nicht von der Hand zu
weisen, dass die Tests zur bundesweiten Einfüh-

rung der elektronischen Gesundheitskarte das Profil
Schleswig-Holsteins als innovatives Gesundheits-
land weiter gefördert haben.

Allerdings sind die sogenannten Feldtests in letzter
Zeit ins Stocken geraten. In den Feldversuchen zur
Einführung der elektronischen Gesundheitskarte hat
sich die Eingabe der Patienten-PIN als verfahrens-
technische Hürde herausgestellt. Vor allem ältere
oder behinderte Testteilnehmer haben Probleme,
die sechsstellige PIN einzugeben, mit der sie etwa
ihre Zustimmung dafür signalisieren, dass ein Not-
falldatensatz angelegt wird.

Im Flensburger Feldversuch wurden 75 % der aus-
gegebenen elektronischen Gesundheitskarten durch
falsche PIN-Eingaben gesperrt; in anderen Regio-
nen sollen die Quoten nicht viel besser sein. Hier
muss also noch nachbessert werden. Aber wenn die
elektronische Gesundheitskarte ein Erfolg wird,
dann kann der Gesundheitsstandort Schleswig-Hol-
stein davon profitieren, weil unsere Unternehmen
und die Akteure im Gesundheitswesen bei uns die
ersten Erfahrungen mit dieser modernen Technolo-
gie gemacht haben. Allerdings scheint es noch ein
längerer Weg bis zum Erfolg zu werden.

Die Landesregierung sieht laut Großer Anfrage die
ärztliche Versorgung in Schleswig-Holstein auch
im ländlichen Raum zurzeit als ausreichend an.
Dies deckt sich nicht immer mit der Wahrnehmung
der Bevölkerung auf dem Lande, aber ich will die
Zahlen, die vorliegen, nicht infrage stellen. Denn
die Landesregierung macht ja selbst darauf auf-
merksam, dass man für die Zukunft schon einen
Ärztemangel speziell auf dem Lande befürchtet,
weil viele Ärzte pensioniert werden und weil es
sehr schwer sein wird, adäquate Nachfolger zu fin-
den. Wir haben bereits im Landtag über dieses
wichtige Thema debattiert und die Landesregierung
hat gemeinsam mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung Initiativen angekündigt, um dem entgegenzu-
wirken. Leider gibt es keinen Königsweg, um die-
ses Problem zu lösen. Denn auch hier haben wir es
mit Rahmenbedingungen zu tun, die vom Bund
vorgegeben werden.

Dies kann man allerdings nicht sagen, wenn es um
die notärztliche Versorgung im ländlichen Raum
geht. Hier gibt ein Landesgesetz die Rahmenbedin-
gungen vor. Seit der Neustrukturierung des ärztli-
chen Notfalldienstes in Schleswig-Holstein zum
1. Januar 2007 gibt es nur noch einen eingeschränk-
ten Notfalldienst der niedergelassenen Ärzte in
Kappeln und Umgebung. Die Landesregierung sagt
selbst, dass die Menschen in der Region Kappeln
heute bis zu einer halben Stunde auf einen Notarzt
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warten müssen. Das ist eine vollkommen unhaltba-
re Situation.

(Beifall des Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir können von Glück sagen, dass dies offenbar
noch keine schlimmeren Folgen hatte.

Die Krankenkassen lehnen immer noch die Kosten-
übernahme für einen zweiten Notarztstandort in
Schleswig-Flensburg ab, obwohl der Kreis der ein-
zige in Schleswig-Holstein mit nur einem Standort
ist. Wir fordern die Landesregierung deshalb auf,
sich dafür einzusetzen, dass diese unhaltbare Situa-
tion in der Region Kappeln umgehend behoben
wird. Und ich erwarte, dass wir im Ausschuss dann
eine fertige Lösung des Problems präsentiert be-
kommen.

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass
die Gesundheitsinitiative der ehemaligen Landesre-
gierung erfolgreich ist und dass es eine kluge Ent-
scheidung der jetzigen Landesregierung war, diese
Initiative weiterzuführen. Dies ist die Grundlage für
den dauerhaften Erfolg in diesem Bereich, der auch
bei uns Einkommen sichert und Arbeitsplätze
schafft. Diese positive Entwicklung setzt sich in
Zukunft hoffentlich fort.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor, sodass ich die Beratung schließe.
Es ist beantragt worden, die Antwort der Landesre-
gierung auf die Große Anfrage Drucksache 16/1940
an den Sozialausschuss zur abschließenden Bera-
tung zu überweisen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mitberatend an den
Wirtschaftsausschuss!)

- Also, die Antwort soll federführend an den Sozial-
ausschuss und mitberatend an den Wirtschaftsaus-
schuss überwiesen werden. Wer so beschließen
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Dan-
ke schön. Dann ist das so geschehen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 32 auf:

Deutsch-dänisches Rahmenabkommen über die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Ge-
sundheitsbereich

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/1992

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache
und erteile für die Gruppe des SSW im Landtag de-
ren Vorsitzenden, der Abgeordneten Anke Spoo-
rendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich in der
deutsch-dänischen Grenzregion wurde in den letz-
ten Jahren stark ausgebaut. Sie umfasst mittlerweile
so unterschiedliche Bereiche wie die gemeinsame
Nutzung eines Rettungshubschraubers, die Krebs-
therapie, den Einsatz grenzüberschreitender Ret-
tungswagen und die Geburtshilfe. Dies wurde letzte
Woche bei dem Treffen zwischen Ministerpräsident
Peter Harry Carstensen und dem Vorsitzenden der
Region Syddanmark, Carl Holst, deutlich gemacht.

Auch in einem gestern erschienenen Artikel in der
„Flensborg Avis“ wird die gute deutsch-dänische
Zusammenarbeit und der Anstieg der Zahl däni-
scher Patienten insbesondere bei der Krebstherapie
in den Flensburger Krankenhäusern hervorgehoben
und als vorbildlich für die zukünftige grenzüber-
schreitende Kooperation gelobt.

Es gibt also viele Zeichen des Aufbruchs im
deutsch-dänischen Grenzland, gerade was die Ge-
sundheitszusammenarbeit angeht. Die deutsche
Minderheit träumt sogar von einem gemeinsamen
deutsch-dänischen Krankenhaus.

Ich will auch von dieser Stelle klar sagen, dass wir
im SSW schon das Gefühl haben, dass die Große
Koalition und insbesondere der Ministerpräsident
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in den
letzten Jahren ein gutes Stück vorangebracht haben.
Allerdings geschah dies auf Druck des SSW; das
möchte ich hinzufügen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Dafür seid ihr auch
da!)

Die Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich ist
vielfach vertraglich zwischen den Trägern auf bei-
den Seiten der Grenze geregelt. Und gerade in der
letzten Woche haben die Landesregierung und die
Region Syddanmark auch im Gesundheitsbereich
neue Kooperationsvereinbarungen unterschrieben,
die die Zusammenarbeit weiter vertiefen sollen.
Dies begrüßt der SSW ausdrücklich. Dennoch feh-
len aus unserer Sicht weiterhin die übergeordneten
Rahmenbedingungen,

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Dr. Heiner Garg [FDP])
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damit wir diesen Leuchtturm der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit in der Region weiter aus-
bauen und auf ein höheres Niveau bringen können.
Dabei orientieren wir uns an dem, was zwischen
Deutschland und Frankreich heute schon Wirklich-
keit ist.

Seit 2005 gibt es ein Rahmenabkommen zwischen
Deutschland und Frankreich über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit im Gesundheitsbe-
reich. In diesem Rahmenabkommen sind zum Bei-
spiel die Entwicklung eines gemeinsamen Versor-
gungsangebotes im Gesundheitsbereich und die
Förderung des Austauschs zwischen dem Gesund-
heitspersonal beider Länder sowie die Erstattung
der Finanzmittel zur Durchführung dieser Koopera-
tion geregelt.

Auch die Sicherstellung eines besseren und schnel-
leren Zugangs zu qualitativ hochwertigen Gesund-
heitsleistungen ist im deutsch-französischen Ab-
kommen festgeschrieben. Weiter ist das Bestehen
einer Haftpflichtversicherung für die gegebenen-
falls im Rahmen einer grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit auftretenden Schäden gesetzlich
durch dieses Rahmenabkommen geregelt.

Der SSW ist der Auffassung, dass dieses erfolgrei-
che Abkommen in der Zusammenarbeit mit Däne-
mark als Vorbild dienen kann, weil es die deutsch-
dänische Kooperation durch ein bilaterales Abkom-
men auf eine gesetzliche und damit langfristig trag-
bare Grundlage bringt. Wir brauchen also keine
Harmonisierung der EU-Gesundheitspolitik, son-
dern eine pragmatische bilaterale Lösung der heute
schon gut funktionierenden Zusammenarbeit, die
sich aber gern noch weiter ausweiten sollte.

(Beifall beim SSW sowie der Abgeordneten
Dr. Heiner Garg [FDP] und Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Insbesondere bei der Abstimmung eines gemeinsa-
men Versorgungsangebotes durch die gemeinsame
Planung der Kapazitäten brauchen wir auch die
Mitwirkung der Regierungen in Berlin und in
København. Die Landesregierung muss daher auf
Bundesebene initiativ werden, um ein entsprechen-
des Abkommen zwischen Deutschland und Däne-
mark zu erreichen. Dies wäre aus unserer Sicht ein
wirklicher Meilenstein in der grenzüberschreiten-
den Gesundheitspolitik, in der Zusammenarbeit
zwischen diesen beiden Ländern. Von daher hoffe
ich auf die Unterstützung des Hauses. Ich bitte dar-
um, dass wir gemeinsam an dieser Sache dranblei-
ben.

(Beifall beim SSW sowie der Abgeordneten
Dr. Heiner Garg [FDP] und Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Anke Spooren-
donk. - Das Wort für die CDU-Fraktion hat nun
Frau Abgeordnete Ursula Sassen.

Ursula Sassen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Wechsel zwischen Geben und Nehmen
zeichnet gute nachbarschaftliche Beziehungen aus
und stärkt beide Partner. Dies wird auch im Bericht
der Landesregierung über die grenzüberschreitende
Kooperation mit der Region Süddänemark deutlich
zum Ausdruck gebracht. Zusammenarbeit auf allen
Ebenen und in allen Bereichen wird beiderseits ge-
pflegt und gefördert.

Bereits die Landtagsdebatte vom 28. Februar 2008
zur EU-Gesundheitsstrategie hat gezeigt, dass die
EU im Weißbuch konkrete gesundheitspolitische
Ziele und Maßnahmen festgeschrieben und den
Mitgliedstaaten eine Fülle von Handlungsfeldern
mit auf den Weg gegeben hat. Hierzu fand auch ei-
ne Anhörung statt. Grundsätzlich wird begrüßt,
dass die EU gesundheitspolitische Ziele für die Mit-
gliedstaaten formuliert. Es besteht jedoch der
Wunsch, die länderspezifischen Vorstellungen und
Bedürfnisse eigenverantwortlich zu regeln und
Doppelstrukturen zu vermeiden.

Die Kooperation mit Dänemark auf dem Ge-
sundheitssektor ist kontinuierlich gewachsen. Bis
1999 wurde zum Beispiel im Rahmen von INTER-
REG II die grenzüberschreitende Entwicklung der
Schwesternausbildung mit 339.000 € gefördert. In
den Jahren 2000 und 2001 hat man den Schwer-
punkt im Bereich des Gesundheitswesens auf die
Klinik- und Rettungsdienstkooperation gelegt.

Seit 1998 bereits ist das St. Fanziskus-Hospital in
Flensburg an der strahlentherapeutischen Versor-
gung von Patientinnen und Patienten der Uni-Kli-
nik Odense beteiligt. Der Kooperationsvertrag mit
Dänemark war auch ausschlaggebend für Investiti-
onsentscheidungen hier bei uns in die Strahlenthe-
rapie.

Weitere Beispiele der guten Zusammenarbeit auf
dem Gesundheitsmarkt sind die Akkreditierung der
Ostseeklinik Damp durch das Amtsrådsforeningen
im Jahr 2002 und das Engagement in einer Abtei-
lung am Krankenhaus Tondern 2003 sowie die Be-
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handlung dänischer Patientinnen und Patienten in
der Rheumaklinik Bad Bramstedt.

Immer mehr Kliniken spezialisieren sich, um mit
entsprechend hohen Fallzahlen Qualität und Effizi-
enz gewährleisten zu können. Auch aus diesem
Grund ist grenzüberschreitende Zusammenarbeit
auf dem Krankenhaussektor sinnvoll.

Der Gesundheitstourismus gewinnt immer mehr
an Bedeutung und stellt neue Herausforderungen.

Ministerpräsident Peter Harry Carstensen und der
Vorsitzende der Region Süddänemark, Carl Holst -
die Kollegin Spoorendonk hat es auch schon für er-
wähnenswert gefunden -, sind nach einem Gipfel-
treffen übereingekommen, ihre Krankenhauspla-
nung aufeinander abzustimmen. So soll das Groß-
klinikum Sønderjylland, das zwischen Apenrade
und Sonderburg geplant wird, auch Patienten aus
Deutschland aufnehmen, während sich Kiel von
dem Bündnis eine Auslastung des geplanten Pro-
tonentherapiezentrums von dänischer Seite erhofft.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Man muss also nur
auf Reisen schicken!)

- Manchmal ist es gut, wenn man etwas schwerhö-
rig ist.

(Heiterkeit)

Es zeigt sich also, dass der grenzüberschreitende
Gesundheitsmarkt in Bewegung ist und gemein-
sam Abstimmungen getroffen werden.

Die im SSW-Antrag genannten Ziele eines Rah-
menabkommens werden nach meiner Auffassung
bereits jetzt durch bedarfsgenaue Kooperationen
angestrebt.

Ob es dazu noch eines deutsch-dänischen Rahmen-
abkommens nach französischem Vorbild bedarf
und ob dies über die Qualität der bisherigen Zusam-
menarbeit hinausgeht, vermag ich nicht zu beurtei-
len. Wichtig ist, dass etwas geschieht mit dem Ziel,
Doppelstrukturen, Kosten und Bürokratie zu ver-
meiden und für beide Seiten erfolgreich zu gestal-
ten.

Wenn ein solches Abkommen, wie es der SSW
wünscht, erforderlich sein sollte, lassen wir uns
gern überzeugen und werden uns dem nicht ver-
schließen. Ich freue mich auf die Ausschussbera-
tungen.

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Ursula Sassen. -
Das Wort für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abge-
ordnete Astrid Höfs.

Astrid Höfs [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Schleswig-Holstein und Däne-
mark hat sich über Jahre weiterentwickelt und war
auch den vorherigen Landesregierungen immer ein
zentrales Anliegen. Ich erinnere in diesem Zusam-
menhang an die sogenannte Patientenbrücke nach
Norwegen. In fünf schleswig-holsteinischen Kran-
kenhäusern wurden über 1.200 norwegische Patien-
ten über mehrere Jahre mit unterschiedlichen
Krankheitsbildern stationär behandelt. Diese Zu-
sammenarbeit wurde sowohl von den norwegischen
als auch von den schleswig-holsteinischen Behör-
den als erfolgreich bewertet.

Die engagierte Arbeit der Beteiligten im Land hat
Voraussetzungen getroffen, die für weiterführende
Kooperationen im Gesundheitsbereich im Ost-
seeraum genutzt werden können. Diese Erfahrun-
gen können zum Teil auch auf andere Kooperatio-
nen im grenzüberschreitenden Bereich übertragen
werden. Insgesamt hat sich der Gesundheitsstand-
ort Schleswig-Holstein erfolgreich als wichtiger
Standort für grenzüberschreitende Gesundheitslei-
stungen im skandinavischen Raum etabliert.

Die Kooperation mit Süddänemark betrifft ver-
schiedene Fachgebiete und hat sich auch auf ver-
schiedene Bereiche des Gesundheitswesens ausge-
dehnt. Als Schwerpunkte dieser Zusammenarbeit
sind zum Beispiel die Krankenhausversorgung, der
Rettungsdienst, hier insbesondere die Luftrettung,
zu nennen, die strahlentherapeutische Versorgung,
und auch mit den Projekten der Telemedizin konn-
ten in der Region Flensburg-Süddänemark gute Er-
fahrungen gemacht werden.

Mit dem neu entstehenden Partikelzentrum in Kiel -
eine der modernsten Krebstherapieeinrichtungen
der Welt - findet nicht nur die schleswig-holsteini-
sche Gesundheitsversorgung, sondern auch die dä-
nische Gesundheitsversorgung eine hervorragende
Ergänzung.

Der Kooperationsvertrag mit dem Universitätsklini-
kum Odense mit dem Schwerpunkt Onkologie be-
steht seit 2006. Zusammenarbeit besteht auch in
den Bereichen Stammzellenforschung, Osteoporo-
se, Schilddrüsenerkrankungen, Diabetes, Pädiatrie,
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operative Gynäkologie und klinische Psychologie.
Dazu gehören wissenschaftliche Projekte ebenso
wie Ausbildung und Krankenversorgung.

Fast zehn Jahre versorgt die grenzenlose Klinik, das
Flensburger St. Franziskus-Hospital, Tumorpatien-
ten aus dem Nachbarland. Bemerkenswert ist auch,
dass nicht die Politik oder Krankenhausträger diese
Zusammenarbeit angeregt haben, sondern die Pati-
enten selbst diese Idee angeschoben und so eine
wohnortnahe Strahlentherapie ermöglicht haben.
Vorher mussten die dänischen Patienten nicht nur
lange Wege, sondern auch lange Wartezeiten in
Kauf nehmen. Die große Resonanz und positiven
Ergebnisse halten bis heute an. Die grenzüber-
schreitende Behandlung hat sich so gut bewährt,
dass der anfangs begrenzte Rahmen sichtbar zu ei-
nem in Europa außergewöhnlichen Projekt ausge-
baut wurde. Die Kooperation wird Jahr für Jahr er-
weitert und inzwischen auf die gesamte Region aus-
gedehnt. Dieses Projekt ist ein Gewinn für beide
Seiten.

Inzwischen besteht kein Zweifel, dass die Koopera-
tion äußerst positiv ist, die grenzüberschreitende
Strahlentherapie eines der erfolgreichsten Projekte
in der Region ist. Selbstverständlich sind die Zwei-
sprachigkeit in der Klinik und der regelmäßige
Austausch der Experten für onkologische Behand-
lungsverfahren.

Sicherlich haben diese Faktoren zum Gelingen des
Projekts beigetragen. In der Region helfen rund um
die Uhr Ärzte, Sanitäter und Rettungsassistenten
grenzüberschreitend kranken Menschen. Das
deutsch-dänische Rettungswesen funktioniert rei-
bungslos. Nordfriesische und Flensburger Rettungs-
wagen rücken jährlich bis zu 600 Mal nach Däne-
mark aus. Umgekehrt erledigen dänische Notfahr-
zeuge vor allem Krankentransporte.

Der Arbeitskreis Europa der SPD-Landtagsfraktion
hat sich in den vergangenen Wochen wiederholt mit
den dänischen Sozialdemokraten in der Grenzregi-
on getroffen und zu unterschiedlichen Fachgebieten
beraten. Dabei sind wir übereingekommen, die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich
der Gesundheitspolitik zu vertiefen. Das neue von
der EU vorgelegte Weißbuch „Gemeinsam für die
Gesundheit: Ein strategischer Ansatz der EU für
2008 - 2013“ stellt finanzielle Mittel in Aussicht.
Diese Chancen sollten auch genutzt werden. Mit
diesen Dokumenten der EU werden Weichenstel-
lungen für die kommenden Jahre eingeleitet.

Die von der Europäischen Kommission vorge-
schlagene Strategie greift Fragen wie grenzüber-

schreitende Gesundheitsprobleme, Auswirkungen
des demografischen Wandels auf die Gesundheits-
systeme oder die Freizügigkeit von Patienten und
medizinischem Personal auf. An dieser Stelle wird
aber auch ein Widerspruch deutlich: Die National-
staaten bestehen einerseits darauf, dass die Ge-
sundheitspolitik auf nationalstaatlicher Ebene be-
trieben wird, andererseits werden in den letzten
Jahren von vielen Patienten immer mehr Gesund-
heitsleistungen im Ausland in Anspruch genom-
men.

Im Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz
der deutschen Länder im Rahmen der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft heißt es unter anderem:
Man sähe auf europäischer Ebene in Bezug auf Ge-
sundheitsdienstleistungen einen Bedarf. Für eine
generelle, gemeinschaftliche Regelung zur grenz-
überschreitenden Gesundheitsversorgung bestehe
nach Ansicht der Gesundheitsminister der Länder
aber kein aktueller Bedarf. Ich denke, die Gesund-
heitspolitik der EU wird sich dynamisieren. So sehe
ich in erster Linie, dass die Europäische Kommissi-
on durch den in Aussicht gestellten Gemeinschafts-
rahmen Rechtssicherheit schaffen muss. Ich denke
allerdings, wir sollten die Zusammenarbeit mit den
Nachbarn vertiefen. Das hat sich bewährt. Ich bitte
um Überweisung dieses Antrags an den Sozialaus-
schuss und den Europaausschuss.

(Beifall bei SPD, SSW und vereinzelt bei der
CDU - Unruhe)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Frau Abgeordneter Höfs. Insgesamt darf
ich Sie bitten, andere Interessen, die Sie haben, et-
was leiser wahrzunehmen. - Ich erteile für die FDP-
Fraktion Herrn Abgeordneten Dr. Heiner Garg das
Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Kollegin Sassen, mit meinem Zwischenruf
wollte ich lediglich deutlich machen, dass wir den
Herrn Ministerpräsidenten öfter auf Reisen
schicken sollten, wenn er mit so tollen Ideen zu-
rückkommt. Das war also keine Unbotmäßigkeit in
Ihre Richtung.

Bisher beschränkte sich die Zusammenarbeit in der
Grenzregion auf einzelne Angebote wie zum Bei-
spiel die Ermöglichung einer strahlentherapeuti-
schen Versorgung von Patientinnen und Patienten
aus Dänemark in Deutschland. Die Kolleginnen ha-
ben darauf hingewiesen. Der Antrag der Kollegin-
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nen und Kollegen des SSW zielt darauf ab, dass
solche Kooperationen in Zukunft keine Einbahn-
straße mehr sein dürfen. Deshalb fordern sie in ih-
rem Antrag, die partnerschaftliche Planung des
Versorgungsangebots im Grenzgebiet auszuwei-
ten. Damit stehen sie beileibe nicht allein, denn ei-
gentlich handelt es sich dabei um einen Wunsch
nach einem tatsächlichen Europa ohne Grenzen.
Diesen Wunsch nach einem Europa ohne Grenzen
gibt es auch in anderen Bundesländern. Sie wissen,
dass sich beispielsweise Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg und Sachsen ein Rahmenab-
kommen mit Polen wünschen. Baden-Württemberg
wünscht sich ein Rahmenabkommen mit der
Schweiz.

Die Leistungserbringer in Schleswig-Holstein ha-
ben mit der Patientenbrücke nach Norwegen die
Erfahrung machen müssen, dass eine Kooperation
über die Grenzen hinweg immer nur dann erfolg-
reich sein kann, wenn es dazu umfangreiche politi-
sche Unterstützung gibt. Diese politische Unterstüt-
zung fordern Sie heute ein. Erste Signale seitens der
Landesregierung gibt es bereits, wie man dem kürz-
lich veröffentlichten Bericht der Landesregierung
zur grenzüberschreitenden Kooperation mit Süddä-
nemark entnehmen darf. Allerdings beschränken
sich die bisher dort vereinbarten Kooperationen auf
Teilbereiche des Gesundheitswesens wie zum Bei-
spiel auf die Nutzung des Rettungshubschraubers.
Auch zu diesem Punkt wurden schon Beispiele ge-
nannt.

Liebe Kollegin Spoorendonk, ich habe Sie so ver-
standen, dass der SSW fordert, sich nicht länger auf
Einzelplanungen zu beschränken. Um aber zwi-
schen Deutschland und Dänemark mehr zu errei-
chen, brauchen wir ein Rahmenabkommen wie
mit Frankreich. Sie haben den Vergleich genannt.
Mit Frankreich existiert bereits ein Rahmenabkom-
men. Dieses deutsch-französische Rahmenabkom-
men konnte aber nicht einfach durch die maßgeb-
lich beteiligten Bundesländer Baden-Württemberg,
Rheinland-Pfalz und Saarland mit den angrenzen-
den französischen Regionen Elsass und Lothringen
geschlossen werden. Vielmehr musste der Vertrag
zwischen den Regierungen Frankreichs und
Deutschlands vereinbart, ratifiziert und in nationa-
les Recht umgesetzt werden.

Bundestag und Bundesrat müssen einem solchen
Rahmenabkommen zustimmen, schließlich zieht
ein solches Abkommen in seiner Umsetzung weit-
reichende Konsequenzen nach sich. Geklärt werden
musste beispielsweise im deutsch-französischen
Rahmenabkommen, wer die Kosten für medizini-

sche Behandlungen in welchem Umfang trägt. Ich
darf an dieser Stelle an die gestrige Diskussion er-
innern. Ich darf an die komplizierten und - positiv
ausgedrückt - engagierten Debatten über die Zu-
kunft der Finanzierung von Gesundheitsleistungen
allein in einem Bundesland erinnern. Wir führen
diese Diskussion mit zum Teil sehr unterschiedli-
chen Interessen in 16 Bundesländern. Auch auf
Bundesebene wird sehr kontrovers diskutiert. Mit
einem Partnerland muss also entsprechend ausge-
lotet werden, wie wir hier zu vernünftigen Rege-
lungen kommen, von denen im besten Fall beide
Partner profitieren.

Die Sozialversicherungssysteme beider Länder se-
hen in vielen Bereichen - wenn überhaupt - nur eine
geringe oder eingeschränkte Kostenbeteiligung bei
Behandlungen außerhalb des eigenen Landes vor.
Frau Spoorendonk, an dieser Stelle können Sie uns
im Ausschuss sicherlich noch fachliche Unterstüt-
zung in der Frage geben, wie es tatsächlich um die
dänische Kostenträgerschaft für einzelne Behand-
lungen in einzelnen Behandlungsgruppen steht und
wie man das im Zweifel mit dem deutschen Fall-
pauschalensystem abgleichen kann, wenn man im
Bereich der stationären Versorgung bleibt, die
über einzelne Kooperationen hinausgeht. Ich habe
Sie immer so verstanden, dass Sie nicht nur einzel-
ne Kooperationen fordern, sondern dass Sie tatsäch-
lich ein Rahmenabkommen zwischen den beiden
Staaten haben wollen. Sie haben das Beispiel
Deutschland-Frankreich genannt.

Das bedeutet, dass auf Regierungsebene entspre-
chende Verwaltungsvereinbarungen zum Beispiel
über pauschale Vorabgenehmigungen zur Inan-
spruchnahme genehmigungsbedürftiger Behandlun-
gen getroffen werden müssen. Gleichzeitig müssen
die nationalen Kostenträger mit eingebunden
werden, um bei einer stationären Behandlung den
entsprechenden Kostenrahmen zu klären.

Ich glaube, das werden spannende Beratungen im
Sozialausschuss. Ich glaube aber auch, dass die
Landesregierung mit Sicherheit die Unterstützung
des Bundes braucht. Ich sage es noch einmal, wir
können ein solches Rahmenabkommen hier einfor-
dern, aber beschlossen wird es letztlich auf Bundes-
ebene.

(Beifall bei FDP, SSW und des Abgeordne-
ten Jürgen Weber [SPD])
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Heiner Garg. -
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Detlef Matthiessen das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Selbstverständlich begrüßen auch wir
Grünen, dass ein Rahmenabkommen über eine
grenzüberschreitende Zusammenarbeit geschlossen
wird, gießt es doch nur das in Formen, was heute
im Grenzland schon gängige Praxis ist. Gerade in
Nordfriesland profitieren Deutsche und Dänen von
diesen grenzüberschreitenden Angeboten, denn
auch mithilfe von dänischen Patientinnen und Pati-
enten ist es schließlich gelungen, das Niebüller
Krankenhaus als Teil des Kreiskrankenhauses
Nordfriesland zu erhalten und auf dem „Markt“ zu
etablieren. So wurden im vergangenen Jahr pro
Monat durchschnittlich zwei kleine Däninnen und
Dänen im Niebüller Krankenhaus geboren. Seit
April 2005 ist an der Klinik Niebüll ein Rettungs-
hubschrauber stationiert, dessen Einsätze jenseits
der Grenze stetig zunehmen. Im Jahr 2007 waren es
bereits über 100 Einsätze. Das Einsatzgebiet des
mit einem Piloten, mit einem Notarzt und mit ei-
nem Rettungsassistenten besetzten Rettungshub-
schraubers umfasst Nord-Schleswig-Holstein und
Süddänemark. Einsatzorte im Umkreis von 50 Kilo-
metern um Niebüll werden in maximal 15 Minuten
erreicht.

Beeindruckend ist das Beispiel eines dänischen Pa-
tienten, zu dem die Besatzung nach Sydals gerufen
wurde, weil er nach einer Hirnblutung in Lebensge-
fahr schwebte. Der bodengebundene dänische Ret-
tungsdienst hatte den Niebüller DRF-Hubschrauber
alarmiert, um den Patienten schnell und schonend
in ein spezialisiertes Krankenhaus zu bringen. Der
Flug in die Klinik in Odense dauerte 17 Minuten.
Der Transport auf der Straße hätte eine bis einein-
halb Stunden in Anspruch genommen. Dank des
schnellen Hubschraubertransports auf der däni-
schen Seite konnte der junge Mann noch innerhalb
der ersten Stunde nach dem Auftreten der Blutung
im Krankenhaus behandelt werden.

Dieses Beispiel macht mehr als deutlich, wie le-
benswichtig die Zusammenarbeit der deutschen und
der dänischen Rettungskräfte ist. Gerade die däni-
sche Bevölkerung sieht im Einsatz des Niebüller
Hubschraubers eine wertvolle Ergänzung der schon
seit geraumer Zeit bestehenden deutsch-dänischen

Zusammenarbeit im grenzüberschreitenden Ret-
tungsdienst. Sie ist gelebte Praxis. Notärzte und
Rettungsassistenten der Deutschen Rettungsflug-
wacht, DRF, und von Falck in Dänemark unterzie-
hen sich regelmäßig einem gemeinsamen deutsch-
dänischen Simulatortraining.

Bei dieser Veranstaltung, bei der realitätsnahes
Hightechgerät eingesetzt wird, geht es um eine wei-
tere Intensivierung der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit, um sachliches Miteinander und ein
effektives lebensrettendes Handeln in Grenzsitua-
tionen zu verbessern und damit auch die Kommuni-
kation untereinander zu verbessern.

Die Zusammenarbeit soll nun durch ein Abkom-
men gesichert werden. In unseren Augen ist das
Ziel eines solchen Abkommens die Gewährleistung
einer schnellstmöglichen notfallmedizinischen
Versorgung durch Rückgriff auf die nächsten er-
reichbaren Rettungsdienste unabhängig von natio-
nalen Grenzen. Dies hat gerade im Landesteil
Schleswig und im Bereich Südtondern eine große
Bedeutung. Auch ein besserer Zugang zu einer qua-
litativ guten und kontinuierlichen Gesundheitsver-
sorgung für die Bewohner des Grenzgebietes kann
so sichergestellt werden. Die vorhandenen Res-
sourcen können diesseits und jenseits der Grenze
so genutzt werden, dass die medizinische Versor-
gung optimiert wird. Dazu gehört auch der Aus-
tausch von Kenntnissen und gut bewährten Prakti-
ken zwischen dem Gesundheitspersonal.

Der Dänische Gesundheitsdienst für Südschles-
wig - auf Dänisch: Dansk Sundhedstjeneste for
Sydslesvig - ist im Landesteil Schleswig im Bereich
der Alten- und Krankenpflege, der schulärztlichen
Versorgung und der Familienberatung sehr aktiv.
Darüber hinaus werden den Angehörigen der Min-
derheit Hilfeleistungen bei fast allen erdenklichen
psychischen und sozialen Belangen geboten. Dieser
Gesundheitsdienst genießt nicht nur bei der däni-
schen Minderheit, sondern im gesamten ländlichen
Raum aufgrund seiner Kompetenz und der Freund-
lichkeit im Umgang wegen der dänischen Unkom-
pliziertheit einen sehr guten Ruf.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich
der Gesundheit ist an vielen Bundesgrenzen be-
reits seit längerer Zeit Realität. So gibt es seit dem
Juli 2005 zum Beispiel ein Rahmenabkommen zwi-
schen den Regierungen Deutschlands und Frank-
reichs. In diesem Bereich gibt es nicht nur Erfah-
rungen mit unserem Nachbarland Frankreich. Auch
mit der Schweiz gibt es eine solche Zusammenar-
beit seit einigen Jahren. Ein dreijähriges Pilotpro-
jekt zwischen Basel und Baden-Württemberg
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kommt in diesem Jahr zum Abschluss. Auch wir
sollten dieser guten europäischen Praxis folgen
und die bereits etablierte und gut funktionierende
Zusammenarbeit mittels eines Rahmenabkommens
absichern und weiterentwickeln. Dass wir dieser
Zusammenarbeit einen formalen Rahmen geben,
halte ich für richtig. Einen Überaufwand sollten wir
- auch dies will ich sagen - dabei vermeiden. Ich
denke, es ist richtig, über dieses Thema im Aus-
schuss weiter zu diskutieren und es einer Lösung
zuzuführen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Matthiessen. -
Zu einem Kurzbeitrag hat nun Frau Abgeordnete
Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe noch einmal das Wort ergriffen, weil ich
Folgendes deutlich machen möchte. Im Europaaus-
schuss haben wir uns mit dem Weißbuch der EU-
Kommission befasst. Die Kollegin Höfs sprach dies
schon an. Dieses Weißbuch ist nicht unproblema-
tisch. Auch das ist schon gesagt worden. Ich warne
deshalb davor, dieses Weißbuch jetzt als Argument
für unsere Initiative in Bezug auf ein Rahmenab-
kommen zu nutzen. Es geht uns bei unserem Antrag
nicht um eine Angleichung der Systeme. Es geht
uns nicht um die Harmonisierung im Gesundheits-
bereich. Eine solche wäre auch nicht durchführbar.
Dafür würde es nördlich der Grenze keine Mehrheit
geben. Das ist es also nicht, was wir wollen. Wir
wollen mit unserem Antrag einen anderen Weg ge-
hen. Wir wollen erkunden, ob bilateral eine besse-
re Zusammenarbeit möglich ist. Die Zusammenar-
beit im Gesundheitsbereich, die momentan läuft,
und zwar gut, geht von den Institutionen aus. Däni-
sche Kommunen nehmen das Angebot deutscher
Krankenhäuser und deutscher Institutionen wahr,
weil es nördlich der Grenze zum Beispiel einen
Rechtsanspruch auf Behandlung innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums gibt. Damit die Menschen die
ihnen zustehenden Behandlungen bekommen,
nimmt man das erwähnte Angebot der Leistungen
an.

Unser Vorschlag zielt darauf ab, dass wir uns ge-
meinsam mit unseren dänischen Nachbarn überle-
gen, wie eine gemeinsame Planung aussehen
könnte und wie Doppelangebote zum Beispiel von

Spezialbehandlungen vermieden werden könnten.
Die Grenzregion müsste dann wirklich als gemein-
same Grenzregion betrachtet werden.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Frau Abgeordnete, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Garg?

Anke Spoorendonk [SSW]:

Ja.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Frau Kollegin
Spoorendonk, Sie haben in Ihrem Beitrag
vorhin eine Parallele zum deutsch-französi-
schen Rahmenabkommen gezogen. Möchten
Sie ein solches Rahmenabkommen auch zwi-
schen Deutschland und Dänemark im Ge-
sundheitsbereich abschließen?

Ich habe in meinem Redebeitrag gesagt, dass dieses
Rahmenabkommen ein Vorbild sein könnte. Es wä-
re unterhalb des Rahmens eines formalen Abkom-
mens zu erkunden, was sich in unserer Grenzregion
umsetzen lässt. Ein Rahmenabkommen bedeutet
schließlich nicht einfach ein Abkupfern. Ein Rah-
menabkommen bedeutet nicht, dass wir in unserem
Bereich alles übernehmen, was zwischen Deutsch-
land und Frankreich läuft. So wird es nicht kommen
können. Ich denke aber, es ist wichtig, dass wir eine
Planung im Auge behalten und dass wir uns über
Leistungen nicht nur unterhalten, sondern auch fest-
legen, was in diesem Bereich machbar ist. „Rah-
menabkommen“ in dem von mir gemeinten Sinne
beinhaltet, von den Einzelinitiativen abzukommen
und hin zu einer übergeordneten Planung zu kom-
men.

(Beifall bei SSW und SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Für die Landesregierung hat die Gesundheitsminis-
terin Frau Dr. Gitta Trauernicht das Wort.

Dr. Gitta Trauernicht, Ministerin für Soziales,
Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die enge Kooperation des Landes Schleswig-Hol-
stein mit der Region Süddänemark hat die Lande-
regierung erst im Februar in einem umfangreichen
Bericht dokumentiert. Dieser Bericht - darauf wur-
de in vielen Debattenbeiträgen auch eingegangen -
weist auch für die Kooperation im Gesundheits-
bereich eine beachtliche Bilanz aus. Anlässlich der
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Unterzeichnung des jährlichen Arbeitsprogramms -
dieses ist ja so etwas Ähnliches wie ein Abkommen
- durch Ministerpräsident Carstensen und den Regi-
onsvorsitzenden Holst am 16. April - das ist also
ganz aktuell - ist erneut deutlich geworden, dass die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Gesund-
heitsbereich auch künftig einen hohen Stellenwert
haben wird.

Dabei geht es vorrangig um die Weiterentwick-
lung der sehr guten Zusammenarbeit in der Krebs-
diagnostik. So wird zum Beispiel ein Referenzclu-
ster für den Krebsbereich angestrebt. Dies würde
europaweit Vorbildcharakter haben. Ein weiterer
wichtiger Baustein ist bereits genannt worden: die
Kooperationsvereinbarung der Universitäten über
die gemeinsame Nutzung des Partikeltherapiezen-
trums in Kiel. Dies ist schon deshalb ein besonderes
Beispiel, weil dabei deutlich wird, dass die genann-
te Einrichtung nur grenzübergreifend Sinn macht.
Ein weiteres Kernstück ist die Fortsetzung der be-
reits als vorbildlich zu bezeichnenden Zusammen-
arbeit in der Strahlentherapie zwischen dem
St. Franziskus-Krankenhaus in Flensburg und Süd-
dänemark.

Auch die erfolgreiche Kooperation bei der grenz-
überschreitenden notfallmedizinischen Versor-
gung wird fortgesetzt werden. Schon heute kann
man salopp sagen, dass kein Rettungswagen am
Schlagbaum stehen bleiben muss. Entsprechendes
gilt erst recht für einen Hubschrauber. Es gibt be-
reits heute eine grenzüberschreitende Notfallversor-
gung, und das ist auch gut so. Sie sehen also, dass
die deutsch-dänische Integration medizinischer An-
gebote schon lange auf dem Weg ist. Das hat Frau
Spoorendonk bereits dargestellt.

Die Bemühungen in dieser Richtung gilt es eher
noch zu verstärken. Die genannten Aktivitäten und
weitere Aktivitäten werden wir durch begleitende
Maßnahmen des Ministeriums weiter fördern. Das
entspricht auch den Wünschen des dänischen Part-
ners, dem wir damit weiter entgegenkommen.

Ich möchte nun Stichworte aufgreifen, die hier ge-
fallen sind. Wir werden kurzfristig Gespräche über
die jeweiligen Planungen im stationären Versor-
gungsbereich führen. Das wurde verabredet. Auch
das Stichwort „Personalaustausch“ ist hochinter-
essant. Wir werden im Ministerium in Kürze einen
kleinen Beitrag dazu leisten und einen dänischen
Kollegen zu einem Praktikum in unserem Ministe-
rium begrüßen können.

Kurzum, die Zusammenarbeit im Gesundheitsbe-
reich zwischen den beiden Ländern ist keineswegs

notleidend. Deshalb hat mich der Antrag auf den er-
sten Blick überrascht. Beim weiteren Nachdenken
habe ich ihm aber durchaus Sympathie abgewinnen
können. Wenn es zu einem Abkommen oder unter-
halb der Ebene eines Abkommens zu einer entspre-
chenden Vereinbarung kommen würde, so hätte
dies symbolische Bedeutung für die Gesundheits-
versorgung auch über den schleswig-holsteinischen
und dänischen Bereich hinaus. Allein dies wäre es
wert, so etwas zustande zu bringen. Auf der ande-
ren Seite muss natürlich geklärt werden, welche
Ziele wir damit verbinden.

Die in dem Antrag gegebene Anregung möchte ich
deshalb in folgender Weise aufgreifen. Es ist wich-
tig, dass im Ausschuss eine Diskussion geführt
wird, um wirklich miteinander zu klären, welche
Vorteile wir im Blick auf die Weiterentwicklung
der bisherigen Zusammenarbeit sehen. Ich würde
mir sehr wünschen, dass wir zu einem Ergebnis
kommen, das zu einer Art Gemeinschaftsaktion der
Fraktionen und der Landesregierung führt. Das wä-
re, wie ich finde, eine gute gemeinsame Aktivität.

Ein zweiter Vorschlag wäre, dass die Landesregie-
rung die Vorstellungen des Landtages zunächst an
den dänischen Partner heranträgt. Für uns ist es
ganz wichtig zu wissen, welche Position dort in Be-
zug auf ein solches Vorhaben vertreten wird. Gera-
de vor dem Hintergrund der veränderten Organisa-
tionsstrukturen in Dänemark ist es für uns von
Interesse, ob dort ebenfalls das Ziel verfolgt wird,
ein solches Rahmenabkommen - natürlich nicht in
abgekupferter Form, sondern in einer ureigenen
Form - auf den Weg zu bringen.

Unsere Botschaft sollte also lauten: Wir alle wollen
die gute Kooperation ausbauen, wir wollen sie nach
Möglichkeit verbessern. Wir wollen sie gern si-
chern, auch durch mögliche Vorteile eines Rahmen-
abkommens. Vor allem - das sind wir auch der gu-
ten Nachbarschaft schuldig - sprechen wir erst ein-
mal mit den Nachbarn, bevor wir nach Berlin fah-
ren, denn ein gemeinsamer Auftritt in Berlin bezie-
hungsweise in Dänemark auf der zentralen Ebene
würde für das Vorhaben natürlich von Vorteil sein.

In diesem Sinne erwarte ich eine konstruktive De-
batte im Ausschuss, und dann sehen wir einmal
weiter. Die Idee finde ich jedenfalls sehr sympa-
thisch.

(Beifall bei SPD und SSW)
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Ministerin. Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/1992 federführend dem Sozialausschuss und
mitberatend dem Europaausschuss zu überweisen.
Wer dem folgen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das ist so geschehen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 37 auf:

Biologische Vielfalt erhalten - Artensterben bis
2010 stoppen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2000 (neu)

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2025

Wird das Wort zu Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache
und erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Danke, Frau Präsidentin! - Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Seit heute Morgen unsere Landtags-
sitzung begonnen hat, sind bereits bis jetzt zwölf
Arten ausgestorben. Vielleicht eine Pflanze mit ei-
nem Wirkstoff gegen Krebs? Eine Million Jahre al-
te Korallenart? Eine Getreideart mit geringem Was-
serbedarf, die hätte helfen können, vielleicht in Zu-
kunft den Hunger in der Welt zu besiegen? Wir
wissen es nicht. Was wir wissen, ist, dass durch-
schnittlich alle 15 Minuten eine Art für immer von
der Erde verschwindet. Was tut diese Landesregie-
rung? Auf der einen Seite spricht sie von der bunten
Vielfalt unserer Heimat. Sie weigert sich auf der
anderen Seite beharrlich, dringend benötigte Vogel-
schutzgebiete auf Eiderstedt auszuweisen.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie öffnet dem Grünlandumbruch in der Landwirt-
schaft auf Eiderstedt und im ganzen Land Tür und
Tor. Die Trauerseeschwalbe ist wieder auf dem
Rückzug, massive Entwässerung lässt die Wasser-
stände in den Gräben sinken. Kiebitz, Rotschenkel
und Uferschnepfe bekommen kaum noch Küken
groß, weil die Landwirtschaft immer intensiver
wirtschaftet und jeder Flecken genutzt wird.

Die Landesregierung spricht vom gemeinsamen
Ziel der EU, bis zum Jahr 2010 den Artenschwund
zu stoppen, und lässt es zu, dass im Kreis Lauen-
burg, im Kreis Plön und im ganzen Land Knicks
und ganze Baumreihen abrasiert und ins Sägewerk
geschafft oder als Holzhackschnitzel verkauft wer-
den.

Jede zweite Pflanzenart, jede zweite Vogelart, drei
Viertel der Amphibien in Schleswig- Holstein sind
gefährdet oder bereits aus der Landschaft ver-
schwunden. Die Zwergmöwe ist nicht mehr da, der
Papageientaucher ist weg, die Sumpfschildkröte,
der Stör - sie fehlen, das macht uns ärmer. Jede Art,
die uns verloren geht, macht uns alle ärmer.

Herr Minister, wir brauchen keine schöne Umwelt-
lyrik, wir brauchen konkrete Maßnahmen, um den
Aderlass an biologischer Vielfalt zu stoppen.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Wolf-
gang Kubicki [FDP])

Wie auch beim Klimaschutz haben wir kein Wis-
sensproblem, wir haben ein Umsetzungsproblem.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Lars
Harms [SSW])

Wir fordern daher die Landesregierung auf, dem
Parlament zu berichten, wie die Ziele der nationa-
len Biodiversitätsstrategie in Schleswig-Holstein
umgesetzt werden sollen. Dazu gehören die Umset-
zung der FFH- und Vogelschutzrichtlinien, der Ab-
schluss der Gebietsausweisungen bis 2010, Erstel-
lung von Masterplänen und Managementplänen für
alle Gebiete und Verbesserung des Erhaltungszu-
stands aller Arten und Lebensraumtypen bis 2020,
Vernetzung der Habitate in ein Biotopverbund bis
2010, Präzisierung und Ökologisierung beziehungs-
weise Festlegung einer guten fachlichen Praxis in
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft bis 2010,
Schaffung eines Systems von Wäldern mit natürli-
cher Entwicklung auf 5 % der Fläche, Abkoppelung
des Wirtschaftswachstums vom Flächenverbrauch
und Reduzierung des Flächenverbrauchs von der-
zeit circa 120 Hektar pro Tag auf 30 Hektar pro
Tag im Jahr - wenigstens als Übergangslösung.
Nach meiner Meinung müssen wir zu einer Wirt-
schaft kommen, wo mit dem Flächenverbrauch
schlicht Schluss gemacht wird.

Die Landesregierung sagt immer, man müsse Na-
turschutz mit den Menschen machen. Meine Da-
men und Herren, da haben Sie uns ganz auf Ihrer
Seite. Aber machen Sie ihn auch mit dem Laub-
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frosch, mit dem Schlammpeitzger und mit dem
Fischotter? Im Zweifel haben Sie noch immer den
wirtschaftlichen Interessen den Vorrang gegeben,
den vordergründig betriebswirtschaftlichen Interes-
sen. Naturschutz ist volkswirtschaftlich etwas, was
wir nicht aus der Hand geben dürfen. Die Bewah-
rung der Natur ist gleichzeitig die Bewahrung
menschlichen Wirtschaftsvermögens hier auf un-
serer Erde.

Frau Merkel redet grün, Herr Gabriel macht auf
Klima, und selbst Herr von Boetticher soll schon
einmal eine Kröte über die Straße getragen haben.

(Günther Hildebrand [FDP]: Oder ge-
schluckt!)

Aber beim nächsten Großprojekt wird wieder voller
Häme über die Mopsfledermaus, den Feldhamster
und den Wachtelkönig gespottet! Die Großen Ko-
alitionen in Bund und Land haben sich offenbar das
Motto: „Grün reden, aber schwarz regieren“ zu ei-
gen gemacht.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

Wir sollten jedoch statt großer Worte lieber konse-
quent handeln.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen.
- Das Wort für die CDU-Fraktion hat nun Frau Ab-
geordnete Herlich Marie Todsen-Reese.

(Zuruf des Abgeordneten Günter Neugebauer
[SPD])

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wie schade, lieber Kollege Matthiessen! Eine
Chance über das wichtige Thema Artenschutz zu
mehr Gemeinsamkeit zu kommen, haben Sie wie-
der einmal gründlich vergeigt.

(Beifall bei CDU, FDP sowie vereinzelt bei
SPD und SSW)

„Artenschwund behindert Forschung“ - so heißt
heute eine kleine Notiz im „Ostholsteiner Anzei-
ger“. Da heißt es:

„Der alarmierende Artenschwund in Tier-
und Pflanzenwelt raubt der Menschheit die
Schlüssel zur Entwicklung lebensrettender

Medikamente. Davor warnt das UN-Umwelt-
programm.“

Ich glaube, das macht deutlich - wir schließen uns
auch diesen Einschätzungen an -, dass wir es mit ei-
nem ernst zu nehmendem Problem zu tun haben.
Aber ich glaube, dass es verkehrt ist, dieses ernste
Problem so zu behandeln, wie Sie es eben leider ge-
tan haben, lieber Kollege Matthiessen.

Der letzte Bericht zur biologischen Vielfalt in
Schleswig-Holstein stammt aus dem Jahr 2001, und
wenn mich nicht alles täuscht, hatten wir damals
einen grünen Umweltminister. Den hatten wir auch
über ein paar Jahre. Ich frage mich bei den Anträ-
gen, die Sie gestellt haben, was Sie eigentlich in der
Zeit getan haben.

(Beifall bei CDU und SPD)

Was Sie heute zum Antrag erhoben haben, hätten
Sie alles erledigen können. Damals lautete die
Überschrift meiner Pressemitteilung: „Bericht wird
der Bedeutung des Themas nicht gerecht.“ Das war
damals schon so. Es gab heftige Kritik wegen einer
ganzen Reihe von Ungenauigkeiten und zum Teil
auch unkorrekter Angaben. Damals wie heute ver-
misse ich eine sorgfältige grundsätzliche Auseinan-
dersetzung mit diesem wichtigen Thema. Es ist um-
so wichtiger, weil alle bisherigen Schutzbemühun-
gen - da sind wir uns auch einig - den Verlust von
Lebensräumen und den Artenrückgang nicht ha-
ben aufhalten können. Deshalb kann ich auch jetzt
schon sagen: Wir werden Ihrem Antrag zustimmen,
in der 35. Tagung einen Bericht von der Landesre-
gierung zu bekommen. Wir werden dann dieses
wichtige Thema auf der Grundlage des aktuellen
Berichtes diskutieren können, den Minister von
Boetticher vorlegen wird.

Nun zu Ihrem zweiten Anliegen, Herr Matthiessen:
Mehr Anreize für ehrenamtliche Arbeit im Natur-
und Umweltschutz und 1.000 Patenschaften. Ich
frage mich schon, wie Sie die Wirklichkeit der
praktischen Naturschutzarbeit, insbesondere der eh-
renamtlichen Naturschutzarbeit, im Land wahrneh-
men und bewerten. Es ist doch wirklich erfreulich,
wenn das Magazin „GEO“ ganz aktuell dem Land
Schleswig-Holstein bescheinigt: „Pluspunkt sei au-
ßerdem das Engagement der ‚Nordlichter’: 7 % sei-
en Mitglieder in Naturschutzverbänden“. - So eine
dpa-Meldung vom 17. April 2008.

Die ehrenamtliche Naturschutzarbeit in Schleswig-
Holstein hat eine lange Tradition. Dafür steht die
Vielfalt unserer großen und kleinen Verbände. Das
reicht vom NABU, dem Landesjagdverband und
der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald bis hin zu
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den lokalen Bündnissen vor Ort wie dem Förder-
verein Mittlere Treene, dem kleinen, aber feinen
Naturschutzverein Kasseedorf oder der Vogel-
schutzgruppe Malente-Eutin.

Eine lange Tradition hat auch die Betreuung unse-
rer Schutzgebiete in Schleswig-Holstein. Über 30
Naturschutzvereine betreuen zurzeit 123 Natur-
schutzgebiete, 22 Bereiche im Nationalpark Wat-
tenmeer sowie weitere acht geschützte Gebiete. Al-
lein dafür erhalten sie im Jahre 2008 rund 1 Milli-
on €.

Darüber hinaus engagieren sich die Vereine und
Verbände sowie viele Bürgerinnen und Bürger in
unzähligen Artenschutzprojekten. Dabei geht es -
ich nenne nur wenige - um Seeadler, Wiesenweihe,
Schwarz- und Weißstorch, Fischotter, Fledermäuse,
Eulen, Hornissen, Eisvögel, Amphibien und Orchi-
deen.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

- Diese habe ich genannt, Herr Nabel. - Sie alle ha-
ben eine Vielzahl von Paten. Das wollen wir den
Menschen, die sich in diesem Bereich engagieren,
nicht absprechen, auch nicht durch Ihren heutigen
Antrag.

Die vielen Umweltbildungsaktivitäten belegen ein-
drucksvoll: In unserem Land gibt es ein großes eh-
renamtliches Engagement. Dieses verdient es si-
cherlich, in der Ausschussberatung noch einmal ge-
nauer analysiert und bewertet zu werden. Ohne den
ehrenamtlichen Einsatz wären viele Aktivitäten und
Maßnahmen im Naturschutz nicht möglich. Es ist
auch unsere Verantwortung, dafür zu sorgen, dass
engagierte Naturschützer im Lande weiterhin mit
Freude dabei sind.

Nun zu Ihrer letzten Forderung bezüglich des
„Countdown 2010“. Dem Wunsch, dieser Initiative
beizutreten, stehe ich sehr zurückhaltend gegen-
über. Ohne Zweifel ist die IUCN auf nationaler und
internationaler Ebene ein wichtiger Motor im Ein-
satz für den Schutz und den Erhalt der Biodiversi-
tät.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Nur nicht in Schleswig-Hol-
stein!)

Für mich gibt es keinen Zweifel, dass wir die Viel-
falt des Lebens auf der Erde, von der genetischen
Vielfalt über die Artenvielfalt bis hin zur Vielfalt
der Ökosysteme, schützen und dauerhaft sichern
müssen. Auf der Ebene unseres Landes sollten wir
uns aber vor allem auf die Entwicklung und Umset-

zung der dringend erforderlichen konkreten Schutz-
und Erhaltungsmaßnahmen konzentrieren.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Frau Kollegin, die Zeit!

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:

Ich komme gleich zum Schluss. Nun mein letzter
Satz: Weniger ist manchmal mehr. Ich will Ihre
Vorwürfe, Herr Kollege Matthiessen, einmal auf-
greifen.

Wir haben es unserem Umweltminister Dr. von
Boetticher zu verdanken, dass NATURA 2000 in
diesem Land endlich umgesetzt worden ist. Das hat
sein Vorgänger, der grüne Umweltminister, der
einen Scherbenhaufen hinterlassen hat, nicht ge-
schafft.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie sich heute anheischig machen, eine solche
Kritik zu üben, finde ich schlichtweg unredlich. Ich
bedaure, dies sagen zu müssen.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Die Zeit!

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]:

Das stand nicht in meinem Konzept. - Ich freue
mich dennoch auf eine konstruktive gemeinsame
Diskussion im Umwelt- und Agrarausschuss.

(Beifall bei der CDU - Dr. Heiner Garg
[FDP]: Das war aber ein langer letzter Satz!)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Kollegin Todsen-Reese.

Wir haben eine besondere Besuchergruppe zu be-
grüßen. 34 Mädchen sind anlässlich des Girls’ Day
Gäste mehrerer Fraktionen dieses Hauses. - Seien
Sie uns bei der Plenardebatte und den ganzen Tag
über herzlich willkommen!

(Beifall im ganzen Haus)

Für die SPD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Konrad Nabel das Wort.

Konrad Nabel [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
heute zur Debatte stehenden Anträge von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Biologische Vielfalt erhal-
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ten - Artensterben bis 2010 stoppen“ und „Umset-
zung der Nationalen Biodiversitätsstrategie“ greifen
ein wichtiges Thema auf, an dem auch wir zurzeit
arbeiten. Wir werden die Aufforderung an die Lan-
desregierung, zur 35. Tagung, also zur ersten Ta-
gung nach der Sommerpause, über die schleswig-
holsteinischen Aktivitäten zur Umsetzung der Na-
tionalen Strategie zur biologischen Vielfalt zu be-
richten, unterstützen.

Hätten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von
den Grünen, es dabei belassen, dann hätten Sie si-
cherlich die Unterstützung des ganzen Hauses er-
halten.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP und SSW)

Leider vermischen Sie aber Ihren ursprünglichen
Berichtsantrag wieder einmal mit Forderungen, die
wesentliche Teile des gewünschten Berichts vor-
aussetzen, denen wir deshalb heute nicht zustim-
men können und die wir bis zur Vorlage und Dis-
kussion des Berichts in den Ausschuss überweisen
werden.

Ganz offensichtlich haben Sie wieder einmal von
Ihren Kolleginnen und Kollegen in anderen Landta-
gen abgeschrieben. Aber dabei haben Sie sich ent-
weder nicht so recht getraut, oder Sie waren inhalt-
lich nicht auf der gleichen Linie wie zum Beispiel
Ihre niedersächsischen Kolleginnen und Kollegen,
die ziemlich genau eine Woche vor Ihnen den An-
trag „Artensterben bis 2010 stoppen - Land muss
Aktionsplan vorlegen“ in Hannover gestellt haben.
In diesem viel weiter gehenden und sehr konkreten
Antrag werden 24 Ziele benannt, die sich übrigens
wortgleich in der Nationalen Strategie der Großen
Koalition auf Bundesebene wiederfinden und dort
abgeschrieben wurden. Es sieht ganz so aus, als
hätten Sie sich mit der von Bundesumweltminister
Sigmar Gabriel vorgelegten und im
November 2007 vom Bundeskabinett beschlosse-
nen Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt
überhaupt nicht beschäftigt. Immerhin sind 180 Sei-
ten zu lesen. Ihre heutigen Forderungen finden sich,
genau wie die Ihrer Kolleginnen und Kollegen an-
derer Landtage, als Weg zur Umsetzung in der Stra-
tegie wieder. Es ist selbstverständlich, dass auch
wir in Schleswig-Holstein uns an dem von der Bun-
desregierung aufgezeigten Weg der Umsetzung be-
teiligen werden.

Meine Damen und Herren, leider kann ich in der
mir zur Verfügung stehenden Zeit nicht inhaltlich
ausführlich auf die große Brisanz des Themas der
biologischen Vielfalt eingehen. Ich will mich auch
nicht auf Ihre Dramatisierung einlassen, Herr Kol-

lege Matthiessen. Ohne Zweifel ist aber der Erhalt
der biologischen Vielfalt neben dem Klimawandel
die größte Herausforderung zur Sicherung der Zu-
kunftsfähigkeit unseres Planeten.

Wir haben diese Diskussion hier im Haus bereits
geführt. Wir werden sie nach Vorlage des Berichts
weiterführen. Anders als die Kollegin Todsen-Ree-
se halte ich den Bericht aus dem Jahr 2001 nach
wie vor für eine sehr gute Grundlage.

Meine Damen und Herren, mit der Nationalen Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt liegt in Deutschland
erstmals eine umfassende und anspruchsvolle Stra-
tegie zur Umsetzung des UN-Übereinkommens
über die biologische Vielfalt von 1992 vor. Liebe
Frau Kollegin Todsen-Reese, 1992 hat Herr Kohl
regiert und Frau Merkel war Umweltministerin.
Seitdem ist leider nicht viel passiert. Es hat bis zum
Jahr 2007 gedauert, bis auf Bundesebene endlich
etwas geschehen ist. - So viel als Austausch gegen-
seitiger Höflichkeiten. Das muss ja auch sein.

In dieser Strategie gibt es rund 330 Ziele und
430 Maßnahmen zu allen Bereichen der biologi-
schen Vielfalt. Die Umsetzung dieser Strategie ist
keine Aufgabe für den Bund allein, sondern muss
alle gesellschaftlichen Akteure einbeziehen.

(Beifall der Abgeordneten Günter Neugebau-
er [SPD] und Lars Harms [SSW])

Deshalb hat das BMU im Dezember 2007 - im De-
zember 2007! - einen mehrjährigen - mehrjährigen!
- dialogorientierten Umsetzungsprozess gestartet.
Bausteine dieses Prozesses sind nationale und re-
gionale Foren zur biologischen Vielfalt sowie
Workshops, zu denen alle staatlichen und nicht
staatlichen Akteure eingeladen sind. Selbstver-
ständlich sind unsere schleswig-holsteinischen
Fachleute im Rahmen der Bund-Länder-Arbeitsge-
meinschaft „Naturschutz, Landschaftspflege und
Erholung“ hierbei vertreten.

Nun sollen wenigstens noch einige inhaltliche
Punkte von mir erwähnt werden.

Selbstverständlich geht es um den Schutz der biolo-
gischen Vielfalt, es geht aber auch darum, die bio-
logische Vielfalt durch naturverträgliche Produkte
und Dienstleistungen nachhaltig zu nutzen. Es geht
darum, schädliche Umwelteinflüsse auf die biologi-
sche Vielfalt zu reduzieren, und es geht auch dar-
um, die Ressourcen fair zu nutzen. Das heißt, dass
wir uns in den zivilisierten, entwickelten Ländern
auch um die Länder kümmern, die keine Chancen
haben, etwas über Technik auszugleichen.
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Dass es bei der biologischen Vielfalt um mehr geht
als um die Artenvielfalt bei Pflanzen und Tieren,
wird häufig vernachlässigt. Natürliche Veränderun-
gen, verstärkt durch den Klimawandel, sind nicht
selten mit massiven gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Folgen auch für die Menschen verbun-
den. Denn mit aussterbenden Pflanzenarten ver-
kümmern die Böden, und nach dem Aussterben von
Tierarten treten Schädlingsplagen auf, oder es droht
Erosion.

Meine Damen und Herren, das BMU und das Bun-
desamt für Naturschutz gewichten die Bedeutung
eines gemeinsamen gesellschaftlichen Prozesses im
Hinblick auf den Erfolg der Umsetzung sehr hoch.
Hinweise und Vorschläge der Akteure bilden wich-
tige Wegweiser für das weitere Vorgehen. Erste Er-
kenntnisse liegen vor, denen ich mich persönlich
sofort anschließen kann. Die Forderung nach einem
Nachhaltigkeits- beziehungsweise Biodiversitäts-
Check für alle neuen Gesetze, Verordnungen und
Pläne ist ebenso zu unterstützen wie die Aufforde-
rung, auch in Zeiten der Rezession nicht vor Inve-
stitionen in personelle und finanzielle Ressourcen
zur Umsetzung der Strategie zurückzuschrecken.

Wir müssen dafür sorgen, dass die Politik die nöti-
gen Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliches
Engagement schafft und damit die Netzwerkbil-
dung begünstigt. Nur so kann das Ganze funktio-
nieren. Auch in den Verwaltungen muss das Thema
anders angegangen werden.

Ich könnte jetzt noch eine Stunde weiterreden.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Aber nicht von hier!

Konrad Nabel [SPD]:

Aber meine Zeit ist zu Ende. Frau Präsidentin, ich
habe es gesehen.

Wir werden dieses Thema im Ausschuss sicherlich
weiterdiskutieren. Wir warten selbstverständlich
auf den Bericht, aber wir werden bis dahin auch un-
sere eigenen Schwerpunkte setzen. Ich hoffe, dass
dies für die anderen Fraktionen im Hause ebenfalls
gilt.

(Beifall bei SPD, SSW und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Konrad Nabel. - Für
die FDP-Fraktion erhält nun Herr Abgeordneter
Günther Hildebrand das Wort.

Günther Hildebrand [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Matthiessen, es war schon enttäu-
schend, was ich von Ihnen heute hier vernommen
habe. Ich dachte, Sie würden etwas zum Arten-
schutz und zur Biodiversität sagen. Es ist dabei vor-
dergründiger Populismus herausgekommen. Sie sa-
gen, die Trauerseeschwalbe - dies nur als Beispiel -
sei erst durch künstliche Nisthilfen überhaupt wie-
der in Eiderstedt gelandet, und aufgrund der disku-
tierten Vogelschutzgebietsausweisung hätten die
Landwirte dies wieder abgebremst, worin der Rück-
zug begründet liege. Wenn Sie schon selbst das
Auf-den-Stock-Setzen eines Knicks als Umweltfre-
vel bezeichnen, dann haben Sie nicht richtig ver-
standen, was Knickpflege ist.

(Beifall bei der FDP)

Biodiversität ist für uns unverzichtbar. Biodiversi-
tät steht für Vielfalt des Lebens auf der Erde. Biolo-
gen haben bisher etwa 2 Millionen Pflanzen, Tier-,
Bakterien- und sonstige Arten beschrieben. Wahr-
scheinlich leben jedoch etwa 8 bis 10 Millionen Ar-
ten auf unserer Erde. Während die Wissenschaft die
meisten Arten noch katalogisieren muss, führen
gleichzeitig Umweltbelastungen und Naturzerstö-
rung zu einem Verlust an dieser biologischen Viel-
falt, kurz Biodiversität genannt.

Welche Konsequenzen dieser Verlust an Biodiver-
sität für unsere Erde haben wird, ist derzeit nicht
abzuschätzen. Weltweit versuchen deshalb Wissen-
schaftler herauszufinden, wie sich ein Verlust an
Arten auf die in einem Ökosystem ablaufenden Pro-
zesse, insbesondere die Stoffflüsse, auswirkt. Es ist
jedoch sehr wahrscheinlich, dass der Verlust an
Biodiversität auch für den Menschen unangenehme
Folgen haben wird, da zum Beispiel die Stoffkreis-
läufe die Grundwasserqualität, das Nitratrückhalte-
vermögen des Bodens oder auch die Produktivität
beeinflussen.

Vor diesem Hintergrund sollte die im Mai in
Deutschland stattfindende 9. Vertragsstaatenkonfe-
renz zur biologischen Vielfalt auch die entspre-
chende Beachtung durch den Schleswig-Holsteini-
schen Landtag finden. Noch nie zuvor wurde so
schnell so viel vom großen Schatz der Artenviel-
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falt zerstört. Der Mensch ist eilig dabei, die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu gefährden.

Meine Damen und Herren, Artensterben kann auch
als natürlicher Prozess vor sich gehen. Damit kann
ein Stopp des Artensterbens, wie in der Überschrift
des Antrages der Grünen gefordert, natürlich nicht
verhindert werden. Der Prozess des Artensterbens
vollzieht sich allerdings derzeit bis tausendmal
schneller, als es mit evolutionären Gründen erklär-
bar wäre.

Jährlich werden 12 Millionen ha Wald vernichtet -
ein Drittel der Fläche Deutschlands und mehr
Wald, als in Deutschland insgesamt steht. Ge-
schätzte 26.000 Arten sterben jährlich. Alle 20 Mi-
nuten verlieren wir somit eine Tier- oder Pflanzen-
art. Menschliche Aktivitäten wie Raubbau und Ab-
holzung reduzieren die biologische Vielfalt weiter.
Der Klimawandel tut ein Weiteres. Es ist daher
wichtig, dass bei der bereits genannten Vertrags-
staatenkonferenz den Zielen des Schutzes und Er-
halts der Biodiversität und deren nachhaltiger Nut-
zung Rechnung getragen wird.

Dabei wird es auch um die Entwicklungspolitik
gehen. Hier gibt es durchaus auch für die deutsche
Entwicklungspolitik Ansatzpunkte. Möglicherweise
sind deutsche Gelder für die Entwicklungshilfe, die
heute an China ausgezahlt werden, besser angelegt,
wenn man sie afrikanischen Küstenstaaten zukom-
men lässt, um sie vor der Leerfischung ihrer ehe-
mals fischreichen Küstengewässer durch chinesi-
sche Schwarzfangflotten zu schützen. Dies ist nur
ein Beispiel.

Es geht aber auch um Maßnahmen, die wir in
Schleswig-Holstein ergreifen können. Da ist zum
einen die Forderung, der Initiative „Countdown
2010“ der Weltnaturschutzorganisation IUCN bei-
zutreten. Als Vorbild haben wir hier andere Bun-
desländer wie Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen, aber auch die Niedersächsischen Staats-
forsten, die dieser Initiative bereits beigetreten sind
beziehungsweise dies planen. Auch über den eher
symbolischen Akt, 1.000 Patenschaften für den
Tier- und Artenschutz zu unterstützen, können wir
gern reden. Wir sollten aber auch eine systemati-
sche landesweite Erfassung verschiedener Arten
mit einheitlicher Methodik durchführen lassen, wo
dies noch nicht geschehen ist.

(Beifall bei der FDP)

Im Bereich der Reptilien ist dies bisher zumindest
nicht erfolgt, wenn den Broschüren der Landesre-
gierung Glauben geschenkt werden kann. Insge-
samt sollten wir heute nicht über den Antrag ab-

stimmen. Wir sollten die konkreten Vorschläge der
Grünen in den Ausschuss überweisen und vor einer
Abstimmung zunächst die Ergebnisse abwarten, die
uns der Bericht der Landesregierung in der 35. Ta-
gung präsentieren wird. Möglicherweise können
wir dann alle gemeinsam weitere Maßnahmen erar-
beiten und dem Antrag der Grünen hinzufügen oder
Vorschläge der Grünen ersetzen, um letztlich den
Erhalt der Artenvielfalt in Schleswig-Holstein zu
sichern.

(Beifall bei FDP und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Hildebrand. - Für
den SSW im Landtag erhält nun Herr Abgeordneter
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der weltweite Rückgang und das Ver-
schwinden von Ökosystemen und Lebensräumen
und das Aussterben von Tier- und Pflanzenarten
schreitet Jahr für Jahr voran. Die Wissenschaft geht
davon aus, dass in den letzten 300 Jahren „nur“ alle
zehn Jahre eine Art verschwand. Gegenwärtig geht
in Deutschland durchschnittlich jedes Jahr je eine
Pflanzen- und Tierart verloren. Anhand der Roten
Listen können wir bereits heute sehen, welche Ar-
ten als gefährdet eingestuft werden. Die rasante
Entwicklung beim Artensterben lässt befürchten,
dass binnen weniger Jahrzehnte Flora und Fauna
um 60 % bis 90 % schwinden.

Wesentliche Gründe hierfür sind landwirtschaftli-
che Monokulturen und die Versiegelung von Natur
und Landschaft, die Trockenlegung von Feuchtge-
bieten und Mooren oder die Zerstörung von Gewäs-
sersystemen, das unkontrollierte Jagen und Sam-
meln sowie Überfischung, Verschmutzung, Klima-
veränderung oder die Verdrängung einheimischer
Arten durch eingebürgerte Arten.

Überwiegend durch den mittelbaren oder unmittel-
baren Eingriff des Menschen in den Naturhaushalt
kommt es zum Biotop- und Artensterben. Beson-
ders betroffen sind hierbei in erster Linie speziali-
sierte Arten und Lebensräume, die empfindlich auf
Einwirkungen von außen reagieren. Die Wissen-
schaft macht bereits seit Längerem auf die rasante
Entwicklung beim Artensterben aufmerksam. Aber
man gewinnt den Eindruck, dass erst durch die um-
fangreichen Klimadiskussionen der jüngsten Zeit
eine neue Sensibilität auch für bedrohte Arten und
Lebensräume geweckt wurde.
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Wie auch immer, es ist gut und richtig, dass wir uns
ausführlich mit dem komplexen Thema Erhalt der
biologischen Vielfalt auch politisch auseinanderset-
zen, um Wege zu finden, wie dem Artensterben
entgegengewirkt werden kann. Die Gründe für das
Artensterben sind uns hinlänglich bekannt. Leider
fehlt es an der Umsetzung von konkreten Maßnah-
men, um die Entwicklung aufzuhalten.

Im ersten Punkt des Antrages der Grünen wird ge-
fordert, besondere Anreize für Bürger zu schaffen,
um die ehrenamtliche Tätigkeit im Natur- und Um-
weltschutz zu stärken sowie 1.000 Patenschaften zu
unterstützen. Gegen derartige Initiativen kann man
grundsätzlich keine Einwände haben, aber die Grü-
nen bleiben uns die Antwort schuldig, wie die For-
derungen konkret ausgestaltet, finanziert und umge-
setzt werden sollen. Konkrete Maßnahmen sind aus
Sicht des SSW wesentlich effizienter, um entspre-
chende Erfolge zu erzielen. Maßgeblich zu nennen
ist hierbei das europäische Netz NATURA 2000
und insbesondere die Fauna-Flora-Habitatrichtlinie,
die vorschreibt, alle für Europa typischen wildle-
benden Arten und natürlichen Lebensräume in
einen günstigen Erhaltungszustand zu bringen.
Auch konkrete Naturschutzmaßnahmen, die zur
Verbesserung der Artenvielfalt beitragen, sind aus
unserer Sicht besser geeignet, um Erfolge zu erzie-
len. Wir halten es für durchaus angebracht, im Rah-
men derartiger Maßnahmen die ehrenamtliche Ar-
beit im Natur- und Umweltschutz zu stärken.

Was die 1.000 Patenschaften angeht, macht die
Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfra-
ge der Grünen zur Biodiversität deutlich, dass die
Anstrengungen der Landesregierung noch größer
sein könnten. Im Rahmen des Jubiläumsprojektes
des LandFrauenVerbands Schleswig-Holstein wur-
den insgesamt 60 Patenschaften - das sind meines
Wissens die einzigen - unterstützt. Dieses Engage-
ment des LFV ist durchaus bemerkenswert. Jedoch
macht es deutlich, dass hier noch viel mehr geleistet
werden kann als bisher, wenn insgesamt 1.000 Pa-
tenschaften vergeben werden sollen. Vordringlich
sehe ich hierbei aber die Unterstützung von Natur-
schutzorganisationen als Ansprechpartner für derar-
tige Projekte.

Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Initiative der
Landesregierung zur biologischen Vielfalt in
Schleswig-Holstein Früchte tragen wird, damit das
Bewusstsein in der Bevölkerung für die biologische
Vielfalt geschärft und das Engagement hierfür ge-
weckt wird. Generell bleibt festzuhalten, dass die
Landesregierung das Problem erkannt hat und auch
initiativ geworden ist.

In dieses Bild passt auch die erarbeitete Nationale
Strategie der Bundesregierung zur biologischen
Vielfalt zur Umsetzung des UN-Übereinkommens,
die rund 330 Ziele und rund 430 Maßnahmen zu al-
len relevanten Themen enthält. Wichtig ist hierbei,
dass diese nationalen Bestrebungen alle gesell-
schaftlichen Akteure einbeziehen und die Maßnah-
men umgesetzt werden. Hier hat die Landesregie-
rung eine Verantwortung, dass die Nationale Strate-
gie auch in Schleswig-Holstein erfolgreich verläuft.

Wenn Schleswig-Holstein seine Maßnahmen zum
Erhalt der biologischen Vielfalt wirklich umsetzt,
sollte aus Sicht des SSW nichts dagegen sprechen,
der Initiative „Countdown 2010“ der Weltnatur-
schutzorganisation IUCN beizutreten und schon
vorhandene Projekte unter diese Initiative zu stel-
len. Damit würde die Landesregierung mit gutem
Beispiel vorangehen und deutlich machen, dass sie
es ernst meint, den Artenverlust bis 2010 zu stop-
pen, und dafür auch werben will.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Lars Harms. - Für
die Landesregierung erhält nun der Minister für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Dr. Christian von Boetticher, das Wort.

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich darf mich zunächst ganz herzlich für
diese sehr ernsthaft geführte Debatte bedanken. Ich
glaube, sie zeigt, dass dieses Thema in allen Frak-
tionen einen sehr hohen Stellenwert hat.

Herr Matthiessen, das unterscheidet sich ein
bisschen von Ihrem Beitrag, der eine alte ökologi-
sche Grabenkampfrede der 80er- und 90er-Jahre
war, die eigentlich schon überwunden ist. Irgend-
wie gelten Sie damit auch als aussterbende Art.
Denn wenn Sie einmal nach Hamburg gucken, sind
andere Grüne in der Bundesrepublik schon viel
weiter. Ich weiß gar nicht, wie Sie das Ihren Wäh-
lern erklären wollen, dass man dort eine Koalition
mit dem Erzbösen eingeht, das Sie an dieser Stelle
immer noch so schön pflegen.

(Lars Harms [SSW]: Das können Sie auch
nicht erklären!)

Ich möchte an dieser Stelle deutlich machen und zu
dem Antrag sagen - Herr Matthiessen, das haben
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Sie auch nicht getan, Sie haben noch nicht einmal
zu Ihrem eigenen Antrag Stellung genommen -: Sie
rennen damit natürlich offene Türen ein. Hier in
Kiel könnte man sagen, Sie tragen Schiffe nach
Kiel.

Besondere Anreize für ehrenamtliche Arbeit, für
Patenschaften - das wissen Sie natürlich -, gibt es in
diesem Land schon lange. Der ehrenamtliche Na-
turschutz hat nicht nur eine über 100-jährige Tra-
dition, er wird schon seit vielen Jahren und auch
jetzt - in einer für das Land finanziell nicht einfa-
chen Zeit - von uns mit über 1 Million € gefördert.
Wir hatten gerade im März die jährliche Betreuerta-
gung mit über 140 Anwesenden, die sich ehrenamt-
lich vor Ort im Naturschutz einsetzen. Frau Tod-
sen-Reese hat schon darauf hingewiesen, dass wir
von „GEO“ zu Recht für diesen sehr hohen Anteil
an ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern im
Naturschutz gelobt worden sind.

Darum muss der Naturschutz und der ehrenamtli-
che Naturschutz auch nicht aus einem Schlummer
geweckt werden. Die Unterstützung hatte und hat
nach wie vor einen hohen Stellenwert. Gerade diese
Arbeit leistet Erstaunliches. Im Übrigen hat uns die
Europäische Union aufgefordert, auch auf der
großen UN-Konferenz die positiven Beispiele zu
nennen, die wir im Zusammenwirken mit Politik
und Regierung auf der einen Seite und mit dem Eh-
renamt auf der anderen Seite erreicht haben.

Ich nenne hier einmal die Pflege der Tümpel, das
Aufhängen und Kontrollen von Fledermauskästen,
die Mahd von Orchideenwiesen nur mit der Sense,
die Kennzeichnung der Gelege der Seeschwalben
am Strand und die Vogelzählung - übrigens auch
eine große Tradition in Schleswig-Holstein. Ich
weiß, dass schon mein Großvater in den 50er-Jah-
ren Vogelzähler auf Amrum war. Auch heute noch
kommen viele Menschen aus der Bundesrepublik
für diese Aufgabe hierher. Wir haben große Erfolge
beim Schutz der Eule, des Seeadlers und beim
Schutz des Otters, weil sich Menschen dafür ehren-
amtlich engagieren. In Ihrem Sinne könnte man sa-
gen, sie übernehmen Patenschaften.

Herr Matthiessen, ich freue mich im Übrigen, dass
Sie einer der sehr eifrigen Leser unserer Koalitions-
vertrages sind, denn die geforderten 1.000 Paten-
schaften sind nichts Neues.

Vieles ist in diesem Land geschehen. Ich denke dar-
an, dass beispielsweise heute Landfrauen Paten-
schaften übernehmen. Angesichts des 60. Geburts-
tages des LandFrauenVerbandes gab es diese
60 Patenschaften für Wildpflanzen in Schleswig-

Holstein. Sie haben mit fachkundiger Unterstützung
des LANU heimische Wildpflanzen herangezogen
und sie dann auf geeigneten Flächen ausgesetzt.

(Beifall bei der FDP)

Ich darf beispielhaft noch ein anderes Projekt nen-
nen, das wir jährlich unterstützen. Das ist die
Nussjagd, wo Tausende von Kindern aus Schulen
und Kindergärten Haselnüsse in Schleswig-Hol-
stein suchen, um die hier selten gewordene Hasel-
maus nachzuweisen. Auch das ist ein Beispiel da-
für, dass Kinder Patenschaften übernehmen, dass
sie sich anstrengen, dass sie sich für den Arten-
schutz engagieren.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ich glaube, in diesem Land tut sich eine ganze
Menge. Sie sollten die Augen davor nicht verschlie-
ßen, dass Menschen in ganz unterschiedlichen Be-
reichen ehrenamtlich im Naturschutz aktiv werden.

Lassen Sie mich noch ein Wort zu der Initiative
„Countdown 2010“ der IUCN sagen. Wenn wir ei-
ne Umfrage durchführen und hier im Haus und auf
der Straße fragen würden, was die IUCN ist, würde
es wahrscheinlich ein relativ erschütterndes Ergeb-
nis geben. Das freut mich auch nicht, denn das ist
eine sehr ehrenwerte Initiative. Aber es ist eine von
vielen Initiativen, die sich bestimmte Ziele gesetzt
hat.

Nun kann man zwei Dinge machen: Man kann bei-
treten und darüber reden, dass man viel Gutes tun
möchte, oder man kann viel leisten, ohne beizutre-
ten. Wir haben uns für den zweiten Weg entschie-
den. Vielleicht ist das ein bisschen unsere norddeut-
sche zurückhaltende Art. Ich möchte die Initiative
nicht schlechtreden. Aber mir ist es nicht so wich-
tig, dass man irgendwo beitritt und darüber redet,
was man vielleicht tun möchte, sondern mir ist es
eher wichtig, dass man konkrete Dinge auf den
Weg bringt.

Ich freue mich über Ihre Aufforderung zu diesem
Bericht, den ich hier sehr gern geben werde. Wir
werden dann anhand des Berichtes gemeinsam ana-
lysieren können, was noch zu tun ist. Ich bin immer
für Anregungen für den Artenschutz dankbar. Aber,
lieber Kollege Matthiessen, Sie müssen dann kon-
kret sein und sich nicht nur auf rein populistische,
alte Äußerungen beschränken. Da muss dann ein
bisschen mehr kommen.

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Minister. Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Wenn ich das Plenum richtig verstanden habe, wol-
len Sie dem Berichtsantrag heute zustimmen und
den anderen Antrag überweisen. Dann schlage ich
vor, den Antrag Drucksache 16/2025 - das ist der
Berichtsantrag zur 35. Tagung - abweichend von
der Geschäftsordnung nach § 75 der Geschäftsord-
nung zu einem selbstständigen Antrag zu erklären. -
Widerspruch sehe ich nicht. Dann können wir so
verfahren. - Wer diesem Berichtsantrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
haben fast alle getan, dann ist das so beschlossen.

Dann gibt es den Wunsch auf Ausschussüberwei-
sung. Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksa-
che 16/2000 (neu) dem Umwelt- und Agraraus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist so beschlos-
sen.

Bevor ich Sie in die Mittagspause entlasse, möchte
ich einen geschäftsleitenden Hinweis machen. Die
Parlamentarischen Geschäftsführer haben sich dar-
auf geeinigt, dass die Tagesordnungspunkte 34 und
35 gemeinsam zur Beratung aufgerufen werden sol-
len, und zwar um circa 16:30 Uhr. Wir würden
dann für die Tagesordnungspunkte ein bisschen
mehr Zeit, wir haben da an sieben Minuten gedacht,
verwenden. Es geht um 15 Uhr verabredungsgemäß
weiter mit den Tagesordnungspunkten 38 und 53,
Kohlestrom/Neubau von Kohlekraftwerken in
Schleswig-Holstein.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung: 12:57 bis 15:02 Uhr)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung
wieder und rufe die Tagesordnungspunkte 38 und
53 zur gemeinsamen Beratung auf.

Gemeinsame Beratung

a) Abschied vom Kohlestrom

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 16/2017

b) Neubau von Kohlekraftwerken in Schleswig-
Holstein verhindern

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 16/1378

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/1396

Bericht und Beschlussempfehlung des Wirt-
schaftsausschusses
Drucksache 16/1982

Ich erteile dem Berichterstatter des Wirtschaftsaus-
schusses, dem Herrn Abgeordneten Hans-Jörn Arp,
das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Durch Plenarbeschluss vom 11. Mai
2007 wurden die Anträge der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
mit der Forderung „Neubau von Kohlekraftwerken
in Schleswig-Holstein verhindern“ - das sind die
Drucksachen 16/1378 und 16/1396 - federführend
an den Wirtschaftsausschuss und mitberatend an
den Umwelt- und Agrarausschuss überwiesen. Die
Ausschüsse haben sich jeweils in mehreren Sitzun-
gen mit den Vorlagen befasst.

Nachdem der Landtag auf Empfehlung der Aus-
schüsse aus dem Antrag der Abgeordneten des
SSW - das ist Drucksache 16/1396 - bereits in der
Nummer 3 den zweiten Spiegelstrich angenommen
hatte und als Ergebnis daraus resultierend in der
26. Tagung des Landtages ein Bericht der Landes-
regierung vorgelegt wurde, mit welchen Initiativen
zur Änderung von planungsrechtlichen und gesetz-
lichen Grundlagen sowie mit welchen Fördermaß-
nahmen die Landesregierung dafür sorgen will,
dass die langfristige Umstellung auf erneuerbare
Energien gelingen kann, habe ich dem Hohen Haus
im Namen des federführenden Wirtschaftsaus-
schusses heute vorzuschlagen - dieses Votum wur-
de einstimmig gefasst -, die Nummern 1, 2 und 3
erster Spiegelstrich der Drucksache 16/1396 abzu-
lehnen.

Zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 16/1378, sprach der federführen-
de Wirtschaftsausschuss mit Mehrheit die Empfeh-
lung aus, die Vorlage abzulehnen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, der Be-
schlussempfehlung des Wirtschaftsausschusses,
Drucksache 16/1982, zu folgen.

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. - Gibt es
Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist nicht der
Fall.

Bevor wir in die Aussprache eintreten, möchte ich
sehr herzlich auf unserer Besuchertribüne die Haus-
frauenunion aus Erfde begrüßen. Des Weiteren darf
ich sehr herzlich den früheren Staatssekretär Voigt
begrüßen. - Seien Sie uns recht herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die an-
tragstellende Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mit dem Neubau von großen Kohlekraft-
werken erhöhen wir die Treibhausgasemissionen,
statt sie zu senken. „Klimaschutz - Nein danke!“ ist
das Motto dieser Landesregierung. Die von der
Bundesregierung beschlossene Reduzierung der
CO2-Emissionen um 40 % bis 2020 und um 80 %
bis 2050 kann nur erreicht werden, wenn keine neu-
en Kohlekraftwerke gebaut werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Am 21. Dezember 2006 unterzeichnete Wirt-
schaftsminister Austermann einen Optionsvertrag
mit der SüdWestStrom GmbH. Der Landtag
stimmte der Veräußerung des landeseigenen Grund-
stückes mit Mehrheit zu. Inzwischen wird diese
Entscheidung immer deutlicher als Fehler erkannt.
Diese Erkenntnis fand daher auch ihren Nieder-
schlag in Parteitagsbeschlüssen der SPD, die hier in
Landtag und Regierung die Kohlestrategie ungebro-
chen mitträgt. Allerdings tut sie dies mit kompli-
zierteren Argumenten als die CDU, weil die SPD in
der Koalitionsfalle sitzt.

(Minister Dr. Christian von Boetticher: Ham-
burg!)

Die CDU hingegen schaltet völlig auf Durchzug.
Ich fordere Sie auf: Reden Sie mit Ihren SPD-Kol-
legen. Revidieren Sie den Beschluss der Großen
Koalition! Sie schneiden uns nämlich mit der Tech-
nik von gestern auch technologiepolitisch von den
doch überdeutlich erkennbaren Wegen der Zukunft
ab.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Zukunft, meine Damen und Herren, gehört
nicht der Nutzung zu Ende gehender Energieres-
sourcen. Die Zukunft gehört der physikalischen Er-
schließung der Sonnenkraft. Meine Damen und
Herren, hören Sie nicht auf die Einflüsterungen der
Energieversorger und Großkonzerne! Wenn Sie
schon nicht mit uns reden wollen, wenn Sie auch
nicht mit der SPD reden wollen, dann hören Sie
doch wenigstens auf unsere Wissenschaftler hier im
Land. Hören Sie auf den Klimaforscher Latif oder
auf Professor Olav Hohmeyer, den Nobelpreisträ-
ger. Unterhalten Sie sich doch einmal mit der Seite.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, brauchen wir Kohle-
strom? Ist die schnell dahergeredete Formel, ein
Ausstieg aus Kohle und Atom sei nicht möglich,
richtig?

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Matthiessen,
das haben wir gerade letzte Woche einen
ganzen Tag lang getan! - Wortmeldung des
Abgeordneten Hans-Jörn Arp [CDU])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten - -

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, ich habe keine Zeit.

Brauchen wir zentrale große Kondensationskraft-
werke mit schlechtem Wirkungsgrad? - Mehr als
die Hälfte des eingesetzten Brennstoffes geht verlo-
ren. Das ist Technik von gestern. Auf der Hanno-
ver Messe - ich war dort letzten Dienstag - konnte
man sich zahlreiche Neuentwicklungen anschauen,
so beispielsweise den Lineargenerator der Firma
OTAG mit einem Gesamtwirkungsgrad von über
94 %. Es kommt nur zu 6 % Energieverlust, meine
Damen und Herren. Das ist Technik von heute. Das
sind deutsche Firmen, die auf dem Weltmarkt agie-
ren wollen. Sie hingegen setzen auf diese Dinosau-
riertechnik. Das ist für mich unbegreiflich.
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(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Weshalb sollen wir von Kohle reden? - Wir leben
in einem Land, in dem nur 12 % in Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugt wird. In Dänemark sind es
65 %. Das liegt nicht an der Physik, sondern das
liegt an den energiewirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen.

Allein der Ersatz der 30 Millionen Umwälzpumpen
in Deutschland durch effiziente neue Pumpen wür-
de dazu führen, dass man auf den Neubau von drei
Kohlegroßkraftwerken verzichten könnte.

Warum reden wir eigentlich über Kohle? - Schles-
wig-Holstein ist schon heute Stromexporteur. Diese
Position würde durch den Bau von Offshore-
Windkraftanlagen ausgebaut.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die durch die Stromerzeugung bedingten CO2-
Emissionen in Schleswig-Holstein würden sich von
heute 6,7 Millionen t auf 24,7 Millionen t mehr als
verdreifachen.

Es werden nur vergleichsweise wenig Dauerar-
beitsplätze entstehen. Die SüdWestStrom GmbH
hat inzwischen erreicht, dass sich die Schleswiger
Stadtwerke an dem geplanten Kohlekraftwerk in
Brunsbüttel beteiligen. Das hat die Ratsversamm-
lung am 14. April 2008 dort beschlossen. Mir ist al-
lerdings nicht bekannt, ob es weitere Partner aus
dem norddeutschen Raum gibt. Es ist also klar: Die
große Masse des erzeugten Stroms wäre weiterhin
für Süddeutschland bestimmt.

Meine Damen und Herren, die Bevölkerung in der
Nähe der Großkraftwerke befürchtet erhebliche Ge-
sundheitsgefahren und eine Schadstoffbelastung
der in der Landwirtschaft genutzten Böden, weil
unter anderem nicht die best verfügbare Filtertech-
nik vorgesehen ist.

(Minister Dr. Christian von Boetticher: Was?
- Gelogen!)

Eine CO2-Abscheidung - CCS - im großtechni-
schen Maßstab ist nicht in Sicht. Wir wissen, Herr
Umweltminister, dass die Formel stets lautet: Pro
Kubikmeter sind soundsoviel Milligramm Emissio-
nen erlaubt. - Angesichts der Menge an Kubikme-
tern, die ausgestoßen werden, addiert es sich hier in
Kiel beispielsweise auf über 1.000 t Feinstaub und
dieser wird über die Nachbarschaft dieses Kohle-
kraftwerks verstreut. Sie wollen eine Erzeugungs-
struktur festschreiben, die auf zentrale große Ein-
heiten setzt und den atomaren und fossilen harten

Weg fortführt. Der Feind der großen Stromkonzer-
ne ist klar: Das sind die dezentralen Strukturen mit
Kraft-Wärme-Kopplung, die erneuerbaren Energi-
en. Jede Kilowattstunde aus erneuerbaren Energien
ist eine vermiedene Kilowattstunde schmutzigen
Stroms.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich zweifele auch massiv an der Wirtschaftlichkeit
dieses Steinkohlepfades in die Zukunft. Kein neues
Kohlekraftwerk wird die prognostizierten Volllast-
stunden von 6.500 im Jahr erreichen. Wegen des
gesetzlich vorgeschriebenen Vorranges von Strom
aus erneuerbaren Energien müssen fossile Kraft-
werke heruntergefahren werden. Das nennt der
Fachmann Redispatch. Dann werden Volllaststun-
den von unter 5.000 erreicht. So wird ein Steinkoh-
lekraftwerk unwirtschaftlich. Aber ich prognostizie-
re Ihnen: Wenn die Dinger hier erst einmal stehen,
werden die Lobbyisten bei der Bundesregierung
Schlange stehen, um sich Privilegien zum wirt-
schaftlichen Betrieb ihrer Anlagen zu erschleichen.

Für die Bereitstellung von Regelstrom sind Gas-
kraftwerke sehr viel besser geeignet als Kohle-
kraftwerksblöcke. Gaskraftwerke sind sehr viel fle-
xibler in der Leistungssteuerung.

Ab 2013 sieht die EU im Übrigen vor, dass alle
CO2-Zertifikate ersteigert werden müssen. Die bis-
her sind verschenkt worden. Diese kostenlosen Ge-
schenke wird es in Zukunft nicht mehr geben. Die
Zeiten sind dann vorbei, in denen kostenlos zuge-
teilte CO2-Zertifikate in die Strompreise mit ihrem
Marktwert eingerechnet werden können. Das gab
einen schönen Extraprofit von circa 5 Milliarden €
im Jahr. Der zukünftige Preis der CO2-Zertifikate
kann leicht 70 €/t erreichen. Damit würde sich der
Preis des Einsatzrohstoffes Steinkohle quasi ver-
vierfachen.

Die Hoffnung auf ein funktionierendes CCS-Sys-
tem, das heißt die Abscheidung von CO2 im Pro-
zess der Energieerzeugung und seine Lagerung, ist
ein Wechsel, ein ungedeckter Scheck auf die Zu-
kunft. Das ist etwas, was zurzeit an Technik über-
schaubar und gesichert nicht zur Verfügung steht,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und schon gar nicht in den quantitativen Dimensio-
nen, von denen wir hier reden, Herr Minister, wenn
wir an die RWE-Dea-Aktivitäten zur Exploration
von Feldern in Schleswig-Holstein denken, um CO2

in Schleswig-Holstein dauerhaft zu beseitigen, zu
lagern. Das haut dann nicht hin. Deren Angaben bei
Ihnen im Haus waren: Ab dem Jahr 2015, wenn sie
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denn erfolgreich sind, würden sie für ein 300-MW-
Kraftwerk CO2 speichern können. Das ist weniger
als ein Zehntel der in Aussicht stehenden Kohle-
kraftwerksneubauten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann auch sagen: Das Märchen von der CCS-
Technik, von der Beseitigung, sauberer Kohle-
strom, ist eine dreckige Lüge, ein Märchen zur Le-
gitimation von Kohlekraftwerksneubauten.

Schleswig-Holstein hat alle Voraussetzungen, das
Vorzeigeland des erneuerbaren Stroms zu werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schleswig-Holstein hat die Voraussetzung, Kraft-
Wärme-Kopplung auszubauen. Wir haben nämlich
einen Vorsprung von schon 3 % gegenüber dem
Bundesdurchschnitt. Da müssen wir weitermachen.
Das ist die Zukunft, nicht die veraltete, fossile
Technik.

Der letzte Hilfsanker, der jetzt in der Diskussion ei-
ne Rolle spielt, ist die angebliche Stromlücke, die
uns schon ab 2012 drohen soll. Alle von den Strom-
konzernen unabhängigen Fachleute weisen diese
Rechnungen zurück. Mich erinnert das an die
Angstmacherparolen zur Einführung der Atomener-
gie.

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Der verstorbene Ministerpräsident von Baden-
Württemberg -

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, die Zeit!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

- Ich komme gleich zum letzten Satz -, Filbinger,
konnte ungestraft behaupten, ohne Atomstrom gin-
gen die Lichter aus, wir landeten in der Steinzeit.
Das war damals so falsch wie heute.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Der führt die Debat-
te von vor 30 Jahren!)

Ähnliche Argumente werden heute ins Feld geführt.
Wir belasten kommende Generationen mit Ewig-
keitskosten aus Atommüll und Klimagasen. Wer
heute Kohlekraftwerke neu bauen will, versündigt
sich an unseren Kindern und unseren Nachkom-
men.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Matthiesen. -
Das Wort für die CDU-Fraktion hat nun der Herr
Abgeordnete Manfred Ritzek.

Manfred Ritzek [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich beginne, wie zu erwarten, meine Rede
ganz anders, nämlich mit einer großen Begeisterung
für die gestrige Entscheidung in Brunsbüttel. Ich
weiß, Herr Kollege, es tut weh, wenn sich die
Stadtvertretung dort mit überwältigender Mehrheit
für das Kohlekraftwerk mit 1.600 kW/h entschei-
det.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Hurra!)

Es gibt dort eine kleine Partei. Sie heißt „W.I.R.“.
Ich wusste nicht, was es heißt. Ich dachte „Wähler-
gemeinschaft im Ruhestand“. Aber sie heißt anders,
nämlich „Wählerinitiative für reelle Politik“.

(Heiterkeit bei der CDU - Zurufe des Abge-
ordneten Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Alle sieben anwesenden SPD-Kollegen haben dafür
gestimmt.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Abgeordneter Detlef Matthiessen, Sie sind
nicht dran.

Manfred Ritzek [CDU]:

Alle zehn anwesenden CDU-Kollegen haben dafür
gestimmt. Ich denke, das ist ein Meilenstein, dass
unsere Kommunalpolitiker zum Teil den Landespo-
litikern etwas vormachen,

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

die immer noch glauben, Kohlekraftwerke mit
Angstszenarien verunglimpfen zu können.

(Beifall bei der CDU)

Lieber Kollege, ich war auch auf der Hannover-
Messe. Wir müssen ganz andere Gesprächspartner
gehabt haben. Ich war auch nur am schleswig-hol-
steinischen Energiestand. Dort haben die Firmen
bestätigt, dass unsere Politik zur Erhöhung des An-
teils der regenerativen Energien richtig ist, wir
aber viele Jahre brauchen, ehe die regenerativen
Energien das ergänzen und ersetzen können, was
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Sie vorhaben, nämlich keinen Kernkraftstrom und
keinen Kohlkraftstrom. Das geht nicht. Meine Ge-
sprächspartner jedenfalls sagten mir: Wir brauchen
moderne Kohlepolitik, moderne Kohlekraftwerke
mit der Sequestrierung.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb habe ich hier den Eindruck, dass alle Jahre
wieder, und das in regelmäßigen Abständen - jetzt
ist auch noch die Kommunalwahl -, so ein Thema
mit einer eingängigen Überschrift „Abschied vom
Kohlestrom“ aufgegriffen wird, um Ängste zu
schüren. Das lehnen wir entschieden ab.

(Konrad Nabel [SPD]: So ein Quatsch!)

Verantwortungsvolle Energiepolitik ist immer Kli-
maschutz-, Wirtschafts- und Strukturpolitik. Dazu
gehört nach der Überzeugung der CDU-Fraktion
auch die Bereitschaft, moderne Kohlekraftwerke zu
bauen.

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Feddersen
[CDU])

„An der Kohle führt kein Weg vorbei“, das hätte
Ihre Überschrift sein müssen. Das ist der Kernsatz,
der hier wegweisend ist. Dies wird von einer Viel-
zahl von Wissenschaftlern - einige werde ich nach-
her noch erwähnen -, Energieexperten und auch Po-
litikern immer wieder gefordert.

Es gibt - das wissen wir alle - keine Wundertüte zur
sicheren Stromversorgung. Es gibt auch keine
Wundertüte für die Rettung des Klimas. Dazu ist
verantwortliche, zukunftweisende Energie- und Kli-
maschutzpolitik notwendig. Dazu gehören - bei al-
ler Zustimmung zu dem, was Sie gesagt haben:
Kraft-Wärme-Kopplung, Erhöhung und Vergröße-
rung, umfassende Unterstützung der Erhöhung des
Anteils regenerativer Energien, Windkraft, Solar-
energie - eben auch die Kohlekraftwerke.

Nach der Verunglimpfung der Kernenergie - das ist
insbesondere an die Adresse BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gerichtet - kommt jetzt die Kohleenergie
dazu. So kann es nicht sein. Das halten wir für un-
verantwortlich.

Die intensiven Bemühungen von Unternehmen ei-
nerseits zum Bau moderner Kohlekraftwerke und
die intensiven Bemühungen der Politiker anderer-
seits, insbesondere unseres Wirtschaftsministers,
für den Bau moderner Kohleanlagen mit der Beach-
tung des Emissionsproblems - das wir nie ausge-
klammert haben - erfahren von Ihnen leider keine
qualifizierte, neutrale Betrachtung.

Auch unser Ministerpräsident strebt ein gemeinsa-
mes Energiekonzept im norddeutschen Verbund
an. Warten Sie darauf! Auch dort werden moderne
Kohlekraftwerke eine Rolle spielen.

Wie ist heute das Szenario? - Nur ein mal zur Erin-
nerung - wir alle kennen es -: Kernkraftwerke sol-
len aus heutiger Sicht auslaufen. Kohlekraftwerke
sind zum großen Teil überaltert.

Widerstände, die insbesondere auch den Grünen an-
zulasten sind, verschärfen das Problem des Neu-
baus von modernen Kohlekraftwerken. Die Hoff-
nung auf Offshore-Windkraftanlagen ist da. Bisher
gibt es aber noch keine arbeitende Offshore-Wind-
kraftanlage. Der Windkraftstrom ist zurzeit nicht
ausreichend in die Netze zu überführen. Gaskraft-
werke sind wegen der Abhängigkeit des Erdgas-
preises von dem Rohölpreis mit einem erheblichen
Preisrisiko verbunden. Wir alle haben gelesen und
gehört, dass heute ein kleines Fässchen Rohöl 118 $
kostet. Vor einigen Wochen lag der Preis noch bei
100 $. Fazit: Die notwendige Investitionsoffensive
für Kohlekraftwerke mit höchstmöglicher technolo-
gischer Entwicklung des CCS-Systems ist unab-
dingbar.

(Beifall bei der CDU)

Trotz der Wiederholung Ihrer Argumente, die wir
schon vor einem Jahr und vor zwei Jahren gehört
haben, hoffe ich, dass Sie sich vielleicht doch ein-
mal um die positiven Aspekte moderner Kohle-
kraftwerke bemühen. Andere tun das. Die Europäi-
sche Union, der Bundesumweltminister, der Außen-
minister, die rheinland-pfälzische SPD-Landesre-
gierung unter Kurt Beck, das Land Niedersachsen,
das Freiburger Ökoinstitut, das in der Vergangen-
heit wahrlich kein großer Verfechter von Kohle-
kraftwerken war, und viele andere fordern moderne
Kohlekraftwerke. Dem können Sie sich doch nicht
verschließen, auch wenn Sie gelegentlich einen Na-
men nennen, und zwar den von Professor Hohmey-
er.

Gerade auch die Empfehlung des Freiburger Ökoin-
stituts ist beachtenswert. Diese besagt: Wenn heute
eine Entscheidung fallen muss, dann empfiehlt das
Institut als wirtschaftlich tragfähigste und robuste
Lösung ein Heizkraftwerk auf Kohlebasis.

„Die Kohle findet ihren Platz, wenn wir das
CO2-Problem in den Griff kriegen …“

so Felix Mathes, Wissenschaftler am Freiburger
Ökoinstitut.

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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- Sie haben einen Professor genannt, ich habe einen
Professor genannt. Es kommen noch mehrere Pro-
fessoren.

Deshalb ist es unsere Pflicht, für eine verantwor-
tungsbewusste Energiepolitik die Entwicklung auch
dieser Technik zu unterstützen. Die bundeseigene
Kreditanstalt für Wiederaufbau finanziert in erheb-
lichem Maße neue Kohlekraftwerke. Das wissen
Sie. Auch hier wird davon gesprochen, dass diese
neuen Kohlekraftwerke mit moderner Sequestrie-
rung ausgestattet sein müssen. Ich zitiere den Bun-
desumweltminister:

„Da der Ausstieg aus der Kernenergie be-
schlossen sei, könne man nicht gleichzeitig
auf Kohlekraftwerke verzichten. Dann müs-
sten wir Gas nehmen und das wird viel teu-
rer. Außerdem steigere die Anti-Kohlepolitik
nur den Druck auf die Verlängerung der
Laufzeiten von alten Kernkraftwerken.“

Energie der Zukunft aus Windkraft und Kohle, das
ist eine der Kernaussagen des Grünbuchs Ener-
gie 2020, das unser Wirtschaftsminister im
Juni 2007 vorgestellt hat. Es heißt dort:

„Wir wollen dafür sorgen, dass die verschie-
denen Energieträger und Energietechnologi-
en zusammen ihren spezifischen Anteil an ei-
ner sicheren, kostengünstigen und nachhalti-
gen, das heißt klimaverträglichen Energie-
versorgung einbringen können.“

Das gilt. In Deutschland werden pro Jahr etwa
850 Millionen t Kohlendioxid ausgestoßen. Davon
stammen rund 500 Millionen t aus Kraftwerken. In
Schleswig-Holstein werden etwa 20 Millionen t
ausgestoßen, davon etwa 4,5 Millionen t aus Kraft-
werken. Das ist ein relativ geringer Anteil, und
zwar aus dem Grund, weil wir hier drei Kraftwerke
haben, die den Ausstoß von knapp 8 Millionen t
CO2 verhindern. Bundesweit verhindern übrigens
17 Kernkraftwerke den Ausstoß von rund 150 Mil-
lionen t CO2 pro Jahr. Das erwähne ich nur.

Wenn in unserem Land Investoren bereit sind,
moderne Kohlekraftwerke mit deutlich geringeren
Emissionen gegenüber alten Kraftwerken zu bauen,
und zwar insbesondere auch für Strom, den wir ver-
kaufen, dann ist es ein Gebot von verantwortlichem
wirtschafts- und umweltpolitischem Handeln, diese
Chance zu nutzen. Gott sei Dank haben wir das in
Brunsbüttel gerade bestätigt bekommen.

Zu konventionellen Großkraftwerken gibt es kei-
ne Alternative, und zwar ganz gleich, ob die erneu-
erbaren Energien 20 oder 30 % zur Deckung des

Strombedarfs beitragen. Das ist unsere feste Über-
zeugung. Die verbleibenden 70 % - so sagt es auch
die Deutsche Energie-Agentur - müssen von kon-
ventionellen Kraftwerken gedeckt werden. Deshalb
bekommt die Kohlesequestrierung aus modernen
Kohlekraftwerken, also das Abtrennen von Kohlen-
dioxid aus dem Abgasstrom der Kraftwerke mit an-
schließender Einlagerung unter Tage, auch eine ent-
scheidende Bedeutung bei der Befürwortung des
Baus moderner Kohleanlagen.

Diese Aussage ist auch im Zusammenhang mit dem
gestrigen Vertragsabschluss für das neue Kohle-
kraftwerk in Brunsbüttel getroffen worden.

Der CO2-Ausstoß ist mit modernsten Anlagen dra-
matisch reduzierbar, so Professor Alfons Kather,
Leiter des Instituts für Energietechnik an der Tech-
nischen Universität Hamburg-Harburg. Der Aus-
stoß von Kohlendioxid mit moderner Sequestrie-
rung beträgt ein Viertel des Ausstoßes bei der Nut-
zung von Erdgas. Der Unterschied ist bezogen auf
Steinkohle und auf Braunkohle entsprechend grö-
ßer. Leider kann ich auf einige andere Dinge nicht
eingehen. Lesen Sie das bitte nach, ich möchte zum
Schluss kommen.

Ich fordere Sie auf, uns auf dem Weg zu einer
modernen Energiepolitik zu begleiten. Dazu gehört
ein moderner und attraktiver Mix technischer Anla-
gen, der uns eine sichere Versorgung zu angemes-
senen Preisen in Verbindung mit einem verantwor-
tungsbewussten umweltpolitischen Handeln ermög-
lichen.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Steinzeit!)

Normalerweise könnten wir den Antrag ablehnen,
aber mein Kollege von unserem Koalitionspartner
sagte mir, er hätte eine Ausschussüberweisung lie-
ber. Auch damit können wir leben. Der Inhalt des
Antrages mit der Begründung von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN ist das, was wir schon vor Jahren
gehört haben, ohne dass es eine Fortentwicklung
gibt. Ich bitte darum, dass wir diesen Dingen in Zu-
kunft nicht auf den Leim gehen. Wir können sicher
sein, dass in einem Jahr wieder so ein Antrag vor-
liegt. Vielleicht können wir diesen dann im Vorwe-
ge im Ausschuss behandeln, sodass er gar nicht
mehr ins Plenum gebracht wird.

(Beifall bei der CDU - Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hätten
Sie wohl gern!)
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Ritzek. - Für die
SPD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Olaf
Schulze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Am Dienstag, dem 22. April 2008 konnten wir im
„Hamburger Abendblatt“ folgende Überschrift le-
sen: Kälterekord in der Antarktis! Entgegen der
globalen Klimaerwärmung nimmt die Eismenge
erstmals wieder zu. Ist das eine Trendwende oder
ist das ein Ausrutscher? Ist mit dem Klima wieder
alles in Ordnung? Können wir den Klimawandel
wieder infrage stellen? - Nein, wir können weiter
davon ausgehen, dass der Klimawandel bereits in
vollem Gange ist und dass wir Menschen dazu bei-
tragen.

Die umfangreichen Berichte der IPPC sind eindeu-
tig. Somit müssen wir uns mit den Folgen des Kli-
mawandels weiter auseinandersetzen und die erfor-
derlichen Maßnahmen umsetzen. Wir wissen, dass
die Erderwärmung überwiegend durch den CO2-
Ausstoß verursacht wird. Hier können wir schnell
handeln. Das ist ja auch das Ziel der Bundes- und
der Landesregierung.

Erst letzte Woche kam die Meldung, dass der
März 2008 weltweit der wärmste seit Beginn der
Wetteraufzeichnungen war. Vor Kurzem erklärte
Professor Dr. Hohmeyer im Rahmen einer SPD-
Veranstaltung, dass der Klimawandel schneller als
bislang prognostiziert im Gang sei. Selbst der Be-
richt der IPPC trifft nicht mehr die Realität; die
Gletscher schmelzen heutzutage in einem Tempo
ab, das erst für 2050 prognostiziert war. Die Folgen
sind hinreichend bekannt. Der Meeresspiegel wird
steigen. Allein die Deiche um einen Meter zu erhö-
hen, wir nicht helfen. Im Winter fallen mehr Nie-
derschläge und die Landwirte hatten in diesem Jahr
schon Probleme, die Äcker rechtzeitig zu bewirt-
schaften. Im Sommer wird es trockener und die
ärmsten Länder wird es zuerst und am härtesten
treffen.

Wir sind uns einig, dass wir den CO2-Ausstoß redu-
zieren müssen. Wenn das so ist, dann ist der Bau
von neuen Kohlekraftwerken allerdings nicht die
richtige Antwort auf die Frage, wie wir den Klima-
schutz und eine bezahlbare und sichere Energiever-
sorgung in Zukunft vereinen können.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kohlekraftwerke und Atomkraftwerke sind kei-
ne Alternativen, sie sind Techniken aus dem 19.
und 20. Jahrhundert. Was wir heute brauchen, ist
eine innovative und zukunftsfähige Energieversor-
gung für das 21. Jahrhundert, die im Einklang mit
Klimaschutz und sicherer Energieversorgung
steht. Schließlich fahren Sie heute auch nicht mehr
mit der Dampflok von Kiel nach Berlin, sondern
Sie nutzen den ICE.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wo kriegt der
seinen Strom her?)

Was ist mit den Arbeitsplätzen? - Die Windenergie
zeigt doch am besten, dass wir in Schleswig-Hol-
stein hier vorangegangen sind und was für gute Ex-
portchancen für unsere heimische Wirtschaft beste-
hen. Nicht Kohle- und Atomkraft sichern schles-
wig-holsteinische Arbeitsplätze, sondern eine in-
novative und regenerative Energieerzeugung. Wir
sollten uns bei diesem großen Gedanken nicht - wie
von Großkonzernen und deren Lobbyisten momen-
tan mit Krokodilstränen in den Augen vorgetragen -
in die energiepolitische Zwickmühle drängen las-
sen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ja, wir müssen aus der Kohle- und aus der Atom-
kraft aussteigen. Die angeblich dadurch entstehende
Lücke in der Stromversorgung, die entstehen
soll, da die regenerativen Energien nicht so schnell
wie angenommen wachsen werden, wird jedoch
nicht entstehen.

Eine Stromlücke entsteht nur dann, wenn es zu kei-
ner Neuorientierung in der Stromversorgung und in
den Köpfen kommt. Dann können wir uns aller-
dings auch von der von der Bundesregierung ange-
strebten Minderung des nationalen Treibhausgas-
ausstoßes um 40 % bis zum Jahr 2020 verabschie-
den. Hinter diesem Streit über die Zukunft der
Stromerzeugung, der übrigens auch innerhalb mei-
ner Partei geführt wird, worauf ich stolz bin, denn
nur über den Streit um den richtigen Weg kann eine
Partei vorankommen, stehen zwei unterschiedliche
Konzepte. Die Genossen in Brunsbüttel beschreiten
sicherlich noch einen anderen Weg.

Mit dem Beschreiten des konservativen Pfades des
Durchwurstelns, bei dem die bisherige Strombereit-
stellung einfach fortgeschrieben wird und bei dem,
wie Sie, Herr Stritzl, es tun, weiter auf die groß-
technische Nutzung von Kohle, Gas, Erdöl und
Atomkraft gesetzt wird, sind weder Klimaschutz
noch eine kostengünstige Versorgung und auch
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kein die Beschäftigung sicherndes Energiesystem
erreichbar.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD in Schleswig-Holstein geht den Pfad, der
das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung in
Richtung einer Neuorientierung in Wirtschaft und
Gesellschaft beinhaltet. Wir verbinden Wirtschafts-
, Energie- und Umweltpolitik, bauen die Brücken in
eine regenerative Energiewirtschaft und wollen
mehr Verteilungsgerechtigkeit. Nur an diesen Zie-
len lassen sich die heutigen Entscheidungen mes-
sen. Wollen wir unseren Enkeln als Erbe wirklich
nur Reste der Stromerzeugung, von uns tief in der
Erde vergraben, hinterlassen? Wollen wir strahlen-
den Atommüll für ewige Zeiten statt einer gesicher-
ten regenerativen Energieproduktion, wollen wir
bald auch noch bei der Stromerzeugung von Kohle
abgeschiedenes CO2, wobei wir die Technik und
die Tiefe, um die es dabei gehen wird, heute noch
gar nicht ausloten können?

Wer ernsthaft über diese Fragen nachdenkt, kann
nur eines tun, nämlich so handeln, wie wir es als
SPD in unseren klimaschutz- und energiepoliti-
schen Leitlinien beschrieben haben, und den Aus-
stieg aus der Kohle- und Atomkraft vornehmen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für die SPD-Landtagsfraktion stehen die drei E im
Vordergrund: Energie einsparen, Energieeffizienz
und erneuerbare Energien. Energie einsparen ist
nicht nur ein Beitrag zum Klimaschutz, sondern
auch die beste Möglichkeit, Geld einzusparen. Ge-
rade in diesem Bereich gibt es in Deutschland noch
ein erhebliches Potenzial. Auch die IHK erwartet
Rückgänge beim Strombedarf; die Statistiken be-
legen dieses. Leider wird das Thema Energieeffizi-
enz bei uns im Land immer noch unterschätzt. Hier
gehen Experten von einem Potenzial von 30 bis
40 % aus. In den Bereich der Kraft-Wärme-Kopp-
lung müssen wir in Schleswig-Holstein noch mehr
investieren. Gerade für kleinere Gemeinden ist die
KWK-Technik eine Möglichkeit, eine günstige und
sichere Energieversorgung aufzubauen.

Die Energiewirtschaft der Zukunft wird sich an der
dezentralen Energieversorgung orientieren. Ein
positiver Nebeneffekt ist die Förderung des örtli-
chen Handwerks und der heimischen Wirtschaft.
Die Angst, dass bei einem Kohle- und Atomaus-
stieg die Lichter ausgehen, geht auf reine Panikma-
che zurück. Schleswig-Holstein und die Bundesre-
publik sind bereits heute Stromexporteure. Das be-
deutet: Wenn wir parallel zum Kohle- und Atom-

ausstieg die regenerativen Energien ausbauen, ist
der Ausstieg machbar.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Unsere Forderung ist daher, bis 2020 Strom zu
100 % aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, wie
das ja auch in dem Grünbuch von Herrn Auster-
mann steht. Warum setzen wir es dann nicht um?
Ebenso fordern wir den Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung und zur Wärmeversorgung übergangs-
weise Gaskraftwerke. Wir laufen nicht in eine
Stromlücke, sondern befinden uns in einer Hand-
lungslücke.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Eine sichere Energieversorgung durch erneuer-
bare Energien machen immer und überall Kombi-
kraftwerke möglich. Gerade diese Kombikraftwer-
ke könnten von heimischen Stadtwerken oder von
Stadtwerkverbünden betrieben werden. Das Kombi-
kraftwerk kombiniert optimal die Vorteile der ver-
schiedenen erneuerbaren Energien: Windenergiean-
lagen und Solarmodule leisten je nach Verfügbar-
keit von Wind und Sonne ihren Beitrag zur
Stromerzeugung; ausgleichend werden Biogas und
Wasserkraft eingesetzt. Wird zu viel Strom produ-
ziert, können Speichermedien die Energie spei-
chern. Erdwärme, Biomasse, Wärmenutzung von
Abwasser und Solarenergie sorgen außerdem für
die Beheizung. Einer Vollversorgung mit erneuer-
baren Energien steht technisch nichts im Wege.
Versuchsanlagen gibt es bereits. Sie zeigen, dass
Kombikraftwerke ein gangbarer Weg sind. Ich bin
vor allem darauf gespannt, wie die Stadtwerke
Flensburg gemeinsam mit Herrn Professor Hoh-
meyer uns schon bald beweisen werden, dass auf
kommunaler Ebene ein Energiekonzept entstehen
kann, das nur auf regenerativen Energien aufbaut.

Die Kapriolen beim Ölpreis haben uns gelehrt,
dass man bei Energie nicht kurzfristige auf Preis-
günstigkeit setzen kann. Energiepolitik bedeutet
heutzutage, über Zeiträume von 30, 40 oder 50 Jah-
re hinweg zu denken, also nicht nur kurzfristig an
Renditeüberlegungen der großen Konzerne zu den-
ken. Es ist der falsche Weg, sich vor Ort in den
Kommunen und in den Kreisen hinzustellen und die
erhöhten Strompreise zu bejammern und hier im
Landtag auf Großkraftwerke zu setzen. Lassen Sie
uns endlich mit den großen Schritten beim Klima-
schutz beginnen, bevor es zu spät ist.

Für eine sichere, wirtschaftliche und umweltver-
trägliche Stromnutzung und Stromversorgung in
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Deutschland fehlen nicht die technischen Möglich-
keiten. Sie sind seit vielen Jahren bekannt. Was
fehlt, sind der Mut und die Bereitschaft, sie auch im
Interesse von Wirtschaft, Beschäftigung und Kli-
maschutz zu nutzen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lieber Kollege Ritzek, Sie sprechen davon, dass
moderne Kohlekraftwerke gebaut werden sollten;
dadurch werde die CO2-Emission gesenkt, wenn
gleichzeitig alte Kohlekraftwerke abgeschaltet wür-
den. Sagen Sie uns dann aber bitte auch einmal,
welches alte Kohlekraftwerk, wenn es um Bruns-
büttel geht, jetzt abgeschaltet wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass es zu
diesem Thema in der Großen Koalition unter-
schiedliche Auffassungen gibt. Wenn wir uns nicht
einigen können - so steht es im Koalitionsvertrag -,
müssen wir vorliegende Anträge ablehnen. Aus die-
sem Grunde werden wir die unter Tagesordnungs-
punkt 53 aufgeführten Anträge der Grünen und des
SSW ablehnen und der Beschlussempfehlung des
Wirtschaftsausschusses zustimmen. Wir beantra-
gen, den Antrag unter Tagesordnungspunkt 38 dem
Wirtschaftsausschuss und dem Umwelt- und Agrar-
ausschuss zu überweisen. Wir hoffen, dass wir im
Ausschuss eine Diskussion führen werden, die dazu
führt, dass wir zukünftig gemeinsam eine regenera-
tive Energiepolitik durchsetzen können.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Olaf Schulze. -
Für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Dr.
Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Dass ausgerechnet die Partei, die bis zum
Schluss massiv für die Subventionierung von deut-
scher Steinkohle eingetreten ist, uns heute Lehr-
stunden darüber erteilt, möglichst keine Kohlekraft-
werke mehr zu errichten und solche Kraftwerke
möglichst alle abzuschalten, finde ich ein bisschen
merkwürdig, um es freundlich auszudrücken.

(Beifall bei FDP und CDU)

Aber sei’s drum! Wir haben hier heute aber nicht
über SPD-Anträge zu beraten. Wir haben vielmehr
über zwei Anträge der Grünen zu beraten. Zu dem
ersten Antrag sage ich gleich noch etwas mehr.
Herr Kollege Matthiessen, den zweiten Antrag ver-
stehe ich nicht wirklich. Ich gehe davon aus, dass
der zweite Antrag im Wirtschaftsausschuss beraten
wird. Wir haben dann genügend Zeit, darüber zu
diskutieren. Ich möchte Ihnen an dieser Stelle aber
zwei Fragen mit auf den Weg geben.

Erstens. Ist es falsch, irre ich mich, wenn ich an-
nehme, dass bestimmte Standorte genehmigungs-
und planungsrechtlich für die Nutzung durch Koh-
lekraftwerke im rot-grünen Raumordnungsplan
vorgegeben sind? Warum haben Sie dann in Ihrer
Regierungszeit nicht entsprechend gehandelt? Sie
halten heute gewissermaßen die Reden von vorges-
tern.

(Beifall bei FDP und CDU)

Zweitens. Herr Kollege Matthiessen, ich frage Sie
hier ernsthaft des Weiteren dies - das habe ich Sie
auch schon im Ausschuss gefragt -: Welche Ergeb-
nisse erwarten Sie, wenn der Landtag Berechnun-
gen von Landesministerien zurückweist? Ich als
Abgeordneter kann diese Berechnungen zur Kennt-
nis nehmen; ich kann sie glauben oder nicht. Aber
ich beschließe sie doch nicht, indem ich sie zurück-
weise. Ich habe keinen intellektuellen Zugang zu
dem Antrag gefunden. Vielleicht können Sie mir im
Ausschuss ja aber weiterhelfen.

Wir laufen in der aktuellen Diskussion rund um das
Thema der Energieversorgung - ich finde, das hat
die bisherige Debatte zum Teil auch gezeigt - auf
zwei zentrale Probleme zu. Erstens: Alle wollen
Strom, aber niemand will die Kraftwerke, die den
Strom erzeugen. Zweitens: Alle wollen irgendwie
etwas für den Umweltschutz tun, aber bitte bloß
nicht vor der eigenen Haustür.

Es wird diskutiert und debattiert - in der Politik, in
der Wirtschaft und in der Bevölkerung, bedauerli-
cherweise aber oft sehr ideologisch. Ich möchte
hier nur einmal an die Wahlplakate der Kieler SPD
erinnern. Auf diese Plakate hat man allen Ernstes
geschrieben: Atomkraft und CO2 sind lebensgefähr-
lich. - Wollen Sie die Photosynthese jetzt gleich mit
abschaffen, liebe Kolleginnen und Kollegen von
den Sozialdemokraten?

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und CDU)

Ich glaube, es ist der falsche Weg, sich auf diese
schlichte und einfache Art und Weise Zustimmung
für tagespolitisch aktuelle Themen zu sichern.
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Wenn der von der rot-grünen Bundesregierung im
Jahre 2000 vertraglich vereinbarte Atomausstieg
wie vereinbart umgesetzt wird - das war ein
schmerzhafter Prozess; die FDP in Schleswig-Hol-
stein ist aber für die Umsetzung dieser Vereinba-
rung -,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

dann wird das letzte heute noch bestehende Kern-
kraftwerk 2022 abgeschaltet sein. Verschiedene
Studien - das können Sie, Herr Matthiessen, bestrei-
ten oder auch nicht - kommen zu dem Schluss, dass
dadurch rund 30 % der derzeitigen Stromprodukti-
on wegfallen werden. Diese Strommengen müssen
ersetzt werden. Allein in Schleswig-Holstein fallen
durch die Abschaltung der drei Kernkraftwerke
rund 3.600 Megawatt Leistung weg. Wir können
uns mit Sicherheit über die Größenordnung streiten.
Wir können uns aber nicht darüber streiten, ob sie
wegfallen oder nicht.

Die Deutsche Energie-Agentur rechnet damit,
dass bereits im Jahr 2012 die Kraftwerkskapazität
in Deutschland nicht mehr ausreichen wird, um den
Bedarf zu decken. Ich darf noch mal daran erin-
nern: Schleswig-Holstein ist Stromexporteur. Die
Wirtschaft in Schleswig-Holstein profitiert davon,
dass Schleswig-Holstein Netto-Strom-Exporteur ist
und damit die Menschen die Arbeit haben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es stellt sich automatisch die Frage, wie der Weg-
fall der produzierten Strommenge kompensiert wer-
den soll. Es gibt nach meiner Ansicht drei Möglich-
keiten.

Erstens. Die Umstellung der Produktion komplett
auf Kraftwerke, die den derzeitigen Energiemix
ohne Kernkraft darstellen. Damit würden sich die
deutschen CO2-Emissionen um rund 150 Millio-
nen t jährlich erhöhen. Einhaltung des Kyoto-Proto-
kolls: Fehlanzeige!

Zweitens. Um das Kyoto-Protokoll einzuhalten:
Reduzierung der Produktion aus Kohlekraft bei
heutigem Niveau der Produktion aus regenerativer
Energie. Das hat zwangsläufig einen erheblichen
Anstieg der Energieimporte und damit eine erhebli-
che Abhängigkeit von ausländischen Lieferanten
zur Folge. Zudem werden die hohen technischen
Standards und niedrigen Grenzwerte für Emissio-
nen in Deutschland bei Weitem nicht erreicht.

Drittens. Um Importabhängigkeit zu verhindern
und gleichzeitig das Kyoto-Protokoll zu erfüllen:
Reduzierung der Produktion aus Kohlekraft und

massiver Ausbau der regenerativen Energien.
Dies hat allerdings zwangsläufig eine erhebliche
Energieverteuerung zur Folge, da bei heutigem
Stand der Technik die Energieproduktion aus Son-
ne, Wind, Wasser oder Erdwärme noch um ein
Vielfaches teurer ist, als die Produktion aus fossilen
Energieträgern.

Es muss aus unserer Sicht - und wir machen es ein
bisschen anders, als der Kollege es gerade gesagt
hat: Nur dieser eine Weg ist der richtige Weg! - ein
Weg gefunden werden, bei dem diese drei Varian-
ten sinnvoll miteinander verknüpft werden. Das
Ziel muss sein, eine saubere, eine umweltschonen-
de, eine ausreichend gesicherte Energieversorgung,
aber auch eine bezahlbare Energieversorgung für
die Menschen in diesem Land sicherzustellen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Deswegen - und nur deswegen - halte ich es für
falsch, aus rein ideologischen Gründen grundsätz-
lich auf den Neubau effizienterer Kohlekraftwer-
ke in der Form wie es die Grünen heute tun, zu ver-
zichten, erst recht dann, wenn sich durch den Neu-
bau von Kohlekraftwerken der neuen Generation
die Wirkungsgrade erhöhen und der CO2-Ausstoß
deutlich reduziert wird oder wenn es durch den Ein-
satz von CO2-Sequestierung sogar möglich wer-
den könnte, den CO2-Ausstoß annähernd gänzlich
zu reduzieren.

Selbst eher grünenfreundliche Experten kommen zu
dem Schluss, dass der Bau neuer Kohlekraftwerke
durchaus zu empfehlen ist. Ich empfehle Ihnen
wirklich die Studie des Freiburger Ökoinstitutes,
sehr geehrter Herr Kollege Matthiessen.

Ich will an dieser Stelle gar nicht Herrn Gabriel zi-
tieren, der sagt, dass die Widerstände der Grünen
gegen den Kohlestrom nur der Atomkraft Vorschub
leisten, aber ich denke schon, dass ein bisschen we-
niger Ideologie - Herr Kollege Nabel, das gilt auch
für Sie - -

(Konrad Nabel [SPD]: Ich habe überhaupt
nicht mit Ihnen geredet!)

- Ja, aber ich rede mit Ihnen! Ich kann doch mit Ih-
nen reden!

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Dr. Garg, Sie haben ein Mikrofon. Sie brau-
chen nicht zu brüllen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

- Da haben Sie recht!
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(Zuruf Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]

Ich denke, ein bisschen weniger Ideologie in der
Debatte täte gut. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
mittlerweile kämpfen die Grünen auch gegen neue
Stromleitungen zum Abfluss der aus Windenergie
erzeugten Strommengen und sie kämpfen gegen
Biomassekraftwerke vor ihrer eigenen Haustür. Sa-
gen Sie einmal einen Satz dazu, warum Sie mittler-
weile sogar dagegen zu Felde ziehen.

Nach dem Motto: „Atom ist zu riskant, Kohle zu
dreckig, Gas zu russisch und Öko stinkt“ werden
wir leider nicht weiterkommen; der Strom kommt
eben nicht aus der Steckdose, sondern muss irgend-
wo auch produziert werden.

Mittlerweile herrschen in Deutschland ein Investi-
tions- und ein Genehmigungsstau. Einzelne Inve-
stitionsvorhaben werden bereits aufgegeben, übri-
gens auch bei den erneuerbaren Energien. Allein
E.ON wartet in Deutschland auf die Genehmigung
von rund 800 km Hochspannungsleitungen. Die
Konsequenzen daraus sind fatal. Wird der Markt
mangels Investitionen dermaßen eng, steigt der
Strompreis automatisch an, wenn nicht neue Kraft-
werke und ausreichend neue Stromtrassen entste-
hen. Hinzu kommt, dass Energiepolitik eine ele-
mentare Standortpolitik ist. Nicht zuletzt vor die-
sem Hintergrund ist eine zukunftsgerichtete Ener-
giepolitik und ein leistungsfähiger Energiestand-
ort wichtig, und zwar auch wichtig, um den Wirt-
schaftsstandort Schleswig-Holstein und Ar-
beitsplätze zu sichern und zu erhalten, nicht nur in
den Kraftwerken.

Weltweit nimmt der Bedarf an moderner Energie-
und Umwelttechnik rasant zu. Es eröffnen sich hier
enorme Chancen, zum Beispiel mit der Erforschung
und Entwicklung der CO2-Abscheidung. Sich von
dieser Technologie, die in der Tat erst in der Ent-
wicklung ist, so zu verabschieden, wie das der Kol-
lege Matthiessen hier tut, halte ich für falsch. Ich
halte diese Verabschiedungsstrategie für gefährlich.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ließe man diese Technologie zu, ließe man sie sich
entwickeln, böte sie mit Sicherheit eine Chance,
insbesondere dann, wenn man gegen die Kernkraft
zu Felde zieht, lieber Kollege Hentschel. Aber auch
hier - das bedaure ich außerordentlich - schreien
Vertreter Ihrer Partei vor Ort auf. So hat der Kreis-
verband der Grünen in Ostholstein beschlossen, die
Ausweisung von CO2-Lagerstätten im Gebiet Ost-
holstein mit allen Mitteln zu verhindern. Ich sage
Ihnen in allem Ernst, Herr Kollege Matthiessen:

Wenn man immer nur verhindern will und dann
auch noch bei der technischen Entwicklung von
Umweltentlastungsmaßnahmen auf die Bremse tritt,
dann wird man irgendwann unglaubwürdig.

(Beifall bei FDP und CDU - Zuruf der Abge-
ordneten Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir wollen sicheren, sauberen Strom. Ich sage das
noch einmal: Wir wollen aber auch bezahlbaren
Strom. Strom muss für die Menschen und für die
Unternehmen in diesem Land bezahlbar bleiben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wir wollen, dass Schleswig-Holstein von unsiche-
ren Stromimporten so unabhängig wie möglich
bleibt. Wir wollen vermeiden, dass Wertschöpfung
und Arbeitsplätze verlagert werden. Man kann nicht
nur fragen, wie viele Menschen in den einzelnen
Kraftwerken arbeiten, sondern man muss fragen,
was alles an wirtschaftlichem Potenzial daran
hängt, dass Schleswig-Holstein nach wie vor
Stromexporteur ist. Wir stehen für einen ausgewo-
genen Energiemix. Dieser führt zu einer Reduzie-
rung der Abhängigkeit von einzelnen Energieträ-
gern, Energielieferanten oder Lieferländern. Ebenso
halten sich dann die Auswirkungen von regionalen
oder sektoralen Versorgungsengpässen und von
Preisschwankungen eher in Grenzen.

Ich würde mich freuen, wenn wir im Ausschuss
über den von mir erwähnten Antrag der Grünen
noch einmal reden, vielleicht verstehe ich ihn dann.
Ich würde mich aber vor allem freuen, wenn wir
wirklich bei der Energiedebatte ein bisschen weni-
ger Ideologie und ein bisschen mehr Verstand wal-
ten lassen und mit so pauschalen Geschichten, wie
die die SPD Kiel leider gerade im Wahlkampf ein-
führt, ein für alle Mal Schluss machen. Denn an der
Energieversorgung hängen wir buchstäblich alle.

(Beifall bei FDP, CDU und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg. - Das
Wort für den SSW im Landtag hat nun Herr Abge-
ordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Angesichts der häufig geführten Klimade-
batten ist immer wieder deutlich geworden, dass
das Problem der zukünftigen Energieversorgung
gelöst werden muss. Wir können die Probleme aber
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auch nicht unabhängig voneinander betrachten, sie
müssen zusammen gelöst werden. Hier liegt auch
die große Herausforderung. Auf der einen Seite ha-
ben wir eine weltweit steigende Energienachfrage,
bei der wir die Versorgungssicherheit zu bezahlba-
ren Preisen gewährleisten müssen und auf der ande-
ren Seite haben wir das Klimaproblem, das maß-
geblich auf CO2-Emissionen zurückzuführen ist.

Was wir also brauchen, ist eine nationale Strategie
zur Steigerung der Energieeffizienz, Verbesserung
der Energieeinsparung und der weitere Ausbau
der erneuerbaren Energien. Nur so können wir
langfristig die Energienachfrage in den Griff be-
kommen und die Klimaschutzziele erreichen.

Was hier aber so leicht über die Lippen geht, lässt
sich in der Tat nur schwer umsetzen. Natürlich wä-
re es wünschenswert, wenn wir heute unseren
Strombedarf gänzlich aus regenerativen Energiefor-
men decken können. Aber so ist es leider nicht.
Von der Landesregierung liegt uns zwar vor, dass
Schleswig-Holstein ab 2020 seinen Strombedarf
aus regenerativen Energieformen nicht nur decken
kann, sondern auch Strom aus erneuerbaren Energi-
en exportieren wird - so die Prognose der Landesre-
gierung.

Die Energieversorgung darf aber nicht nur aus
Sicht Schleswig-Holsteins betrachtet werden. Es
handelt sich hierbei um eine nationale Aufgabe.
Daher gilt es, die Zeit zu überbrücken, bis wir nicht
nur in Schleswig-Holstein, sondern bundesweit die
Stromversorgung komplett aus regenerativen Ener-
gien gewährleisten können.

Wann wir soweit sind und wann dies bundesweit
möglich sein wird, wird davon abhängen, wie
schnell und effektiv die Energieeinsparpotenziale
gehoben werden können und wie zügig der Ausbau
der erneuerbaren Energien vorangebracht wird.

Angesichts dieser Herausforderungen werden im-
mer wieder Stimmen laut, die Atomenergie neu zu
beleben und den Atomausstieg auszusetzen. Damit
ließe sich in der Tat die Energieversorgung sichern
und das Klimaproblem zwar nicht lösen, aber doch
mildern. Wir würden also zwei Fliegen mit einer
Klappe schlagen. Das kann man politisch so sehen.
Aber hier sage ich ganz deutlich, dass dies der
falsche Weg ist, denn dieser Weg ist mit unabseh-
baren Risiken behaftet, die wir nicht kontrollieren
können. Er erzeugt ein gefährliches Abfallproblem
für viele nachfolgende Generationen darstellt. Da-
her wird es mit dem SSW keinen Weg aus dem
Atomausstieg geben. Wer sich also für die schein-
bar einfache Lösung - Verlängerung der Laufzeit

der Atomkraftwerke - ausspricht, verschließt die
Augen vor den Gefahren dieser Energieform und
handelt verantwortungslos.

(Beifall beim SSW)

Darüber hinaus haben die Pannenserien bei deut-
schen Atommeilern längst gezeigt, dass diese Tech-
nologie nicht sicher ist. Daher müssen sie so schnell
wie möglich abgeschaltet werden. Am Atomaus-
stiegstermin darf auf keinen Fall gerüttelt werden.
2020 muss der letzte Meiler in Deutschland vom
Netz genommen sein. Ein Hinauszögern über 2020
hinaus darf es nicht geben.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD)

Um die Probleme der Energieversorgung und des
Klimawandels bewältigen zu können, müssen die
eingeschlagenen Wege kontinuierlich weitergegan-
gen und stärker als bisher vorangebracht werden.
Also müssen Energieeinsparpotentiale genutzt, die
Energieeffizienz gesteigert und der Anteil an erneu-
erbaren Energien muss kontinuierlich erhöht wer-
den. Dies ist die Antwort, um die Emission der
Treibhausgase zu reduzieren. Doch wir müssen
uns im Klaren darüber sein, dass dies nicht von
heute auf morgen zu machen ist.

Der heutigen Debatte liegen mehrere Anträge zu-
grunde, unter anderem auch ein Antrag des SSW
vom Mai letzten Jahres. An der Haltung des SSW
hat sich bezüglich unseres Antrags nichts geändert.
Für uns bleibt bestehen, dass wir langfristig eine
dezentrale Versorgung durch erneuerbare Energi-
en brauchen. Hierfür ist es notwendig, das Strom-
netz, das heute noch zentral ausgerichtet ist, umzu-
strukturieren und so umzubauen, dass die dezentra-
len Energieträger erschlossen werden können und
der Strom eingespeist und weitergeleitet werden
kann. Erzeugung, Verteilung und Verbrauch wer-
den somit zu einer dezentralen Versorgungseinheit.

Angesichts des wachsenden Energiebedarfs welt-
weit ist es aus Sicht des SSW der richtige Weg, auf
die dezentrale Versorgung umzuschwenken. Dies-
bezüglich können wir uns ein Know-how erarbei-
ten, das dazu beitragen kann, die Energieversor-
gung in wirtschaftlich schnell wachsenden Ländern
wie beispielsweise China oder Indien zu erschlie-
ßen. Der Energiebedarf in diesen Ländern wird
hauptsächlich durch die dezentrale Energieversor-
gung zu decken sein. Daher sollten wir auch aus
wirtschaftlichen Gründen die Umstrukturierung un-
serer Stromnetze und des Strommanagements vor-
anbringen.
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Weiterhin müssen wir Übergangslösungen dafür
finden, dass der Energiebedarf bei uns mittelfristig
gedeckt werden kann, und zwar unter Berücksichti-
gung der gesetzten Klimaschutzziele. Unter der
Voraussetzung, dass der Anteil der erneuerbaren
Energien konstant erhöht wird, sind wir im Über-
gangszeitraum trotz allem auf fossile Energieträ-
ger angewiesen. Um den Bedarf wirklich decken zu
können, muss es einen Energiemix aus erneuerba-
ren Energien und fossilen Energieträgern geben.

Doch mit welchen fossilen Energieträgern wollen
wir die Energieversorgung sicherstellen? Die
Atomenergie spielt, wie gesagt, aus Sicht des SSW
bei der Ausgestaltung des Energiemix keine Rolle.
Übrig bleiben also nur Kohle, Gas oder Öl. Bei Gas
und Öl wissen wir, dass die Verfügbarkeit dieser
Rohstoffe zeitlich eingeschränkt ist und dass sie
aus Ländern kommen, deren politische Stabilität
derzeit nicht die beste ist. Mit ihnen würden wir uns
in eine Abhängigkeit begeben, die wir so nicht wol-
len. Darüber hinaus würde die Verknappung der
Rohstoffe dazu führen, dass die Energiepreise in
den nächsten Jahrzehnten enorm stiegen. Die
Stromkunden würden dann also Strom teuer bezah-
len müssen, und das kann so nicht gewollt sein. Aus
Sicht des SSW darf die Energieversorgung nicht zu
einem reinen Luxusgut werden.

Bei der Kohle sieht die Situation etwas anders aus.
Selbstverständlich ist auch Kohle auch ein endli-
cher Rohstoff, aber im Gegensatz zu den vorher ge-
nannten Energieträgern ist Kohle weltweit vorhan-
den, und - was wichtiger ist - wir haben sie im eige-
nen Land. Damit ist zumindest eine gewisse Ver-
fügbarkeit sichergestellt.

Wenn wir nun über Kohlekraftwerke sprechen, soll-
ten wir so ehrlich sein festzustellen, dass wir um
deren Einsatz nicht umhinkommen. Bereits heute
machen Braun- und Steinkohlekraftwerke rund
50 % der Stromgewinnung aus. Diesen Bedarf
können wir nicht mit Gaskraftwerken decken; denn
der Bedarf an Gas wäre unerschwinglich hoch. Da-
her bleibt nur die Möglichkeit, auf Kohlekraftwerke
zu setzen.

Im Zusammenhang mit Kohle muss man aber auch
so ehrlich sein und feststellen, dass Kohlekraftwer-
ke derzeit die größten CO2-Emittenten sind. Natür-
lich sind sie nicht die sauberste Energieform; aber
wenn es uns gelingt, die veralteten Großkraftwerke
durch neue zu ersetzen, erreichen wir auch eine
Verbesserung der CO2-Bilanz.

Damit neue Kohlekraftwerke nicht planlos aus dem
Boden gestampft werden, ist ein nationales Konzept

erforderlich. Für uns spielt gerade die Nutzung der
Abwärme eine maßgebliche Rolle. Eine der wich-
tigsten Maßnahmen bei der Stromerzeugung ist der
massive Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, da
diese die höchste Energieeffizienz aufweist, die wir
derzeit erreichen können. Daher muss die Abwärme
nutzbar sein. Insoweit kommen nur Standorte infra-
ge, die große Mengen Prozesswärme abnehmen
können. Dies und die vorhandene Infrastruktur
sprechen in unserem Fall für den Standort Bruns-
büttel. Das muss dann aber auch bei der Unterneh-
mensansiedlungspolitik für Schleswig-Holstein eine
Rolle spielen. Dort müssen wir zentrieren.

Generell muss aber auch für die Energiegewinnung
aus Kohle gelten: Sie ist eine Übergangstechnolo-
gie.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Lieber Kollege Matthiessen, wenn wir uns poli-
tisch bereiterklären, diesen Weg der mittelfristigen
Energieversorgung zu gehen, dann nur, wenn wir
gleichzeitig eine Ausstiegsstrategie für die Kohle
festlegen, die mit dem Atomausstieg vergleichbar
ist. Aus Sicht des SSW ist dies zwar nicht die opti-
male Lösung, aber das, was derzeit machbar ist,
auch unter Berücksichtigung des wachsenden Ener-
giebedarfs.

Die Forderung der Grünen, von der Landeregierung
zu verlangen, jegliche Unterstützung der Planungen
und des Baues neuer Kohlekraftwerke in Schles-
wig-Holstein einzustellen, ist so nicht umsetzbar.
Die Landesregierung kann die Planung und den
Bau eines Kohlekraftwerks nicht ohne Weiteres un-
tersagen, wenn in allen planungs- und genehmi-
gungsrelevanten Instanzen positiv beschieden wur-
de. Dies mag aus Sicht der Grünen bedauerlich
sein, aber es ist notwendig. Ansonsten wären alle
planungs- und genehmigungsrelevanten Großpro-
jekte der Behördenwillkür ausgesetzt. Dies kann
auch von den Grünen nicht gewollt sein.

(Beifall bei SSW und FDP)

Letztlich gibt es keine Standardlösung der Energie-
problematik. Es kommt auf eine nationale langfri-
stige Strategie an, die ehrlich sagt, was möglich ist
und was nicht und in welchen Zwischenschritten
der Idealzustand in der Energieversorgung, den wir
alle wollen, langfristig erreichbar ist. Ich bin mir si-
cher, dass wir für den Übergangszeitraum auf Koh-
le nicht verzichten können. Auch wenn wir das alle
nicht schön finden, gibt es keine andere Wahl.
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(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Harms. - Es
liegen Meldungen zu Kurzbeiträgen vor. Zunächst
hat der Herr Abgeordnete Karl-Martin Hentschel
das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Die großen Energiekonzerne versuchen mit
zwei falschen Behauptungen zu erreichen, dass die
Laufzeit von Atomkraftwerken verlängert und dass
der Bau von Kohlekraftwerken genehmigt wird.

Erstens wird behauptet, dass zwischen 2020 und
2030, nach dem Abschalten der Atomkraftwerke,
eine Stromlücke auftritt. Diese Lücke ist konstru-
iert, wie mittlerweile eine ganze Reihe wissen-
schaftlicher Institute, auch die Bundesnetzagentur,
auch das Ministerium nachgewiesen haben. Sie ist
auf folgende Weise konstruiert: Erstens hat man be-
rechnet, der Energieverbrauch werde weiter steigen.
Das widerspricht aber völlig den Energiesparzielen
der EU und der Bundesregierung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens liegen die Laufzeiten von Kohlekraft-
werken angeblich bei 40 bis 45 Jahren. Dies ist
völlig falsch. In letzter Zeit liegen die Laufzeiten
von Kohlekraftwerken bei über 50 beziehungsweise
55, teilweise bei 60 Jahren. Drittens wird vorge-
bracht, die gesicherte Leistung regenerativer Ener-
gien liege bei nur 5 %. Die Experten beispielsweise
der Universität Kassel gehen aber davon aus, dass
die gesicherten Leistungen bei den regenerativen
Energien, wenn man ein großes Verbundnetz
schafft und dieses ausbaut, tatsächlich bei minde-
stens 60 % liegen können.

Das sind die drei Falschaussagen, mit denen eine
Stromlücke konstruiert worden ist. Darauf baut das
Ganze auf.

Die zweite Behauptung lautet, es werde teurer. Der
regenerative Verbund und die Universität Kassel
haben dazu sehr gute Zahlen und wissenschaftliche
Ergebnisse vorzulegen. Ich empfehle, diese einmal
im Ausschuss zu beraten. Sie gehen davon aus, dass
es in der Tat teurer wird, wenn wir kleine dezentra-
le Netze schaffen, so wie wir Grünen das früher ge-
wollt haben. Darüber haben wir sehr lange disku-
tiert. Wir brauchen ein europäisches Hochlei-

stungsverbundnetz, um den regenerativen Strom
quer durch Europa auszugleichen und damit zu gu-
ten Ergebnissen zu kommen. Dann sagen die Ex-
perten, dass der regenerative Verbund bereits ab
2015 günstigere Preise liefert als die fossilen Ener-
gieträger. Das heißt, wir werden ab 2015 auf dem
Kohleweg teurer sein, als wenn wir heute schon mit
aller Kraft in regenerative Energien investieren.

Das ist der zweite Fehler, der gemacht worden ist.
Wir glauben, es wäre falsch, diesen Weg zu gehen.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, der solare Weg ist mög-
lich. Dieser besteht nicht aus einem Angebot, son-
dern aus einem Mix von Solarkraftwerken, Wasser-
kraftwerken, Windkraftwerken, Anlagen zur Kraft-
Wärme-Kopplung und Biomasse-Kraftwerken, nur
für Reststoffe und nicht verbunden mit Produktion
vom Acker. Das sind die fünf Elemente eines sola-
ren Verbundes, der Netzsicherheit gewährleistet.
Das sechste entscheidende Element ist der Ausbau
der transeuropäischen Netze, um ein Verbundsys-
tem von südeuropäischen Solarkraftwerken, nord-
europäischen Wasserkraftwerken und Windkraft-
werken an den Meeren auszugleichen.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Drei Minuten sind um, Herr Hentschel!

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich komme zum Schluss. - Dieser Weg ist machbar.
Wir müssen, wenn wir ein neues Haus bauen, alles
in das neue Haus investieren. Jede Investition in das
alte Haus fehlt uns beim Bau des neuen.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Hentschel!

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Lassen Sie uns deswegen den Weg in die Zukunft
und nicht rückwärts gehen!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Herr Abge-
ordnete Hans-Jörn Arp das Wort.
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Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe
diese Debatte als sehr angenehm empfunden. Das
wird sicherlich auch noch nicht die letzte Debatte
zu dem Thema gewesen sein. Dass mir die Beiträge
von Herrn Garg angenehmer waren als andere, wird
man auch verstehen. Ich denke, dies ist ein so wich-
tiges Thema, wenn es um den Standort Deutschland
- nicht nur um Schleswig-Holstein - geht, dass man
in aller Ehrlichkeit und Offenheit darüber disku-
tiert, was ich sehr begrüße.

Lieber Kollege Olaf Schulze, im Mai letzten Jahres
haben Sie hier an diesem Rednerpult gesagt: Wir
sehen es als SPD kritisch. Wir wollen aus klimapo-
litischen Gründen nicht unbedingt den Bau von
weiteren Kohlekraftwerken vorantreiben. - Sie ha-
ben aber auch gesagt: Um einen Kohlekraftwerks-
neubau in kommen wir jetzt nicht umhin. - Das
waren Ihre Worte. Wie soll nun ein Wirtschaftsmi-
nisterium, eine Regierung, ein Parlament damit um-
gehen, wenn im Mai gesagt wird: „Jawohl, wir sind
für eins!“, wenn die SPD sagt: "Jawohl, wir sehen
auch die Arbeitsplätze!“, wenn Bundesumweltmini-
ster Gabriel in Brunsbüttel oder Dithmarschen sagt:
„Ich verstehe die Demonstranten nicht, denn mit je-
dem Kohlekraftwerk, das wir jetzt nicht bauen, er-
höhen wir den Druck auf die Verlängerung der
Restlaufzeiten“? - Das, in aller Bescheidenheit, lie-
be Freundinnen und Freunde unserer gemeinsamen
Koalition, muss glaubhaft, ehrlich und durchgehend
sein, sonst bestehen wir gemeinsam eine so schwie-
rige, für unser Land so wichtige Debatte nicht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Es liege weitere Wortmeldungen zu Kurzbeiträgen
vor. Zunächst erhält Herr Abgeordneter Konrad Na-
bel das Wort.

Konrad Nabel [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich fand den Beitrag des Kollegen Arp aus-
gesprochen angenehm, nimmt er doch etwas Schär-
fe aus der Diskussion, nimmt vielleicht auch ein
wenig den Ärger über das hämische Lachen der
Unwissenden hier zu Beginn der Diskussion, viel-
leicht auch in der Auseinandersetzung, die ich vor-
hin mit Herrn Matthiessen hatte. Es wird doch an
manchen Stelle sehr emotional. Ich glaube nicht,
dass es richtig ist, mit hämischem Lachen etwas ka-
schieren zu wollen. Es wäre auch richtig schlimm,

wenn die CDU meinte, Wissen und Kenntnis und
daraus folgende Überzeugung seien statisch.

Meine Damen und Herren, wir haben hinzugelernt.
Es gab noch nie derartig umfassende wissenschaft-
liche Erkenntnisse und Schlussfolgerungen bezüg-
lich des Klimawandels und der Schädlichkeit der
klimarelevanten Gase. Das gab es noch nie in der
gesamten Geschichte der Wissenschaft. Wenn wir
dann dazugelernt haben und Sie uns das zum Vor-
wurf machen und die Grünen versuchen, uns von
der anderen Seite anzugreifen, dann werde ich ein
bisschen böse. Ich bin auch Pädagoge und finde un-
ter pädagogischen Aspekten diese Art der Ausein-
andersetzung falsch.

Wir haben eine Position entwickelt, die aus voller
Überzeugung aus den Schlussfolgerungen des IP-
CC entwickelt worden ist. Ich glaube, jeder muss
dem anderen auch das Recht zubilligen, diese Über-
zeugung zu haben. Einen Satz von Professor Hoh-
meyer möchte ich Ihnen allen ins Gedächtnis rufen:
Versuchen Sie einmal - hat er gesagt - in das Jahr
2050 zu denken! Tun Sie das zum Beispiel in Be-
zug auf Brunsbüttel, Herr Minister von Boetticher.
Wenn wir das wollen, was bundesweit Gesetz ist -
Vorrang alternativer Energien -, was auch europa-
weit gewollt ist, und da steht vielleicht ab 2015
oder 2020 - ich weiß nicht, wie lange die Genehmi-
gungsverfahren und das Bauen dauern; das ist ja
heutzutage nicht mehr so einfach - ein Kohlekraft-
werk, das vielleicht 45 bis 55 Jahre laufen soll, und
möchte gern Strom in das dicke Kabel leiten, in das
aber zeitgleich aus den Offshore-Windkraftanlagen
viel mehr Strom geleitet wird, dann steht Brunsbüt-
tel da und sagt: Bitte, bitte! Ich möchte gern Strom
einleiten! - Das ist eine grandiose Fehlinvestition,
was da stattfindet. Das kommt auf die ganze Dis-
kussion zum CO2-Ausstoß noch obendrauf.

Das Zweite betrifft CCS, Speicherung von Kohlen-
stoffdioxid. Wir haben ein begrenztes Volumen zur
Speicherung von irgendetwas. Ein Teil der Speicher
wird zum Beispiel benötigt, um die nationale Gas-
reserve zu sichern. Es könnte auch sein, dass Men-
schen auf die Idee kommen, für den nicht ganz re-
gelmäßig laufenden Windstrom Druckluft zu spei-
chern, was, wie ich finde, viel sinnvoller wäre.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, die drei Minuten sind um.

Konrad Nabel [SPD]:

Ich komme gleich zum Schluss. - Da gibt es dann
nicht nur eine Flächen- sondern auch eine Kaver-
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nenkonkurrenz. Ich finde, all diese Dinge muss
man einbeziehen, bevor man anfängt, hämisch zu
lachen oder sich wie Rumpelstilzchen anzustellen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Als Nächster erhält Herr Abgeordneter Olaf Schul-
ze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Liebe Kollege Arp, ich freue mich darüber, dass
meine Landtagsreden so lange gelesen werden und
in Erinnerung bleiben. Ich habe damals gesagt, dass
wir als SPD in Brunsbüttel im Wort stehen, dass
dort weiterhin ein Energiestandort ist.

(Zuruf: Und ein Kohlekraftwerk gebaut
wird!)

- Ich bin noch gar nicht fertig. Ich freue mich dar-
über, dass Sie so vorausschauend wissen, was ich
sagen werde.

(Zuruf: Es ist nur nicht gefördert worden!)

- Ja - die Debatte hatten wir heute auch schon -, es
ist nur nicht gefördert worden.

Ich habe aber auch gesagt, dass wir schon erwarten,
dass dort auch eine Kraft-Wärme-Kopplungsan-
lage hinzukommt. Kraft-Wärme-Kopplung ist, was
den jetzigen Stand betrifft, nicht geplant, glaube
ich. Wenn Sie meiner Rede vorhin zugehört haben,
werden Sie festgestellt haben, dass ich darin auch
darauf hingewiesen habe, dass wir gerade im Be-
reich der Kraft-Wärme-Kopplung ein erhebliches
Potenzial haben und diesen Weg weitergehen müs-
sen. Wenn Sie meine Rede weiterverfolgt haben,
werden Sie auch festgestellt haben, dass wir gesagt
haben, wir sollten in Brunsbüttel auch darüber
nachdenken, ob nicht vielleicht Gaskraftwerke der
sinnvollere Weg sind.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Olaf Schulze [SPD]:

Ja, selbstverständlich.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Dann erhält Herr Abgeordneter Stritzl dazu das
Wort. Wir werden die Zeit dafür stoppen; wir haben
ja das neue System.

Thomas Stritzl [CDU]: Herr Kollege, habe
ich Sie eben recht verstanden, dass Sie gesagt
haben, dass Sie Kohlekraftwerke insbesonde-
re dann akzeptieren, wenn sie mit Kraft-Wär-
me-Kopplungseinheiten einhergehen?

(Zuruf von der SPD: Aber hocheffizient!)

Die Frage ist beendet, und jetzt kommt die Ant-
wort!

- Nein, sie ist nicht beendet. Ich wollte ihn
auf die örtliche Situation der Landeshaupt-
stadt hinweisen und fragen, ob wir seine Un-
terstützung hätten für den Fall, dass es hier
zu einem Kohlekraftwerksneubau mit Kraft-
Wärme-Kopplung käme.

Olaf Schulze [SPD]:

Die Kraft-Wärme-Kopplung ist immer der günsti-
gere Weg, weil er wesentlich effizienter ist. Zu
dem, was Sie hier immer bringen, indem Sie sagen,
dass die neuen Kraftwerke wesentlich effizienter
sind als die alten und dadurch der CO2-Ausstoß der-
maßen stark gesenkt wird, dass wir mit diesen neu-
en Kohlekraftwerken dann die CO2-Minderung
nach vorn bringen - bis jetzt habe ich von Herrn
Ritzek auch noch nicht gehört, welche älteren
Kraftwerke abgeschaltet werden sollen: Es ist so,
dass wir immer gesagt haben, dass wir erwarten,
dass, wenn neue Kohlekraftwerke gebaut werden,
dann eine Kraft-Wärme-Kopplung hinzukommt,
wie zum Beispiel in Moorburg, wozu Sie ja jetzt
auch sagen, dass sie das anscheinend nicht mehr
wollen, was uns ja sehr freut. Wir sagen aber, dass
wir in der Kohle nicht die Zukunft sehen und dass
wir in der Zukunft - das ist das, was ich vorhin ge-
sagt habe -, also im Jahre 2020 nicht mehr der
Energiestandort sein können beziehungsweise nicht
die Energieerzeugung mit Kohle stattfinden kann,
sondern es hier andere, regenerative Energien gibt.

(Thomas Stritzl [CDU]: Ich habe etwas ande-
res gefragt!)

Ich habe Ihnen geantwortet, dass, wenn es um Koh-
lekraftwerke geht, wir uns dies nur mit Kraft-Wär-
me-Kopplung vorstellen können.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wenn Sie keine
Kohle wollen, ist die Kraft-Wärme-Kopp-
lung auch egal!)
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Dass wir keine Kohlekraftwerke wollen, ist klar,
Herr Kubicki. Aber dass wir uns heute nicht hin-
stellen und jeden Schalter umlegen können, ist wie
beim Atomausstieg. Wir sagen auch, dass wir keine
Atomkraft wollen. Wir haben ein Atomausstiegge-
setz, in dem geregelt ist, wie wir aussteigen. Genau-
so können wir es mit der Kohle regeln. Nur wenn
wir jetzt sagen, wir wollen neue Kohlekraftwerke,
wird es sehr schwierig, einen Kohleausstieg hinzu-
bekommen. Aber das brauche ich Ihnen nicht zu sa-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich darf noch einmal darauf hinweisen, dass wir ein
geordnetes Verfahren haben und kein Zwiegespräch
führen. Dafür ist der Ausschuss zuständig.

Als Nächstes hat Herr Abgeordneter Bernd Schrö-
der das Wort.

Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Heute Mittag hatte ich das Glück, bei einer
Besuchergruppe zu sein, wie wir das alle öfter ein-
mal machen. Da waren junge Leute, die wunderten
sich darüber, dass man eine Stunde lang über ein
Thema sprechen kann und alle die gleiche Meinung
haben. Peter Lehnert und ich haben ihnen dann er-
klärt, wie das zusammenhängt. Wir haben ihnen
aber auch deutlich gemacht, dass die Beratung um
15 Uhr mit Sicherheit auch so lange dauern wird,
dass das Thema aber nicht so ruhig und mit einer
Meinung abgehandelt werden wird. Leider ist diese
Gruppe jetzt weg, sodass sie das nicht mehr miter-
leben kann.

(Zuruf von der FDP)

- Ja gut, das spielt jetzt keine Rolle. Sie hatten dazu
auch Ihre entsprechende Meinung.

Es ist schade, dass sie jetzt nicht mehr mit dabei
sind. Das ist aber genau die Frage nach der Mei-
nung der verschiedenen Fraktionen zu den einzel-
nen Themen, danach, wofür sie stehen. Das Spek-
trum bei AKW, bei Kohlekraft oder all den alterna-
tiven Energieformen ist in der Diskussion sehr
deutlich geworden.

Diese Diskussion geht auch innerhalb der Koaliti-
onsfraktionen sehr weit auseinander, von einem Be-
schluss, der auch für uns etwas überraschend kam,
Kollege Arp, neue Atomkraftwerke zu bauen - das
ist das eine Extrem -, und dem anderen Extrem, das

eben in der Diskussion deutlich geworden ist, mit
regenerativen Energien für die Zukunft gewappnet
sein zu wollen. Diese Diskussion und der Weg dort-
hin, um das Ziel nach Möglichkeit zu erreichen, ist
das, was Grundlage für unser politisches Handeln
und für die Diskussion ist. Dass es da Unterschiede
gibt, ist völlig normal.

Damit hier keine Legendenbildung einsetzt: Wir
Sozialdemokraten stehen zu unserem Wort, was
den Standort Brunsbüttel angeht. Aber es ist doch
bitte schön legitim zu sagen, dass wir, wenn das
AKW abgeschaltet wird, dann für qualifizierte Al-
ternativarbeitsplätze in der Region stehen, dass
wir für einen Energiestandort als Alternative ste-
hen. Niemand hat hier gesagt, wir würden das Koh-
lekraftwerk dort bekämpfen oder wir forderten die
Regierung auf, das zu verhindern. Das ist nicht der
Punkt, beim allerbesten Willen nicht. Wir haben
das klipp und klar öffentlich ausgesprochen. Des-
halb sage ich das, liebe Kolleginnen und Kollegen,
weil wir in wenigen Tagen Kommunalwahl haben.
Es ist aber doch wohl auch legitim, all das zu disku-
tieren, was Experten in die Diskussion mit einge-
bracht haben, um den Weg aufzuzeigen, der in Zu-
kunft für uns alle gemeinsam der beste Weg sein
könnte. Dazu gehört aber auch die Sicherung der
Arbeitsplätze dort in der Region.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Herr
Abgeordneter Dr. Johann Wadephul.

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Frau Präsidentin! Ich bin dankbar für die Klarstel-
lung, die der Kollege Schröder gerade eben vorge-
nommen hat. Ich wäre auch sehr dankbar, wenn wir
innerhalb der Koalition klären könnten, ob - was
ich sehr hoffe - dies auch die gemeinsame Position
der SPD-Fraktion ist.

Herr Kollege Schulze, ich darf Ihnen noch einmal
vorlesen, was Sie im letzten Jahr gesagt haben. Das
ist der Punkt, den der Kollege Arp vorhin angespro-
chen hat. Wörtlich hieß es damals:

„Im zweiten Punkt des Antrages der Grünen
wird die Landesregierung aufgefordert, keine
Grundstücksverkäufe für die Errichtung von
Kohlekraftwerken zu tätigen. Dies geht klar
gegen die Absicht, den Energiestandort
Brunsbüttel zu erhalten und zu stärken. Für
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meine Fraktion erkläre ich dazu klar: Wir
stehen zu unserer Zusage; Brunsbüttel
braucht nach Abschalten des Atomkraftwer-
kes ein modernes Kohlekraftwerk ...“

Weitere Einschränkungen hat es bei Ihnen damals
nicht gegeben. Ich gehe davon aus, dass das nach
wie vor - nach den Klarstellungen des Kollegen
Schröder - Ihre Position ist.

Ich sage: Wir können uns an manchen Punkten -
das ist ganz normal innerhalb einer Großen Koaliti-
on - auch darauf einlassen - das erleben wir gerade
während dieser Plenartagung an manchen Tages-
ordnungspunkten -, dass es hier und da nach wie
vor - das ist eigentlich auch gut so - Unterschiede
zwischen den großen Volksparteien gibt.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Olaf Schulze?

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Ich muss mit meiner mittleren Begabung versu-
chen, erst einmal den Gedankengang zu Ende zu
führen, weil das nicht ganz unwichtig ist. Ich bitte
um Nachsicht. Danach können wir dazu noch ein-
mal kommen.

Aber Grundlage gerade in der Energiepolitik, in der
es manche Erschwernisse gegeben hat und wo wir
viele Diskussionen hatten, war bisher - darauf hat
die Sozialdemokratie wahrscheinlich auch mit
Recht gepocht und auch den einen oder anderen bei
uns kritisiert -, der Energiekonsens. Der bezog sich
auf die Atomenergie und implizierte natürlich, dass
wir uns mit einer möglichst sauberen und CO2-ver-
meidenden oder was auch immer für eine Techno-
logie auf Kohleenergie verlassen können. Wenn
diese gemeinsame Grundlage in der Großen Koali-
tion verlassen wird, dann ist das eine andere Frage,
als wenn wir uns über andere kleine Fragen, die ich
an dieser Stelle gar nicht marginalisieren möchte,
streiten. Das geht dann schon an eine wichtige, zen-
trale energiepolitische aber auch industriepolitische
Frage für Schleswig-Holstein heran. Es liegt mir
sehr daran, dass wir hierzu eine klare Positionie-
rung innerhalb der Großen Koalition hinbekom-
men.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Frau
Abgeordnete Monika Heinold.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
freuen uns über die Positionsänderung der SPD,
dass die SPD hier so deutlich sagt, dass sie gegen
Kohlekraftwerke ist, wie es der Parteitag auch be-
schlossen hat. Es geht aber nicht, dass Sie das, was
Sie hier sagen, nicht umsetzen, indem Sie nicht so
handeln.

(Konrad Nabel [SPD]: Sagen Sie doch ein-
mal, welche Handlungsoptionen wir hätten,
liebe Kollegin!)

Da erinnere ich noch einmal an gestern Abend in
Brunsbüttel. Sie haben hier im Landtag die Grund-
lage für ein neues Kohlekraftwerk gelegt, indem
Sie zugestimmt haben, dass das Landesgrund-
stück in Brunsbüttel genau dafür verkauft wird.

(Konrad Nabel [SPD]: Ein Energiestandort
und nicht ein Grundstück für ein Kohlekraft-
werk wird verkauft!)

- Natürlich, das ist so. Herr Nabel, dann kommen
Sie nach vorn und erklären das noch einmal.

(Konrad Nabel [SPD]: Ich war schon da!)

Das Grundstück in Brunsbüttel ist extra zu diesem
Zweck verkauft worden, mit den Stimmen der SPD.

Die SPD - so meine Erinnerung - hat in der letzten
Debatte nicht gesagt, dass sie das nur auf Bitten der
CDU tut, sondern unter anderem - das ist eben noch
einmal erwähnt worden -, um ihrer Meinung nach
den Energiestandort Brunsbüttel zu stärken.

Ich sage: Man muss sich entscheiden. Entweder
man ist für die Kohlekraftwerke oder man ist dage-
gen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Aber man kann doch nicht in schönen Sonntagsre-
den dagegen sein, und wenn es um die praktischen
Beschlüsse geht, ist man dafür. Das werden die
Bürgerinnen und Bürger nicht verstehen. Wir sa-
gen: Wir sind gegen den Neubau von Kohlekraft-
werken und wir handeln auch dementsprechend.

(Konrad Nabel [SPD]: Aha!)

- Wir handeln auch dementsprechend. Sie haben
wahrscheinlich mitbekommen, wie die Verhandlun-
gen in Hamburg laufen. Das haben Sie mitbekom-
men.

(Zurufe)
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Wir werden alle miteinander sehen und selbst sehr
kritisch verfolgen, wie das ausgeht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Oppositionsführer, Herr Abgeordneter Wolfgang
Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich als ebenfalls mittelmäßig begabter Mensch bin
hier geblieben, um die Debatte wirklich sehr sorg-
fältig zu verfolgen, und ich bin verwirrter als jemals
zuvor.

(Lachen bei der CDU)

Herr Kollege Wadephul, wenn ich das einmal sagen
darf: Ich finde es ausgesprochen nobel von Ihnen,
wenn Sie als Fraktionsvorsitzender der CDU fest-
stellen, was die SPD eigentlich meint.

(Beifall bei der FDP)

Mir wäre es aber lieber, ich würde erfahren, was die
SPD wirklich meint.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe heute zwei komplett unterschiedliche Re-
den wahrgenommen. Die erste Rede hatte zum In-
halt, dass sich die Sozialdemokraten aus grundsätz-
lichen Erwägungen heraus dafür entschieden haben
- das möchte ich gar nicht weiter bewerten -, dass
es keine weiteren Kohlekraftwerke in Schleswig-
Holstein geben soll, wegen klimapolitischer grund-
sätzlicher Erwägungen, CO2-Minderung und ande-
res mehr. Dann habe ich den Kollegen Schröder ge-
hört, der gesagt hat, aus grundsätzlichen anderen
politischen Erwägungen heraus, auch im Hinblick
auf die Beschäftigten, bekenne man sich zum Koh-
lekraftwerk in Brunsbüttel.

Ich würde jetzt wirklich gern wissen - und nicht nur
ich, sondern wahrscheinlich auch die schleswig-
holsteinische Öffentlichkeit -, ob die Sozialdemo-
kraten dieses Landes das Kohlekraftwerk in Bruns-
büttel wollen oder ob sie es nicht wollen.

(Beifall bei der FDP sowie vereinzelt bei
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Beides gleichzeitig geht nicht. Ich wäre dankbar -
bedauerlicherweise ist ja der von mir sehr geschätz-
te Fraktionsvorsitzende der SPD in anderer Mission
unterwegs und kann deshalb keine abschließende

Erklärung für die Sozialdemokraten dazu abge-
ben -, wenn ein Verantwortlicher, den es dafür in
der SPD doch wohl geben wird, die unterschiedli-
chen Auffassungen auf einen Punkt bringen könn-
te, sodass das Haus und die Bevölkerung wissen,
worauf sie sich einstellen sollen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zuruf des
Abgeordneten Konrad Nabel [SPD])

- Kollege Nabel, jeder von Ihnen kann sich noch
einmal drei Minuten zu Wort melden. Es wäre
wirklich ein Ausweis von Redlichkeit - auch sich
selbst gegenüber -, wenn Sie klarstellen würden,
wie die abschließende Haltung der SPD-Fraktion
im Schleswig-Holsteinischen Landtag zum Kohle-
kraftwerk in Brunsbüttel ist.

(Beifall bei der FDP - Dr. Heiner Garg
[FDP]: Die ganze Führungsspitze fehlt! -
Weitere Zurufe)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Für die Landesregierung hat nun der Minister für
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herr Diet-
rich Austermann, das Wort.

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft,
Wirtschaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte das Haus zunächst über eine Entscheidung
unterrichten, die gestern Abend in der Stadtvertre-
tung Brunsbüttel getroffen worden ist. Die Stadt-
vertretung hat sich mit eindeutiger Mehrheit der
beiden großen Parteien dafür entschieden, einen
Satzungsbeschluss für einen Bebauungsplan zu
fassen, der die Errichtung eines großen Kraftwerks
von 1.800 MW ermöglicht. Diesem Satzungsbe-
schluss ist der Abschluss eines Durchführungsver-
trages mit der Firma SWS vorangegangen, einer
Firma, die sich entschieden hat, in Schleswig-Hol-
stein ein großes Kraftwerk zu bauen. Dies möchte
sie unter Beteiligung vieler Stadtwerke tun. Darun-
ter sind auch drei Stadtwerke aus Schleswig-Hol-
stein und die Beschlüsse der betreffenden Kommu-
nalvertretungen liegen vor.

Die Geschäftsführerin der SWS hat mir heute -

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Welche meinen Sie?)

- das können Sie, Herr Matthiessen, der Zeitung
entnehmen - mitgeteilt, dass sie die Investitionsent-
scheidung, die auf Gesellschafterbeschlüssen vom
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11. März dieses Jahres und auf dem Optionsvertrag,
den CDU, SPD und FDP hier im Landtag gebilligt
haben, beruht, für Brunsbüttel getroffen haben, weil
hier verlässliche Rahmenbedingungen herrschen.
Ich sage dies insbesondere vor dem Hintergrund
des einen oder anderen Debattenbeitrags: Verlässli-
che Rahmenbedingungen bedeutet, dass Entschei-
dungen getroffen werden und der Rechtsrahmen für
diese Entscheidungen basiert unter anderem auf
Änderungen des Bundes-Immissionsschutzgesetz,
das zu Zeiten von Rot-Grün in Berlin verabschiedet
worden ist.

Jedes Unternehmen, das im Rahmen eines Bauge-
biets heute ein Kohlekraftwerk errichten will, muss
im Rahmen eines gebundenen Genehmigungsver-
fahrens dafür eine Genehmigung bekommen. Also,
jemand, der sagt, er könne die Rechtslage aufgrund
irgendeines Beschlusses ändern, der irrt. Ich sage
das hier so deutlich, weil wir hier nicht den Ein-
druck erwecken dürfen, man könnte praktisch mit
einem Federstrich bestimmte Voraussetzungen ver-
ändern. Mir bereitet es auch Sorge, dass der eine
oder andere Debattenbeitrag folgenden Eindruck er-
wecken wollte: Derjenige, der für Kohlekraftwerke
ist, ist ein böser Bube. Er versündigt sich an der
Umwelt. Er tut etwas Schädliches und deshalb ist er
politisch nicht wählbar. - Wir befinden uns schließ-
lich gerade im Kommunalwahlkampf und da hat die
eine oder andere Aussage mehr oder weniger Ge-
wicht.

Manchmal steht auf Plakaten, dass Kernkraft und
CO2 lebensgefährlich sind. Erstens. In Kiel will nie-
mand ein Kernkraftwerk bauen. Zweitens. CO2 ist
nur bedingt lebensgefährlich. Der Kollege Matt-
hiessen hat während seiner Rede 80 g CO2 ausge-
schieden. Das tue ich und tun viele andere mögli-
cherweise auch. Aber ohne CO2 gibt es kein Leben.
Denn Pflanzen brauchen CO2, damit sie existieren
können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie können also davon ausgehen, dass wir in der
Regierung Entscheidungen in voller Verantwortung
für die Natur, für den Lebensschutz und für die
Menschen treffen, und Sie können auch davon aus-
gehen, dass wir diese Entscheidungen umsetzen.

Nun möchte ich auf die einzelnen Fragen, die ge-
stellt wurden, antworten. - Das jetzt geplante Koh-
lekraftwerk in Brunsbüttel - vielleicht wird es
noch ein zweites geben - wird das modernste in
ganz Deutschland sein. Es wird 1,5 Millionen t CO2

bei einem anderen Kohlekraftwerk in Deutschland
einsparen. Es gibt eine Liste für die Laufzeiten von

Kohlekraftwerken in Deutschland und bis zum Jah-
re 2020 werden 40 MW alte Leistung vom Netz ge-
hen - - -

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Nein, das ist falsch!)

- Natürlich, Herr Hentschel. Es hat keine einzige
Zahl von denen, die Sie vorgetragen haben, ge-
stimmt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist immer
so!)

Es hat weder eine Zahl noch eine Behauptung ge-
stimmt.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Die stammen von der Bundesre-
gierung!)

Wenn Sie es unbedingt wollen,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er will das!)

dann will ich eine Aussage von Bundesumweltmi-
nister Gabriel zitieren, die er am 19. März in Bruns-
büttel getätigt hat:

„Ich verstehe die Demonstranten nicht,
schüttelte Sigmar Gabriel den Kopf. Die Zahl
der deutschen Kohlekraftwerke habe doch
nichts mit der Menge an Kohlendioxyd zu
tun, schließlich sei dafür eine Emissionsbe-
rechtigung notwendig. Jeder könne sein
Kraftwerk bauen. Er müsse nur erklären, wo-
her diese Berechtigung komme. Der Minis-
ter: Wir brauchen neue Kohlekraftwerke, um
alte Standorte stillzulegen.“

Und an anderer Stelle heißt es:

„Wenn wir keine Kohlkraftwerke wollen,
dann müssten wir Gas nehmen. Das wird viel
teurer. Außerdem steigert die Antikohlepoli-
tik nur den Druck auf verlängerte Laufzei-
ten …“

Das sagt die Bundesregierung. Insofern können Sie
doch nicht sagen, dass die Bundesregierung zu die-
sem Thema etwas anderes sagt. Nein, Herr Hent-
schel, diese Bundesregierung ist für moderne Koh-
lekraftwerke, weil die modernen - -

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ich meine die Zahlen, Herr Mi-
nister!)

- Jetzt werden es schon 90 g CO2, Herr Hentschel.

(Beifall und Heiterkeit bei CDU und FDP)
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Die modernen Kohlekraftwerke bewirken nämlich
genau das, was wir erreichen wollen: weniger CO2-
Ausstoß.

Ich bitte auch, es zu unterlassen, das IPCC falsch
zu zitieren. Wenn Sie schon den Chef des IPCC zi-
tieren - das ist der, der den Nobelpreis bekommen
hat -, dann müssen Sie ihn auch richtig zitieren. Er
ist nämlich für moderne Kernkraftwerke. Er wird
richtig zitiert, wenn behauptet wird, dass wir neue
leistungsfähige Kohlekraftwerke brauchen und dass
CCS eine Technologie der Zukunft ist. Genau das
sagt IPCC. Erzählen Sie doch nicht, dass die Leute
gegen Kohlekraftwerke sind. Herr Hohmeyer hat an
dieser Stelle eine andere Auffassung, aber er ist
nicht das IPCC. Das bitte ich endlich einmal zur
Kenntnis zu nehmen.

(Beifall bei der CDU)

Ich wollte deutlich machen, was in Brunsbüttel
entsteht. Es entsteht ein Kohlekraftwerk mit einem
Wirkungsgrad von 47 %. Die in Deutschland lau-
fenden Kohlekraftwerke haben Wirkungsgrade von
30 bis 38 %. Allein aufgrund dieser höheren Effi-
zienz wird erreicht, dass 1,5 Millionen t CO2 einge-
spart werden.

(Konrad Nabel [SPD]: Gaskraftwerke hätten
68 %)

- Ich glaube, ich muss jetzt nicht noch einmal Herrn
Gabriel zitieren. Wenn sie es wünschen, kann ich es
aber gern machen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Jetzt komme ich auf Hamburg zu sprechen. Die
SPD hat übrigens gesagt, dass sie zu diesen Kondi-
tionen auch der Koalition zugestimmt hätte. Herr
Egloff hat gesagt: Natürlich war auch die SPD für
Moorburg. - Vor den Wahlen hat es sich zwar an-
ders angehört, aber nach den Wahlen war er auch
für Moorburg. Jetzt warte ich natürlich voller Freu-
de, dass die von mir sehr geschätzte Kollegin Hay-
duk als zuständige Senatorin das Kraftwerk in
Moorburg wird genehmigen müssen. Sie kann
rechtlich nämlich gar nicht anders. Dann werden
auch die Grünen ein 1.600-MW-Kraftwerk geneh-
migen müssen. Das ist die Situation.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das wird wie
beim Thema Afghanistan!)

Ich habe vorhin schon gesagt: Natürlich ist CO2 in
diesem Ausmaß nicht umweltfreundlich. Deswegen
verfolgen wir die CCS-Technologie. Ich habe erst
heute ein Schreiben von dem Unternehmen bekom-
men, das 3 Milliarden € investieren will. Das wird

wahrscheinlich die größte Baustelle in Europa sein
und dies wird natürlich auch positive Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt haben.

(Beifall bei der CDU)

Nebenan wollen sie das Grundstück von uns haben,
um dort die CCS-Technologie zu realisieren und
mögliche Abwärmekopplung in andere Produkti-
onsbetriebe leiten zu können. Also, genau das, was
wir wollen, ist dort vorgesehen. Wir wollen eine
höhere Effizienz. Wir wollen eine höhere Effizienz
also nicht nur durch modernere Kraftwerke, son-
dern wir wollen die Effizienz auch steigern, indem
man Dampf oder Energie auskoppelt und damit an-
dere Produktionsanlagen betreibt.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Karl-Martin Hentschel? - Bitte
schön.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Minister, Sie haben eben
gesagt, dass Sie davon ausgehen, dass bis
2020 20 GW in Kohlekraftwerken stillgelegt
werden. Wie erklären Sie sich, dass die Bun-
desnetzagentur davon ausgeht, dass aufgrund
der längeren Laufzeiten nur 2,4 GW - das ist
ein Achtel - stillgelegt werden?

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft,
Wirtschaft und Verkehr:

Ich bin Mitglied des Beirats der Bundesnetzagentur,
und der Chef der Bundesnetzagentur hat vor weni-
gen Wochen davor gewarnt, dass in diesem Som-
mer ein Stromengpass entstehen könnte. Mögli-
cherweise ist Ihnen das entgangen. Das galt für die-
sen Sommer und nicht für 2020. Wenn die Ent-
wicklung so weitergeht und entsprechende Mengen
vom Netz genommen werden, bedeutet das, dass
die Lage von Jahr zu Jahr eher dramatischer wird.
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir
neue Technologien unterstützen. Ich glaube, es
gibt kein Bundesland, das so viel für erneuerbare
Energien tut wie dieses Bundesland und es gibt
wohl auch keine andere Landesregierung, die so
viel tut wie diese Landesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn ich gerade von
20.000 MW gesprochen habe, dann habe ich mich
versprochen. 40.000 MW Leistung aus Kohle ge-
hen vom Netz und 22.000 MW Leistung aus Kern-
energie gehen bis zum Jahre 2020 vom Netz. Das
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macht zusammen über 60.000 MW, die vom Netz
gehen. Diese Leistung muss ersetzt werden. Das
werden Sie nicht mit Biomasseanlagen oder kleinen
dezentralen Anlagen schaffen. Dies können Sie nur
erreichen, wenn Sie Anlangen im großtechnischen
Maßstab bauen.

Man sollte deutlich machen, dass es bei der Überle-
gung, lange, große Netze einzurichten, vor Ort im-
mer Schwierigkeiten gibt. Wer war denn gegen die
neue Leitung in Norwegen?

(Beifall bei CDU und FDP)

Wer war denn gegen die Leitung, die wir jetzt in
Nordfriesland bauen wollen? Wer ist denn gegen
ein großes Leitungsnetz, das wir an anderer Stelle
in Deutschland und Schleswig-Holstein bauen? -
Überall kommen Bedenken und Verfahrensverzö-
gerungen, sodass das Supergrid gar nicht gemacht
werden kann.

Wir als Landesregierung haben jetzt eine Initiative
gestartet, die in die Richtung geht, in Schleswig-
Holstein Wasserstrom aus Norwegen und aus
Schweden über Dänemark mit Windstrom und
Wasserstrom aus der Schweiz zu verbinden. Dafür
brauchen Sie 800 km neues Gleichspannungsnetz,
das Sie erst einmal errichten müssen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich bin ziemlich sicher: Wenn das erste Planfest-
stellungsverfahren kommt, stehen Sie auf den Bar-
rikaden und sagen: Das geht aber nicht, hier wird
die Landschaft verschandelt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das tun sie ja
schon!)

Man sollte ehrlich miteinander reden und die Dinge
nicht beschreien.

Überhaupt: Dinosaurier-Technologie. Es gibt natür-
lich auch Dinosaurier-Denken.

(Heiterkeit bei der CDU)

Sie wissen, die Dinosaurier haben alles Grün aufge-
fressen, bis nichts mehr da war und bis sie ausge-
storben sind.

(Heiterkeit bei der CDU)

Man muss überlegen, was man sagt.

(Zurufe der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Karl-
Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

- Ich habe von Ihnen keine einzige naturwissen-
schaftliche Darlegung gehört, die das, was ich bis-
her gesagt habe, und das, was die Landesregierung
gemeinschaftlich vertritt, widerlegt hätte. Das Pro-
blem ist nämlich, dass Sie jahrelang bestimmte Be-
hauptungen aufgestellt haben, die durch nichts be-
legt waren. Weil die Debatte jetzt offener wird,
weil wir genau über Konsequenzen und reale Mög-
lichkeiten diskutieren, wird endlich deutlich, dass
Sie Nebelschwaden verbreitet haben, hinter denen
nichts verborgen war. Sie malen Dinge an die
Wand, die es so nicht gibt.

(Beifall bei der CDU - Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine
Zahlen stimmen mit denen der Bundesregie-
rung überein!)

Die Zahlen stimmen alle. Sie sind nachprüfbar und
belastbar.

Ich habe Ihnen genau gesagt, wie groß der CO2-
Ausstoss sein wird. Sie können davon ausgehen,
dass mit den Maßnahmen, die diese Landesregie-
rung jetzt im Hinblick auf die Energieerzeugung
treffen wird, Schleswig-Holstein, das ein Reinluft-
gebiet ist, auch ein Reinluftgebiet bleiben wird, in
dem man messen kann, an welcher Stelle was an
Schadstoffen herauskommt, was in welchem Gebiet
auftaucht.

Ich würde mich freuen, wenn Sie, wenn es darum
geht, CO2 zu vermeiden, CO2 abzuscheiden, Gelän-
de zu eruieren, auf dem wir CO2 deponieren kön-
nen, dabei wären.

Ich berichte jetzt einmal, weil das den meisten nicht
bekannt ist, wie das Verfahren bisher gelaufen ist.
Wir haben alle Parlamentarier über alle Parteien
hinweg zu einer Informationsveranstaltung eingela-
den. Der Abgeordnete Matthiessen der Grünen war
auf der Veranstaltung da. Wir haben erläutert, wie
das mit der CCS-Deponierung stattfinden soll. Er
hat sich zu Wort gemeldet und gesagt: „Ein großar-
tiger Vorschlag.“ Am nächsten Tag gab es eine EU-
Richtlinie zu diesem Sachverhalt, die genau das
fordert, was wir machen.

(Zuruf)

- Es kann sein, dass das Wort hat nicht „großartig“,
sondern „prima“ oder so ähnlich gelautet hat. Je-
denfalls war es eine positive Wertung. - Am näch-
sten Tag kam ein anderer Vorschlag. Offensichtlich
kam das Kommando: „Zurück!“ Herr Matthiessen
hat gegeißelt, dass ein Irrweg bestritten wird, dass
das alles falsch ist. - Wie soll ich denn mit solchen
Positionen gemeinsame Energiepolitik machen,
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Herr Matthiessen? Das funktioniert doch hinten und
vorn nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das wollen Sie
doch gar nicht!)

Wir müssen uns doch, wenn wir uns auf Themen
einigen, diese Themen auch gemeinsam bespre-
chen.

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten
Jürgen Weber [SPD] - Karl-Martin Hentschel
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie erzählen
heute etwas, was hinterher dementiert wird!
Sie verstehen alles falsch, nicht nur uns!)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Hentschel, ich darf noch einmal bitten: Keinen
Dialog!

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft,
Wirtschaft und Verkehr:

Herr Hentschel, wir können gern eine Fragestunde
machen. Das Instrument soll es ja geben. Dann
werde ich Ihnen die Fragen auch beantworten. Da-
zwischenrufen bringt nichts, insbesondere dann
nicht, wenn es nicht verständlich ist.

Wer auch immer glaubt, eine Politik machen zu
können, die heute ein sofortiges Umschalten in aus-
schließlich erneuerbare Energien ermöglicht, ist auf
dem Irrweg. Die Debatte um das Thema Biosprit in
den letzten Wochen hat deutlich gemacht, dass es
Patentlösungen nicht gibt. Wir brauchen längere
Zeit. Diese Landesregierung ist auf der Basis der
früheren Landesregierung dabei, diesen Weg im
Bereich Windenergie, im Bereich Wasserstoffener-
gie und im Bereich anderer Energie zu beschreiten.
Aber von einem Tag auf den anderen ist das nicht
möglich.

Ich sage Ihnen jetzt, was im letzten Jahr stattgefun-
den hat, um zu der These: „Es gibt genügend
Strom“, richtig Stellung genommen wird. Im letz-
ten Jahr waren zwei Kernkraftwerke nicht am Netz.
Wir haben bei den Stromunternehmen gefragt: Wo
holt ihr euren Strom her? - Der Strom, der in
Deutschland als Ersatz an die Stelle des hier er-
zeugten Stroms gebraucht worden ist, kam aus ei-
nem Kernkraftwerk in Tschechien - Sie kennen das;
der Name ist ein Begriff, ein Synonym für „beson-
ders qualifiziertes Bauen im Strombereich“ gewor-
den -, und aus einem Kernkraftwerk in Frankreich
und in bescheidenem Maß aus Wasserkraft in Nor-
wegen. Ich glaube nicht, dass das - Wasserkraft ja,

im Übrigen aber nicht - die Zukunft ist, die Sie und
die wir alle hier wollen.

Ich denke, dass war heute ein guter Tag für die
Energieversorgung, ein guter Tag für neue Ar-
beitsplätze und für Wirtschaftsansiedlungen. Ich
hoffe, es wird auch ein Tag, an dem deutlich wird,
dass es ein Tag der Verlässlichkeit, der Handlungs-
fähigkeit der Regierung ist.

(Anhaltender Beifall bei CDU, FDP und ver-
einzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Minister. - Wir haben eine
neu entstandene Redezeit. Das hat mich dazu ge-
bracht, einen solchen Beitrag auch einmal durch-
gängig laufen zu lassen. Das Recht hat ein Minister
auch. Die neu entstandene Zeit ist nach § 56 Abs. 6
der Geschäftsordnung dreieinhalb Minuten. Ich ha-
be zwar zwei Wortbeiträge, zunächst den Herrn
Abgeordneten Matthiessen. Wir berechnen das zu-
nächst auf diese Zeit.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, nein, das ist ein Dreiminuten-
beitrag! - Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Doch, doch!)

- Es wäre schön, wenn er das selber gesagt hätte,
wenn er weiß, was er will.

(Heiterkeit bei der CDU- Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Frau Präsi-
dentin, ich mache hier einen Dreiminutenbei-
trag, wenn es recht ist! Dazu hatte ich mich
auch gemeldet!)

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Minister, Ihren Theorien der Substitution der
stillliegenden Atomkraftwerke, Biblis A, Biblis B,
Krümmel und Brunsbüttel im letzten Jahr, nämlich,
dass ein tschechisches Atomkraftwerk als Substitut
hat herangezogen werden müssen, erstaunt mich
zumindest vor dem Hintergrund, dass wir im Jahr
2007 19 TW/h Strom exportiert haben und dass wir
zum Zeitpunkt der höchsten Lastspitze im gesamten
Netz immer noch 2.000 MW Leistung zur Verfü-
gung hatten, die für den Export zur Verfügung ge-
stellt worden sind. Vor dem Hintergrund ist es na-
turwissenschaftlich erstaunlich, dass Sie sagen, es
sei von außen importiert worden, um das zu substi-
tuieren.
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Die Zeit ist nicht so üppig. Ich möchte trotzdem
gern Folgendes wissen. Ich habe eine Erklärung des
Ministers vermisst: Das Kohlekraftwerk in Bruns-
büttel wird in CCS-Technik gebaut.

(Zuruf)

- Ich habe nicht gehört, dass dieses Kraftwerk ver-
bindlich in CCS-Technik gebaut wird.

Ich sage Ihnen einmal, was CCS-Technik bedeutet.

Erstens. Es muss funktionieren.

(Lachen bei CDU und FDP)

Ich habe selber - was ist daran lächerlich? - im Rah-
men meiner energiepolitischen Gespräche eine Ver-
anstaltung nur zu CCS gemacht. Professor Wall-
mann vom Leibniz-Institut sagt: Es geht.

Ich war am Dienstag auf Einladung von E.ON-
Kraftwerke mit dem Vorstandsvorsitzenden auf der
Hannover-Messe auf einem Podium. Da hat Herr
Dr. Luge gesagt: Aus seiner Sicht funktioniert es
nicht. - Das sind zwei verschiedene Dinge. Ich
glaube, Sie sind auf diesem naturwissenschaftlichen
Gebiet auch nicht schlauer als ich.

Zweitens. Es kostet beim Einbau, wenn es denn
funktioniert.

Drittens. Es senkt den Wirkungsgrad um Prozent-
punkte. Wir landen sozusagen beim Stand der Alt-
kraftwerke.

(Konrad Nabel [SPD]: 28 %!)

- Oder um noch mehr; das weiß ich jetzt nicht. Aber
es wird um mindestens die Größenordnung gesenkt,
die wir uns technisch verbessern. Diese Verbesse-
rung ist ja ein Legitimationsargument, um jetzt in
den Kohlekraftwerksbau einzusteigen. Die neuen
sparen gegenüber den alten angeblich ja soviel CO2.

Energie muss transportiert werden. Energie muss
verpresst werden. Wir brauchen ein Lager. Dafür
wird eine Müllgebühr verlangt. Wir dürfen in die-
sem Lager keine Flüchtigkeit haben. Eine Flüchtig-
keit von beispielsweise 2 % würde im Laufe der
Zeit den Effekt wieder zunichte machen.

Ich habe nichts gegen die Forschung von CCS-
Technik. Insofern haben Sie mich richtig zitiert. Ich
habe den RWE-Dea-Leuten gesagt: „Ich finde es
gut, dass daran geforscht wird, und das begeistert
mich. Ich bin ein Technikfreak und Wissenschafts-
narr.“ Wenn wir die CCS-Technik zur Verfügung
haben und sie nutzen, um neu aus der Erde heraus-
geholte Kohlestoffatome in Form von CO2 abzula-
gern -

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Die drei Minuten sind um.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

- ich befinde mich im letzten Satz -, dann schieben
wir kommenden Generationen einen Riegel zur
Nutzung von CCS-Technik für Biomasse vor, weil
dann die vorhandenen Lager für eine echte CO2-
Senke verstopft sein werden. Nur so können kom-
mende Generationen überhaupt die Chance haben,
CO2 aus der Atmosphäre in hochkonzentrierter
Form herunterzufahren.

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Weil wir den kommenden Generationen neben dem
schon vorhandenen Klimaschaden und neben
Atomlagern dritte Ewigkeitskosten in Form von
verstopften CO2-Lagern hinterlassen, bin ich gegen
dieses Prinzip. Diese Generationen haben dann gar
keine Chance mehr.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Zu einem weiteren Wortbeitrag hat Herr Dr. Garg
das Wort. Er wird uns sagen, ob sein Beitrag ein
Kurzbeitrag sein wird.

(Zurufe)

- Nein, man kann nicht Dreiminutenbeiträge mit der
Redezeit verbinden. Das habe ich auch schon ein-
mal gemacht.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Es ist ein Dreiminu-
tenbeitrag!)

- Sie leisten einen Kurzbeitrag. Danke.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Kollege Matthiessen, Sie haben sich gerade wider-
sprochen. Sie haben sich einmal im Kreis gedreht.
Auf der einen Seite erzählen Sie, dass Sie die CCS-
Technik grundsätzlich für eine faszinierende Tech-
nologie halten, die eine Chance haben soll. Auf der
anderen Seite warnen Sie davor, die Technologie
einzusetzen, weil uns so Erblasten für die kom-
mende Generation nicht erspart bleiben.

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, da muss man ein bisschen denken,
Herr Garg!)
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- Entschuldigung, dass ich Ihnen intellektuell nicht
folgen kann, Frau Birk. Entweder man findet die
Technologie gut und will sie zum Einsatz bringen,
dann muss man den Bau von Kraftwerken zulassen,
bei denen diese Technologie zum Einsatz kommt.
Wenn man diese Technologie aber schlecht findet,
dann darf man sie nicht zum Einsatz bringen. Wie
schon gesagt, bedauerlicherweise kann ich Ihnen
auch hier nicht ganz folgen.

Das bringt mich zu einem zweiten Punkt. Hier gibt
es einen ähnlichen Widerspruch. Ich stelle fest, dass
die Führungsspitze der Sozialdemokraten wieder
fast vollständig anwesend ist. Die beiden stellver-
tretenden Fraktionsvorsitzenden der SPD sind da,
und die stellvertretende Ministerpräsidentin, die
auch Abgeordnete ist, ist ebenfalls da. Ich möchte
daran erinnern, worum mein Fraktionsvorsitzender,
der Oppositionsführer, hier gebeten hat. Darum
möchte ich auch bitten. Ich möchte von der Sozial-
demokratie unter dem Stichwort der Redlichkeit
wissen, wie die sozialdemokratische Landtagsfrak-
tion hier zum Bau eines Steinkohlekraftwerks in
Brunsbüttel steht. Wir müssen uns nichts vorma-
chen, wir befinden uns im Kommunalwahlkampf.
Ich möchte wissen, ob sie diesen Bau befürwortet
und ausdrücklich unterstützt oder ob sie den Bau ei-
nes Steinkohlekraftwerks in Brunsbüttel ablehnt.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Jür-
gen Weber das Wort.

Jürgen Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Garg, Sie haben vorhin gesagt, Sie
hätten intellektuell Schwierigkeiten, dem Zwi-
schenruf von Frau Birk zu folgen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das können Sie
verstehen!)

- Das will ich gar nicht bewerten. Das steht mir
nicht zu.

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie hatten offensichtlich intellektuell auch Schwie-
rigkeiten, den Ausführungen der Mitglieder meiner
Fraktion zu folgen, die relativ deutlich und klar ge-
sagt haben, dass es eine differenzierte Diskussion
gibt, die jedoch ein paar Eckpfeiler hat. Ein Eck-
pfeiler ist, dass wir uns im Wahlprogramm immer

eindeutig und unmissverständlich für einen Kraft-
werkstandort Brunsbüttel ausgesprochen haben.
Das steht auch im Koalitionsvertrag. Das ist völlig
unzweideutig.

Vor Ort wird darüber diskutiert und entschieden,
was für ein Kraftwerkstandort dort entwickelt wer-
den soll. Dort gibt es jetzt den Weg, der in die
Richtung eines Kohlekraftwerks zeigt. Es ist auf-
grund der Klimadiskussion legitim, die Frage deut-
lich zu machen, ob man das aus landespolitischer
und aus globaler Sicht für einen vernünftigen
Schritt hält. Hier haben wir in der Tat Zweifel, die
auch vorgetragen worden sind. Wenn man in einer
solch schwierigen Diskussion, die weltweit geführt
wird, Zweifel hat und es problematisch findet, diese
Dinge einfach laufen zu lassen, dann muss man sich
so verorten. Wir finden es notwendig, über solche
Sachen ernsthaft zu diskutieren. Wir bleiben dabei.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein letzter Satz zu dem, was der Kollege Schröder
auch schon gesagt hat. Wenn dort ein Kohlekraft-
werk gebaut wird, weil man sich vor Ort dafür ent-
scheidet, dann werden wir das natürlich nicht ver-
hindern wollen. Wir werden das auch nicht verhin-
dern. Das sind Entscheidungen, die nicht von uns
getroffen werden. Wir dürfen aber deutlich sagen,
dass unser Rat ist, ernsthaft über die Frage nachzu-
denken, ob man eine Alternative zu einem Kohle-
kraftwerk realisieren sollte.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich schaue in die Runde, und zwar mit der Bitte, zu
bedenken, dass andere Kollegen sich auf andere
Themen vorbereitet haben. Ich wage die Behaup-
tung, dass weitere Wortmeldungen nicht vorliegen.
- Ich schließe die Beratung.

Bitte helfen sie mir jetzt bei dieser komplizierten
Abstimmung. Unter Punkt a) ist Ausschussüberwei-
sung beantragt worden. Es ist beantragt worden,
den Antrag Drucksache 16/2017 federführend an
den Wirtschaftsausschuss und mitberatend an den
Umwelt- und Agrarausschuss zu überweisen. Wenn
Sie so beschließen wollen, dann bitte ich Sie um Ihr
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen?

Unter b) hat der Ausschuss Empfehlungen abgege-
ben. Er hat empfohlen, den Antrag Drucksache
16/1378 von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN abzulehnen. Wer so beschließen will, den bit-
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te ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Der Antrag Drucksache
16/1378 ist mit den Stimmen von CDU, SPD und
FDP gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW abgelehnt worden.

Der Ausschuss empfiehlt weiter die Ablehnung der
Nummern 1, 2 und 3 erster Spiegelstrich des Antra-
ges mit der Drucksache 16/1396. Das ist ein Antrag
des SSW. Wer so beschließen will, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? Der Antrag Drucksache 16/1396 ist mit
den Stimmen von CDU und SPD gegen die Stim-
men von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
bei Enthaltung der FDP abgelehnt worden.

Nachdem unsere Besucher schon eine ganze Weile
da sind und eine heiße Debatte erlebt haben, möch-
te ich auf unserer Besuchertribüne sehr herzlich den
Seniorenrat der Stadt Nortorf begrüßen. - Seien Sie
uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich habe eine Mitteilung zu machen. Die Fraktio-
nen haben sich darauf verständigt, einen neuen Ent-
wurf eines Kinderschutzgesetzes in dieser Tagung
in erster Lesung ohne Aussprache zu behandeln.
Ich frage Sie, ob Ihnen der Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/2036 vorliegt. - Noch nicht? - Dann wird er
Ihnen gleich vorgelegt werden. Ich möchte vor-
schlagen, dass wir diesen Tagesordnungspunkt als
Tagesordnungspunkt 41a in die Tagesordnung ein-
reihen und heute als letzten Tagesordnungspunkt
aufrufen. Ich hoffe, Sie sind damit einverstanden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf:

Ausweitung der Ölförderung im Nationalpark
Wattenmeer

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/1993

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache und
erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN dem Vorsitzenden, Herrn Abgeordneten Karl-
Martin Hentschel, das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die RWE Dea AG hat im Herbst 2007
einen Antrag gestellt, außerhalb von Mittelplate im
Nationalpark sogenannte Explorationsbohrungen
durchführen zu dürfen. Dieser Antrag wurde zu-

rückgezogen. Gleichzeitig wurde aber angekündigt,
dass ein neuer Antrag gestellt werden soll. Außer-
dem hat die RWE Dea AG beim Bergamt Claus-
thal-Zellerfeld einen Antrag auf eine ganz neue
Konzession für Öl- und Gasbohrungen gestellt. So
etwas nennt man im Volksmund Claim. Der Antrag
wurde bereits ohne Umweltverträglichkeitsprüfung
und ohne öffentliche Anhörung genehmigt. So et-
was ist nach dem Bergbaugesetz immer noch mög-
lich. Ob das angesichts der neuen EU-Gesetzge-
bung noch rechtskonform ist, ist fraglich und wird
sicherlich geprüft werden.

Jetzt ist also ein großer Teil Nordfrieslands - darun-
ter der Norden Eiderstedts sowie ein Großteil der
Festlandküste, der Inseln und Halligen und große
Teile des Nationalparks - ein Claim der RWE
Dea AG. Wie es der Zufall will, hat die Dea für die-
ses Gebiet auch noch seismische Erprobungen be-
antragt, um das Gebiet auf mögliche Speicherstät-
ten für CO2 zu erkunden. Gleichzeitig wird die
Ölplattform Mittelplate zurzeit ohne Genehmigung
erheblich vergrößert. Es wurde die Genehmigung
eines neuen Starkstromkabels zwischen Mittelplate
und dem Festland beantragt. Gegen beide Vorhaben
haben mehrere Umweltverbände Klagen angekün-
digt. Es ist also etwas los im Wattenmeer.

Das Nationalparkgesetz legt eindeutig und un-
missverständlich fest, dass Ölbohrungen an Stand-
orten außerhalb der Mittelplate-Plattform, die
schon vor dem Gesetz existierte, nicht zulässig
sind. Das ist schleswig-holsteinisches Gesetz. Al-
lein schon deswegen ist es unverständlich, dass die
Landesregierung angesichts des Vorgehens von
RWE Dea nicht eindeutig Position bezieht. Was
sollen denn die anderen Nutzer des Nationalparks
wie die Fischer, die Bauern, die Schifffahrt oder der
Tourismus sagen, wenn sie in ihren Nutzungen aus
Gründen des Allgemeinwohls zum Teil erheblich
eingeschränkt sind, aber die Ölindustrie mitten im
Nationalpark Ölbohrungen beantragt?

(Beifall beim SSW)

Das Berggesetz sieht in § 11 vor, dass eine Kon-
zession zu versagen ist, wenn überwiegende öffent-
liche Interessen dagegenstehen. Herr Minister, es
ist doch offensichtlich, dass für die oben genannten
Gebiete andere planerische Zielsetzungen als die
Förderung von Öl bestehen. Damit meine ich nicht
nur den Naturschutz. Es stehen auch zentrale wirt-
schaftliche Interessen auf dem Spiel. Eine Auswei-
tung der Ölförderung und mehr noch ein Ölunfall
hätten gravierende langfristige Auswirkungen vor
allen Dingen auf den Tourismus - und dieser ist die
Lebensader der gesamten Region. Daneben wäre
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auch die Fischerei im Wattenmeer wie auch die Fi-
scherei in der Nordsee betroffen, da das Watten-
meer sozusagen die Kinderstube für zahlreiche
Fischarten bildet.

Unklar ist auch, welche Gefahren mittelfristig
durch die Ölförderung für das wachsende Erdbe-
benrisiko bestehen. Seitdem es im Ecofisk-Feld zu
einem Beben mit der Stärke 5.0 auf der Richterska-
la gekommen ist, muss in Zukunft die Entnahme
von Öl oder Gas auch in dieser Hinsicht geprüft
werden.

Meine Damen und Herren, es ist unbegreiflich, dass
der Umweltminister von Boetticher wieder einmal
den Mund hält, wenn es um Naturschutzbelange
geht, dass er es zulässt, dass mit dem größten
Kleinod der schleswig-holsteinischen Natur in die-
ser Weise verfahren wird. Es ist erforderlich, dass
der Landtag zu diesem Vorhaben klar Position be-
zieht. Wir haben deshalb im Landtag einen Antrag
eingereicht, in dem wir fordern, dass keine Auswei-
tung der Ölförderung stattfindet, dass die Landesre-
gierung - und hier besonders der Umweltminister -
sich klar und eindeutig für den Nationalpark ein-
setzt und dass das Bundesberggesetz so geändert
wird, dass es modernen Anforderungen entspricht.

(Beifall beim SSW)

Zu modernen Anforderungen gehören heutzutage
öffentliche Verfahren, verpflichtende Bürger- und
Verbandsbeteiligung und Umweltverträglichkeits-
prüfungen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das ist im Baurecht Standard. Das ist auch im Ver-
kehrsrecht mittlerweile Standard. Das müsste end-
lich auch im Bergrecht Standard sein.

Ich hoffe auf die Zustimmung des Hauses zu die-
sem Antrag. Sollte diese heute aufgrund von Koali-
tionsräson nicht möglich sein, beantrage ich die
Überweisung an den Wirtschaftsausschuss und mit-
beratend an den Umwelt- und Agrarausschuss, da-
mit dort über das Thema ausführlich und vernünftig
beraten werden kann.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Karl-Martin
Hentschel. - Für die CDU-Fraktion hat der Herr
Abgeordnete Axel Bernstein das Wort.

Axel Bernstein [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Hentschel, zuerst einmal herzlichen Dank. Ich
finde, Ihr Redebeitrag hat sich ausgesprochen ange-
nehm von dem vorherigen Beitrag Ihrer Fraktion
abgehoben. Einen Punkt will ich allerdings hervor-
heben. Wenn wir einen Rechtsstaat ernst nehmen,
ist zu sagen, dass in einem Rechtsstaat jeder Rechte
hat, egal ob er Vertreter einer Umweltorganisation
oder zum Beispiel der RWE Dea ist. Ich kann vor-
wegnehmen, dass wir dem Antrag auf Ausschuss-
überweisung gern zustimmen werden.

Das schleswig-holsteinische Wattenmeer ist ein
einmaliger Naturraum, den es ohne Wenn und Aber
zu schützen gilt. Genau deswegen hat die CDU den
Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Watten-
meer ja auch eingerichtet. Genau aus diesem Grun-
de haben wir die Anmeldung unseres Wattenmee-
res gemeinsam mit Niedersachsen und den Nieder-
landen als Weltnaturerbe auf den Weg gebracht.
Wir machen damit deutlich, dass unser Wattenmeer
ein in dieser Form weltweit einmaliger Naturraum,
eben ein Weltnaturerbe ist. Allerdings ist weder ein
Gebiet, das zum Weltnaturerbe gehören soll, noch
ein Nationalpark ein Museum. Berechtigte Nut-
zungsinteressen haben auch in einem solchen sen-
siblen Umfeld ihren Raum. Sie haben es selber
schon angesprochen. Tourismus, Fischerei und Kü-
stenschutz sind selbstverständliche Nutzungen im
Wattenmeer, die unter Beachtung sinnvoller Spiel-
regeln mit dem Erhalt des Naturraumes im Ein-
klang stehen. Klar ist aber auch, dass jede solche
Nutzung einen Eingriff darstellt und deshalb immer
eine sorgfältige Abwägung zwischen Nutzungsbe-
darf auf der einen Seite und Naturbeeinträchti-
gung auf der anderen Seite nötig ist. Das gilt letzt-
lich auch für die Nutzung der Rohstoffreserven im
Wattenmeer. Deshalb können wir einem Antrag
wie dem, den die Grünen hier vorgelegt haben,
nicht ohne Weiteres zustimmen. Dieser Antrag for-
dert, gerade auf eine verantwortungsbewusste Ab-
wägung zu verzichten und stattdessen ein Ergebnis
vorwegzunehmen, das die Erkundung weiterer
Rohstoffvorkommen ausschließt. Das ist für die
CDU nicht der richtige Weg.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist Gesetz in Schleswig-
Holstein!)

- Es geht um die Erkundung.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das gilt auch für Erkundungs-
bohrungen!)

Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 83. Sitzung - Donnerstag, 24. April 2008 6143

(Karl-Martin Hentschel)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D450&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8651&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8651&format=WEBVOLLLANG


Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Bitte keine bilateralen Gespräche, Herr Hentschel!

Axel Bernstein [CDU]:

Für uns ist klar, dass mit Ausnahme der bestehen-
den Plattform Mittelplate eine Rohstoffförderung
im Nationalpark weder zulässig noch wünschens-
wert ist. Die Nutzung unserer heimischen Ressour-
cen von außerhalb des Nationalparks hingegen un-
terstützen wir ausdrücklich. Dabei sind die gelten-
den hohen Umweltstandards strikt zu beachten.
Zusätzliche Eingriffe wie beispielsweise Explora-
tionen müssen Gegenstand jener Abwägungs- und
gegebenenfalls auch Genehmigungsprozesse sein,
an denen die zuständigen Stellen des Landes im
Übrigen mit großem Verantwortungsbewusstsein
beteiligt sind. Im Blick auf das, was Sie eben in Be-
zug auf andere Behörden ausgeführt haben, spreche
ich hier ausdrücklich von den zuständigen Stellen
des Landes.

Neben einem ökonomisch und ökologisch tragbaren
Ergebnis geht es hier auch um die Akzeptanz mög-
licher Entscheidungen in der Region. Genau vor
diesem Hintergrund haben wir hier im Plenum ein-
vernehmlich die Anmeldung zum Weltnaturerbe
mit besonderen Maßgaben des Landes Schleswig-
Holstein auf den Weg gebracht. Wir halten es nicht
für klug, heute eine Tür zur zukünftigen weiteren
Nutzung unserer heimischen Rohstoffe kategorisch
zuzuschlagen. Gerade bei einem Blick auf die welt-
weite Nachfrage nach Öl und Gas - wir haben dar-
über heute an verschiedenen Stellen diskutiert -
zeichnet sich, dass eine solche voreilige Entschei-
dung nicht das letzte Wort sein könnte. Mit dem
von mir angedeuteten Verfahren können wir, wie
ich denke, zu Ergebnissen kommen, die in der Sa-
che gut sind, die in der Region akzeptiert werden
und die in einem möglichen oder, wie Sie gesagt
haben, wahrscheinlichen Klageverfahren letztend-
lich auch Bestand haben können.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich bedanke mich bei Herrn Abgeordneten Axel
Bernstein und erteile Herrn Abgeordneten Detlef
Buder für die SPD-Fraktion das Wort.

Detlef Buder [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Als Vertreter der Region, die hier und auch bei dem
vorigen Tagesordnungspunkt angesprochen worden

ist, bitte ich das zu berücksichtigen, was ich jetzt
sage. Wir in der Region verfolgen die Vorgänge
mit sehr gemischten Gefühlen, weil von den unter-
schiedlichen Entscheidungen natürlich vielfältige
wirtschaftliche und soziale Interessen berührt wer-
den. Bei der Nominierung des Wattenmeeres für
das Weltnaturerbe haben die Redner aller Parteien
und auch Herr Minister von Boetticher festgestellt,
wie einmalig und schutzwürdig das Wattenmeer ist.
Auch die CDU und die SPD haben dies betont.
Herr Kollege Hildebrand hat in seiner Rede im No-
vember darauf hingewiesen, dass das Wattenmeer
bei einer Ernennung zum Weltnaturerbe mit den
Galapagosinseln und dem Great Barrier Reef auf ei-
ner Ebene stehen würde.

Herr Kollege Hildebrand, können Sie sich vorstel-
len, dass mitten auf den Galapagosinseln oder im
Great Barrier Reef Ölbohrtürme stehen? - Das kann
man sich wohl kaum vorstellen. Deshalb sollten wir
hier, wie ich finde, auch sehr vorsichtig vorgehen.

Zur gleichen Zeit, als die Diskussion um die Nomi-
nierung geführt wurde, bekam das Ministerium für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
einen Brief vom Landesamt für Bergbau aus Claus-
thal-Zellerfeld, in dem es um die Aufsuchungser-
laubnis für RWE Dea ging. Es ist bedauerlich, dass
niemand darüber informiert wurde. Erst durch unser
Nachfragen im Februar haben wir Informationen
vom Ministerium erhalten und - ich füge als regio-
naler Abgeordneter hinzu - leider nach Veröffentli-
chung in der dortigen Presse.

Eine frühere Diskussion wäre in diesem Zusam-
menhang sicherlich hilfreicher gewesen.

(Beifall der Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD] und Karl-Martin Hentschel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Anträge um Aufsuchungserlaubnis und Probe-
bohrung zeigen eindeutig, dass die RWE Dea in
weiten Bereichen des Nationalparkes außerhalb der
Mittelplate nach Öl bohren will. Wir haben uns 16
Jahre lang dafür eingesetzt, dass das Wattenmeer
als Weltnaturerbe nominiert wird. Sollen wir das
nun leichtfertig gefährden? Die Pläne von RWE
Dea werden da sicherlich nicht förderlich sein, und
die UNESCO wird wahrscheinlich mit Argusaugen
unsere Region beobachten. Die Diskussion um die
Waldschlösschenbrücke sollte uns hier eine War-
nung sein.

(Zuruf von Minister Dr. Christian von Boetti-
cher)
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- Die SPD hat sich damals beim Koalitionsvertrag
dafür eingesetzt, dass der Nationalpark nicht ange-
tastet wird, und es zeigt sich, dass das richtig war.
Dabei sind wir vor Ort keine Fundamentalisten, wie
Sie wissen, Herr Minister. Wir haben Eingriffe wie
die seismischen Untersuchungen 2000 und 2001
und den Ausbau der Pipeline nach Friedrichskoog
mitgetragen. Wir haben ihn akzeptiert, weil er not-
wendig war.

(Zuruf des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Nach vorheriger Genehmigung. Darum geht es
nicht. Es geht darum, dass wir die Probleme, die
dann an uns herangetragen werden, und die Maß-
nahmen, die im Rahmen des Nationalparkgesetzes
durchgeführt werden können, ohne Weiteres gestat-
ten und auch noch begleiten, damit sie durchgeführt
werden können und zu einem guten Ende geführt
werden. Das möchte ich hier nur betonen.

(Zuruf des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vor dem Hintergrund sind auch die Einlassungen
ernst zu nehmen, mit denen wir vor Ort diskutieren.
Wir lassen deshalb durch den Wissenschaftlichen
Dienst überprüfen, ob eine Genehmigung der Pro-
bebohrungen allen Aspekten des Nationalparkge-
setzes rechtlich nicht widerspricht. Das beinhaltet
auch Probebohrungen vor Eiderstedt. Es soll also
gewährleistet sein, dass hier kein Verstoß gegen das
Nationalparkgesetz vorliegt, wenn eine Genehmi-
gung ausgesprochen wird.

Die Probebohrungen stellen außerdem aber - das
sollte man immer berücksichtigen - auf jeden Fall
einen Störung für die Tierwelt dar. Für den Touris-
mus ist das Ganze auch keine Werbung. Die Dis-
kussion, die wir 2001 und als die Pipeline verlegt
wurde, geführt haben, ist sicherlich in Kiel nicht
geführt worden, aber vor Ort ist sie mir bekannt.
Das muss man einfach zur Kenntnis nehmen. Wir
wollen das Ergebnis der Wertung des Wissen-
schaftlichen Dienstes abwarten.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Die Zeit, Herr Kollege!

Detlef Buder [SPD]:

Ich bin sofort fertig, Frau Präsidentin! - Ich erinnere
auch an die internationale Verantwortung, die wir
für das Wattenmeer haben. Außerdem möchte ich
daran erinnern und darauf hinweisen, dass der nord-
friesische Kreistag sich aus gutem Grund gegen

Probebohrungen im Ereignisfeld Eiderstedt ausge-
sprochen hat und einen einstimmigen Beschluss ge-
fasst hat. Dieser ist eindeutig für die Willensbil-
dung in Nordfriesland.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bevor ich beantragen werde, den Antrag an den
Ausschuss zu überweisen, lassen Sie mich noch ei-
ne grundsätzliche Bemerkung machen, die viel-
leicht auch hierher gehört. Bemerkungen, die in der
Aktion in der Mittagspause über angeblichen Verrat
durch Sozialdemokraten gefallen sind, Herr Kolle-
ge Matthiessen, halte ich an dieser Stelle nicht für
passend - -

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Buder, die Zeit war abgelaufen.

Detlef Buder [SPD]:

Trotzdem, Frau Präsidentin! - Ich halte sie für un-
angebracht, überflüssig. Ich halte sie auch nicht für
witzig, ich halte sie für ahistorisch.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich werde mich bemühen es nicht so auszudehnen
und Ihre Geduld nicht überzustrapazieren.

Das schleswig-holsteinische Wattenmeer ist ein
kostbares Gut. Nicht umsonst ist beantragt worden,
es als Weltnaturerbe in die Liste der UNESCO auf-
zunehmen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag
hat bereits Mitte der 80er-Jahre die Bedeutung des
Wattenmeeres als einzigartigen Naturraum erkannt
und seinerzeit den Nationalpark Wattenmeer aus
der Taufe gehoben.

Es würde im Übrigen heute auch keine Ölförde-
rung in diesem Gebiet geben, wenn nicht bereits
zum Zeitpunkt der Verabschiedung des National-
parkgesetzes die Genehmigung zur Errichtung der
Ölförderplattform Mittelplate erteilt gewesen wäre.

Aber keine Regierung, weder die CDU- oder SPD-
Alleinregierung noch die Grünen in der Regie-
rungsverantwortung mit den Sozialdemokraten,
noch die nun regierende Große Koalition hat die er-
teilte Genehmigung zur Förderung von Ölvorkom-
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men auf der Mittelplate in Zweifel gezogen. Keine
dieser Regierungen hat ernsthaft versucht, die Öl-
förderung zu verhindern oder aber einen Appell an
die RWE Dea AG gerichtet, die Ölförderung auf
der Mittelplate zu unterlassen. Sie hatten alle einen
guten Grund: Es gibt eine rechtmäßig erteilte Ge-
nehmigung zur Ölförderung. Diese genießt Be-
standsschutz, und daher muss man diesen Eingriff
in das Wattenmeer hinnehmen, ob man diesen nun
politisch oder ökologisch gutheißt oder nicht.

Nun gibt es eine aktuelle Entwicklung. Es sollen
sogenannte Explorationsbohrungen stattfinden.
Die Betreiber der Plattform haben sich auf die Su-
che nach neuen Ölvorkommen im Wattenmeer ge-
macht. Wir stimmen darin überein, dass diese Boh-
rungen ökologisch höchst bedenklich sind. Wir
sollten aber eines nicht verschweigen: Lieber Kol-
lege Hentschel, Voraussetzung für die hier und heu-
te geführte Debatte um geplante Explorationsboh-
rungen waren die Genehmigungen des grünen Um-
weltministers Klaus Müller, der in den Jahren 2000
und 2001 die hierzu erforderlichen seismischen
Untersuchungen genehmigt hat. Ich frage mich
dann, warum eigentlich nicht seinerzeit eine Debat-
te von den Ihnen gefordert wurde, unter dem Motto:
„Wehret den Anfängen“.

Nichtsdestotrotz dürfen bisher keine Explorations-
bohrungen durchgeführt werden, weil die dafür not-
wendigen Genehmigungen nicht vorliegen, und es
ist in der Tat höchst fraglich, ob RWE die notwen-
digen Unterlagen einreichen kann, um die Geneh-
migungsvoraussetzungen überhaupt zu erfüllen.
Aber das ist keine Entscheidung, die wir hier im
Landtag zu treffen haben. Wir können hier noch so
viel über Rechtsfragen diskutieren, wir können
Auffassungen äußern, ob die Explorationsbohrun-
gen genehmigungsfähig sind oder nicht. Entschei-
den können wir es nicht. Das ist keine Angelegen-
heit des Parlaments. Wir sind Gesetzgebungsorgan
und nicht Genehmigungsbehörde. Die Vernunft rät
also abzuwarten, was seitens der Behörden ent-
schieden wird.

Wir sind der Auffassung, dass die bestehenden Ge-
setze die Explorationsbohrungen untersagen. Sollte
hingegen die zuständige Behörde die Explorati-
onsbohrungen wider Erwarten erlauben, dann müs-
sten wir uns fragen, ob möglicherweise bei den be-
stehenden Gesetzen nachgebessert werden muss.
Das wäre dann genau die Aufgabe des Parlaments.

Damit steht eigentlich nur noch Punkt vier des An-
trages der Grünen ernsthaft zur Debatte. Er besagt,
dass die Landesregierung im Bundesrat initiativ
werden soll. So sollen eine Umweltverträglichkeits-

prüfung sowie eine öffentliche Verbandsanhörung
und ein öffentliches Verfahren auch bei der Ertei-
lung von Aufsuchungs-Erlaubnissen die Regel wer-
den. Dies soll gesetzlich geregelt werden. Das hört
sich gut an. Öffentlichkeit erhöht Transparenz und
damit auch die Überprüfbarkeit von Entscheidun-
gen. Für den Fall einer Genehmigungserteilung
bringt dies allerdings gar nichts. Dann müsste man
nämlich die Tatbestände ändern, die an die Geneh-
migungsvoraussetzungen geknüpft sind.

Wir alle wollen, dass unsere ökologische Schatzki-
ste Wattenmeer von Schaden verschont bleibt. Aber
der Inhalt dieses Antrages hilft in der konkreten
Frage nicht wirklich weiter. Ich denke, auch die
Grünen haben deshalb ein großes Interesse, dass
wir die Thematik noch im Ausschuss vertiefen, um
ihrem ursprünglichen Interesse gerecht zu werden.
Mit dem Antrag kommen wir in der Sache nicht
sehr viel weiter.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg und erteile
für den SSW im Landtag Herrn Abgeordneten Lars
Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dass man überhaupt darüber nachdenkt, im
Nationalpark Wattenmeer weitere Ölbohrungen zu-
zulassen, ist schon schockierend genug. Aber dass
diese Tatsache erst deutlich macht, wie löchrig das
Bundesbergbaugesetz ist, wenn es um die Beteili-
gung Dritter am Verfahren geht, setzt dem Ganzen
noch die Krone auf. Eine Umweltverträglichkeits-
prüfung oder eine umfassende Verbandsbeteili-
gung, wie man sie aus anderen Genehmigungsver-
fahren kennt, sind hier so nicht vorgesehen. Das
heißt, hier wird nach Aktenlage entschieden, und es
gibt offiziell keine Möglichkeit, Einfluss auf den
Informationsstand der Entscheider zu nehmen. Hier
wird deutlich, dass die Bundespolitik auf diesem
Feld seit Jahren versagt hat.

Wir stimmen den Grünen zu, wenn sie fordern, dass
durch eine Bundesratsinitiative Abhilfe geschaffen
werden muss. Eine solche Bundesratsinitiative wäre
noch nicht vergebens. Bisher sind nur Explorati-
onsbohrungen beantragt worden. Bohrungen zur
Förderung von Öl würden erst später beantragt
werden, wenn die Explorationsbohrungen erfolg-
reich waren. Wer also heute sagt, er wolle keine
ausgeweitete Erdölförderung im Wattenmeer, hat
heute die Chance, etwas dagegen zu unternehmen.
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Wir teilen die im Antrag formulierte Auffassung,
dass die Erdölförderung im Wattenmeer im Wider-
spruch zum europäischen Naturschutzrecht und
zum Nationalparkgesetz steht. Würde man die Re-
gelungen konsequent anwenden und sich auch auf
die einschränkenden Bestimmungen des Bergge-
setzes berufen, hätte man nach unserer Auffassung
gute Chancen, die Genehmigung für diese Bohrun-
gen versagen zu können. Im Antrag sind die ent-
sprechenden überwiegenden öffentlichen Interes-
sen genannt, die einer Genehmigung entgegenste-
hen. Natürlich sind diese Interessenlagen auslegbar,
aber wenn wir diese Bohrungen politisch verhin-
dern wollen und hinter dem Nationalparkgedanken
stehen, dann sollten wir alle Möglichkeiten aus-
schöpfen.

Der SSW hat immer gesagt, dass er den Kompro-
miss, überhaupt Erdölförderung von der Mittelpla-
te aus zuzulassen, zwar mitträgt, dass dieser aber
eigentlich im Gegensatz zur Zielsetzung des Natio-
nalparks steht. Hierdurch wird die Natur nicht
nachhaltig genutzt, wie beispielsweise von Fischern
oder Touristen, sondern Rohstoffe werden unwie-
derbringlich abgebaut, es wird quasi ausgebeutet,
und der Nationalpark wird permanent der Gefahr
ausgesetzt, verschmutzt zu werden. Das entspricht
nicht dem Nationalparkgedanken. Dies sehen die
Menschen vor Ort auch so, und die regionale Poli-
tik sieht dies ebenfalls kritisch, wie auch der Kreis-
tag Nordfriesland in Bezug auf Eiderstedt deutlich
gemacht hat. Deshalb fordern auch wir die RWE
Dea auf, auf neue Erdölbohrungen zu verzichten
und stattdessen ein Szenario zu entwickeln, das den
Ausstieg aus der Erdölförderung im Nationalpark
vorsieht.

Nach unserer Auffassung ist es jetzt wichtig, dass
der Landtag ein Signal setzt und deutlich macht,
dass er gegen diese Erdölbohrungen ist. Die Lan-
desregierung muss dies dann mit politischen Initia-
tiven unterfüttern.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das heißt, sie muss quasi als Beteiligter gegenüber
der Genehmigungsbehörde alle Bedenken deutlich
machen, die bisher geäußert worden sind. Hierzu
sollte sie eng mit der regionalen Ebene zusammen-
arbeiten. Dabei sollten nicht nur die Kommunalpo-
litik, sondern auch Naturschutzverbände, Touris-
musverbände und andere Nutzer des Nationalparks
zu Wort kommen. Auch muss die Landesregierung
über den Bundesrat dafür Sorge tragen, dass das
Bundesberggesetz geändert wird. Die Menschen
und die betroffenen Organisationen müssen mit-

reden dürfen. Ebenso ist es notwendig, für einen
solchen Eingriff in die Natur eine umfassende Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu verlangen.

Wir befinden uns mitten im Antragsverfahren, da-
mit das Wattenmeer ein Weltnaturerbe wird. Ich
hoffe, dass hinsichtlich der Anerkennung auch die
Erdölbohrungen eine Rolle spielen und dass diese
auf Druck der UNESCO verhindert werden. Ei-
gentlich wäre es mit einem Weltnaturerbe nicht zu
vereinbaren, würde die Erdölförderung noch ausge-
weitet. Aber genau dies wird geschehen, wenn die
Explorationsbohrungen zum Erfolg führen. Deshalb
müssen wir abwägen: Wollen wir einen National-
park und ein Weltnaturerbe mit traditionellen Nut-
zungen, oder wollen wir Beliebigkeit mit maxima-
ler Ressourcenausbeutung? Für den SSW ist die
Antwort klar: Wir wollen den Nationalpark und das
Weltnaturerbe erhalten. Nur traditionelle Nutzun-
gen in einem nachhaltigen Umfang sowie der Kü-
stenschutz haben dort ihren Platz.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Lars Harms. -
Für einen Kurzbeitrag hat der Herr Abgeordnete
Karl-Martin Hentschel das Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Ich möchte eines klarstellen: Genehmigt
wird nach Recht und Gesetz. Genehmigungsverfah-
ren kann man nicht politisch beeinflussen. Das gilt
für Klaus Müller, und das gilt auch für Anja Haj-
duk. Das ist völlig logisch.

Die Frage, die sich hier stellt, ist eine andere. Diese
Frage haben wir in unserem Antrag aufgeworfen.
Sie lautet: Sind vonseiten der Landesregierung nach
§ 11 Nummer 10 des BBergG die öffentlichen In-
teressen, die dem entgegenstehen, geltend gemacht
worden, und hat es darum eine juristische Ausein-
andersetzung gegeben? Nach meinem Wissen ist
das nicht der Fall gewesen. Deswegen bringe ich
das hier ein, und deshalb sagen wir: Das muss ge-
klärt werden.

Das Gleiche gilt für die Anforderungen an die Dea,
das gilt auch für die naturschutzrechtlichen Fragen.
Das Nationalparkgesetz besagt: Außerhalb der
Mittelplate gibt es keine Bohrungen. Steht das Na-
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tionalparkgesetz in diesem Fall höher als das Bun-
desberggesetz? Es gibt die Auffassung, das Bundes-
berggesetz sei Bundesrecht und breche Landes-
recht. Es gibt aber auch die Auffassung, das Natio-
nalparkgesetz sei Umsetzung von Bundes- und EU-
Recht und sei lex specialis gegenüber dem anderen
Recht. Dann würde es höher stehen.

Genau diese Fragen müssen geklärt werden. Wir
haben eine andere Auffassung an dieser Stelle. Wir
sind der Meinung, der Landtag sollte den Umwelt-
minister auffordern, sich eindeutig zu positionieren.
Wenn dann ein Gericht möglicherweise anders ent-
scheidet, so ist das eine andere Frage. Aber ich ge-
he von der Logik unseres Nationalparkgesetzes aus,
und ich gehe auch von der Logik des Bundesberg-
gesetzes aus und vertrete dabei eine juristische Auf-
fassung.

Ich freue mich, dass die SPD diesbezüglich einen
Auftrag gegeben hat. Wir haben angekündigt, wir
wollten die gleiche Frage ebenfalls juristisch klä-
ren. Vielleicht werden wir aufgrund dieser Klärung
schon einen Schritt weiter sein. Dann können wir
auch im Ausschuss ausführlich darüber beraten.

Ich behaupte also nicht, dass der Minister das Ge-
setz brechen kann. Diese Behauptung liegt mir fern.
Falls Sie mir das sagen wollen, können Sie gleich
auf Ihren Redebeitrag verzichten, Herr Minister.
Das ist nicht mein Anliegen. Vielmehr verlange ich
von einem Umweltminister, dass er alle Möglich-
keiten ausschöpft, um den Nationalpark zu schüt-
zen, und dass er sich von einem Wirtschaftsminister
oder vom Bergamt in Clausthal-Zellerfeld nicht
über den Tisch ziehen lässt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Für die Landesregierung hat nun der Umweltminis-
ter, Herr Dr. Christian von Boetticher, das Wort.

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Vielleicht muss man bei all dem Durchein-
ander zu Beginn drei Dinge klarstellen.

Erstens. Der Nationalpark Wattenmeer ist das
größte und wichtigste Schutzgebiet in Schleswig-
Holstein. Darum, Herr Hentschel, hat dort natürlich
der Naturschutz Priorität vor allen anderen Interes-
sen.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aha!)

Zweitens. Es gibt aber Bestandsschutz. Das hat im
Übrigen Ihr Minister Müller auch akzeptieren müs-
sen. Dieser Bestandsschutz gilt erstens für die Mit-
telplate A, aber auch für die Bewilligung für das
Förderfeld Heide-Mittelplate, das dazugehört. Die-
se Einheit wird seit ihrem Bestehen als Zero Emis-
sion Unit geführt. Sie ist im Übrigen, Herr Kollege
Buder, wie Sie wissen, Teil der Anmeldung zum
Weltnaturerbe. Auch bei dieser Anmeldung ist ge-
sagt worden: Die Mittelplate und auch die Erlaub-
nis zur Förderung aus diesem Feld hat Bestands-
schutz. Das ist Inhalt unserer Weltnaturerbe-An-
meldung und steht darum nicht im Gegensatz zu
ihr.

Drittens. Soeben ist viel über eine neue Förderein-
richtung geredet worden. Eine neue Fördereinrich-
tung im Nationalpark ist aufgrund des National-
parkgesetzes ausgeschlossen. Hierzu gibt es keine
zwei Meinungen. Im Übrigen hat die RWE Dea sel-
ber im Gespräch beim Ministerpräsidenten Ende Ja-
nuar dieses Jahres noch einmal deutlich gemacht,
dass sie nicht beabsichtigt, eine weitere Förderlo-
kation im Nationalpark zu errichten. Das ist völlig
unzweifelhaft.

Eine Förderung außerhalb des Nationalparks ist
etwas ganz anderes. Ich sage Ihnen ganz deutlich:
Das wird von uns begrüßt werden, übrigens auch
vor dem Hintergrund, dass wir Öl nicht nur als
Treibstoff sondern für vieles andere mehr brauchen,
so für die Chemie, für Kleidung und nicht zuletzt
auch für Medizin.

Hier geht es jetzt um zweierlei: Einmal geht es um
fünf Explorationsbohrungen im Dithmarscher
Teil des Wattenmeers. Dafür ist in der Tat ein An-
trag gestellt worden. Wir haben gesagt: Diese Boh-
rungen beruhen auf dem Bestandsschutz, von dem
ich eben geredet habe, sie sind aber nur dann ge-
nehmigungsfähig, lieber Kollege Harms, wenn vor-
her klar zum Ausdruck gebracht wird, dass nicht
aus dem Wattenmeer gefördert wird - was nicht
sein darf; sonst dürften wir auch keine Probeboh-
rungen zulassen -, sondern ausschließlich außer-
halb des Nationalparks. Dann gilt aber der alte
Bestandsschutz für das Fördergebiet.

Das im Übrigen hat auch mein Vorgänger erkennen
müssen. Deswegen hat er die seismischen Unter-
suchungen in den Jahren 2000 und 2001 als Ge-
nehmigungsbehörde zulassen müssen. Auch dies
fußte auf dem alten Bestandsschutz, der für dieses
Gebiet nun einmal gilt. Das gilt auch für den Bau
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der Pipeline vom Festland zur Mittelplate mit den
umfangreichen Baumaßnahmen.

Wir können das alle bedauern, aber das Gesetz, das
wir im Übrigen nicht antasten wollen - so der Ko-
alitionsvertrag -, bietet eben Bestandsschutz.

Ein Weiteres kommt hinzu - das ist hier ein paar
Mal vermischt worden: Es geht zweitens um das
Erlaubnisfeld Eiderstedt. In der Tat hat RWE Dea
Anfang März einen Antrag zur Erlaubnis zur Auf-
suchung an das Landesamt für Bergbau, Energie
und Geologie gestellt. Lieber Herr Hentschel, das
Ministerium hat dazu natürlich eine Stellungnahme
abgegeben, in der es sich dagegen ausgesprochen
hat. Sie haben eben behauptet, wir hätten den Mund
gehalten. Ich sage ganz deutlich: Bezöge sich das
hierauf und Sie machten uns zum Vorwurf, wir hät-
ten uns nicht geäußert, so wäre das eine Lüge. Sie
wäre auch außerhalb dieses Parlaments rechtlich
sanktionierbar. Das sage ich ganz deutlich.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Legen Sie doch Ihre Stellung-
nahme vor, Herr Minister!)

Sie sollten sich wirklich hüten, solche Behauptun-
gen auszusprechen.

An der Stelle ist es rechtlich auch nicht zu bean-
standen, wenn eine Erlaubnis laut Bundesbergge-
setz erteilt wird. Denn das Bundesbergamt ist die-
sem Gesetz unterworfen. Danach ist es nur zu ver-
sagen, wenn überwiegendes öffentliches Interesse
die Aufsuchung im gesamten zugeteilten Feld aus-
schließt. Insoweit war RWE Dea schlau genug,
auch einen Teil von Eiderstedt mit einzubeziehen.
Es ist also nicht das gesamte Gebiet, und darum
war es auch eine gebundene Entscheidung.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wir wollen die Stellungnahme
haben!)

Aber - jetzt hören Sie doch noch einmal zu, Herr
Hentschel -: Eine solche Erlaubnis, wie sie vom
Bergamt erteilt worden ist, ermächtigt eben nicht zu
einzelnen Bohrungen, ermächtigt nicht zur Gewin-
nung von Bodenschätzen und gewährt auch nicht
das Recht, tatsächliche Aufsuchungshandlungen
durchzuführen. Hierfür bedarf es weiterer Verwal-
tungsakte.

Anders als im Fall der Exploration in Dithmar-
schen, wo diese Konzession eben besteht und Be-
standsschutz hat, gibt es einen solchen Bestands-
schutz in diesem Feld nicht. Es kommen sogar wei-
tere Konflikte hinzu: Das ist das Schweinswal-
schutzgebiet, das dort existiert. Es ist die ökolo-

gisch bedeutsame Landschaft auf Eiderstedt. Des-
wegen verstehen wir, dass sich der Nordfriesische
Kreistag mit einer einstimmigen Resolution gegen
diese Erlaubnis gewandt hat.

Ich kann heute ganz deutlich feststellen, dass auch
unsere Behörden hier keine Möglichkeit sehen, eine
Genehmigung für entsprechende Aktivitäten im
Nationalpark zuzulassen. Diese Unterscheidung
gibt es, und darum brauchen wir uns, glaube ich,
von unserer Seite aus auch nur in einer sehr diffe-
renzierten Form zu unterhalten. Im Übrigen: Etwas
ins Blaue hinein zu behaupten, liebe Kollege Hent-
schel, ist immer gefährlich.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Minister. Ich erlaube mir die
Bemerkung - weil es an diesem Nachmittag zwei-
mal vorgekommen ist -, dass unter meiner Sit-
zungsleitung das Wort „Lüge“ kein parlamentari-
scher Ausdruck ist, auch nicht im Konjunktiv.

Weitere Wortmeldung liegen nicht vor. Ich schließe
die Beratungen. Es ist beantragt worden, den An-
trag Drucksache 16/1993 federführend dem Wirt-
schaftsausschuss, mitberatend dem Umwelt- und
Agrarausschuss zu überweisen. Wer so abstimmen
will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Dann ist
das so geschehen.

Ich rufe nun, wie heute Mittag verabredet, die Ta-
gesordnungspunkte 34 und 35 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Versorgung mit Lehrkräften an den Gymna-
sien

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 16/1995

b) Anmeldungen zur Sekundarstufe I

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 16/1998

Wird das Wort zu Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Da mit beiden Anträgen ein
mündlicher Bericht zu dieser Tagung erbeten wor-
den ist, bitte ich Sie, zunächst darüber abzustim-
men. Wer den Bericht der Ministerin jetzt haben
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will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist so
geschehen. Dann bitte ich Sie, Frau Ministerin Erd-
siek-Rave, um Ihren Bericht.

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und
Frauen:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Für
die Lehrkräfte an unseren Schulen gibt es derzeit
eine Fülle von Herausforderungen. Das gilt selbst-
verständlich auch für die Gymnasien, für alle
Schularten gleichermaßen, für die Schulen, die sich
auf neue Formen vorbereiten. Ich kann deshalb gut
nachvollziehen, wenn Eltern mehr Stellen für die
Schulart fordern, an der ihr Kind unterrichtet wird.
Allein das macht aber schon klar: Allen Vorstellun-
gen zu entsprechen und Wünsche zu erfüllen wird
nicht möglich sein.

Ich will aber zu Beginn, bevor ich auf die Gymnasi-
alzahlen eingehe, einiges hier richtigstellen. Die
pauschale Behauptung - das würde ich auch gern
Herrn Dr. Klug sagen, wenn er hier wäre; aber er
kann es ja nachlesen -, die Unterrichtsversorgung
sei insgesamt im Laufe der Jahre immer schlechter
geworden, ist schlicht falsch. Die Daten sagen et-
was anderes, auch wenn Sie Daten nicht glauben.
Sie können es nachlesen. Wir hatten allerdings im
Schuljahr 2007/2008 eine schwierige Lage an den
Gymnasien. Das lag an dem von uns nicht erwarte-
ten Zustrom von Schülerinnen und Schülern in
diesem Jahr. Wir mussten da nachsteuern. Aber es
gab in der Tat Engpässe. Das wissen alle Beteilig-
ten. Es war auch nicht so, dass wir damit besonders
glücklich waren. Aber das Verfahren für die Leh-
rerversorgung an allen Schularten ist kein Ge-
heimnis. Es ist nichts, was im stillen Kämmerlein
geschieht, sondern ein ganz transparentes Verfah-
ren, das bestimmten Regeln im Rahmen der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel und der Leh-
rerstellen folgt.

Es ist derzeit so, dass an den Gymnasien im kom-
menden Schuljahr nach aktuellem Stand zum ersten
Mal seit Jahren keine weitere Steigerung der An-
meldezahlen zu verzeichnen ist. Es sind sogar rund
600 Schüler weniger als im laufenden Schuljahr.
Welche Gründe dafür ausschlaggebend sind, kann
man derzeit nicht seriös sagen.

Die Zahlen - das ist auch interessant - sind regional
sehr unterschiedlich. Es gibt sogar innerhalb von
Städten sehr unterschiedliche Situationen an den
Gymnasien. Auch das ist vielleicht ein Zeichen für
den Wettbewerb, in dem diese Schulen inzwischen
miteinander stehen. Trotz der geringeren Anmel-

dezahlen gibt es insgesamt einen weiteren Anstieg
der Schülerzahlen an den Gymnasien, nämlich
um etwa 2.400 Schülerinnen und Schüler - über alle
Jahrgänge. Das klingt im ersten Moment vielleicht
paradox, ist aber dadurch zu erklären, dass die Zahl
der Schüler, die in diesem Jahr ihr Abitur machen
und die Schule verlassen, niedriger ist als die Zahl
derer, die in die fünften Klassen nachrücken.

Dieser Anstieg bei den Gesamtzahlen über alle
Jahrgänge hinweg war von uns in diesem Ausmaß
erwartet worden. Wir haben bei der Personalzu-
weisung für das kommende Schuljahr mit etwas
mehr als insgesamt 86.000 Schülern gerechnet. Nun
werden es ungefähr 85.400 bis 85.500 sein, also
rund 600 weniger, als wir prognostiziert haben.
Dementsprechend haben wir den Schulen 173 neue
Stellen zugewiesen gehabt. Insgesamt stehen jetzt
4.664 Stellen an den Gymnasien zur Verfügung. Da
wird jetzt nichts abgezogen, weil es 600 Schüler
weniger sind, sondern wir sind froh, dass wir - hof-
fentlich - da keine erneuten Engpässe zu erwarten
haben. Außerdem werden für die Gymnasien im
Vertretungsfonds in diesem Schuljahr 2,2 Millionen
an Haushaltsmitteln im Vergleich zu den jetzigen
1,3 Millionen bereitgestellt.

Mir ist also sehr wohl bewusst, dass sich unsere
Gymnasien in einer Phase befinden, die durch be-
sondere Belastungen geprägt ist. Das lässt sich bei
den umfassenden Änderungen in der Schulland-
schaft auch nicht vermeiden. Wir helfen, wo wir
können. Die gestiegenen Schülerzahlen der vergan-
genen Jahre haben allerdings auch zu größeren
Klassen geführt, auch wenn wir im Land - das muss
man auch sagen, und das ist auch nachlesbar - mit
durchschnittlich knapp 26 Schülerinnen und
Schülern pro Klasse immer noch einen im Ver-
gleich mit den anderen Bundesländern guten Wert
haben. Unser Klassenteiler liegt bei 29. In Bayern
liegt er bei 33 Schülern. Überall den Durchschnitt
von 26 zu gewährleisten - in Niebüll genauso wie in
Norderstedt - ist allerdings bei aller Verteilungs-
kunst der Schulverwaltung leider nicht möglich.

Mit der Zuweisung von weiteren Stellen für das
kommende Schuljahr sorgen wir also für eine Stabi-
lisierung. Das ist das, was wir derzeit mit den vor-
handenen Mitteln erreichen können. Wir werden
natürlich die weitere Entwicklung an dieser
Schulart genau im Auge behalten. Falls sich bei den
Schülerzahlen doch noch etwas entwickelt, müssen
wir natürlich entsprechend nachsteuern.

Meine Damen und Herren, ich bin gebeten worden,
auch gleich noch etwas über die Entwicklung der
Anmeldesituation an der Sekundarstufe I zu sa-
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gen. Ich will das etwas abkürzen und in Bezug auf
das eben Gesagte hinzufügen: Insgesamt sind Res-
sourcen immer knapp. Es wird vermutlich nie den
Zeitpunkt geben, an dem alle sagen: Nun ist es gut
und genug, mehr brauchen wir nicht! Aber weil das
so ist, müssen wir immer darauf achten, dass diese
Ressourcen da eingesetzt werden, wo es auch auf
Dauer Perspektiven gibt und die neuen Schulen
dauerhaft Bestand haben. Es wäre fahrlässig, diese
Überprüfung der Anmeldezahlen, die wie in Bezug
auf die neuen Schularten haben vornehmen müs-
sen, nicht auch wirklich ernst zu nehmen. Trotzdem
wird es keine hundertprozentige Garantie geben,
dass jede neue Schule auf Dauer Bestand hat. Man
muss sich immer wieder vor Augen halten, dass die
Schülerzahlen in den nächsten 15 Jahren um über
20 % sinken können. Ich habe jetzt eine er-
schreckende Zahl aus dem Kreis Plön gehört. Dort
ging es um 39 % Rückgang der Schülerzahlen in
den nächsten 15 Jahren. Man muss sich einmal vor-
stellen, was das für die Schullandschaft bedeutet.
Das ist aber nicht eine Folge des Schulgesetzes,
sondern schlicht der Geburtenrückgang, der für die-
se schwierige Situation sorgt.

Die große Mehrzahl der beantragten neuen
Schulen ist überlebensfähig und nachhaltig gesi-
chert, wenn wir hier die Geburtenzahlen in den Re-
gionen einbeziehen, wenn wir einbeziehen, welche
Größe die jeweiligen Schulen jetzt haben. Sie wis-
sen, dass die endgültigen Zahlen heute von mir
nicht bekannt gegeben werden. Das war allen Be-
teiligten bekannt; das haben wir in den letzten Ta-
gen auf Nachfrage immer wieder gesagt.

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber wir müssen Genehmigungsbescheide sehr
sorgfältig prüfen. Uns ist bis heute immer noch
nachgemeldet worden, weil natürlich an den Stand-
orten, wo möglicherweise eine Schule nicht zustan-
de kommt, Eltern gebeten worden sind, ihre Kinder
umzumelden. Da ist wirklich Vorsicht geboten,
wenn da die Grenze angesteuert beziehungsweise
nicht erreicht wird. Deshalb bitte ich um Verständ-
nis dafür, dass ich heute noch nichts Abschließen-
des sage. Wir wollen im Übrigen die Konsequenz
auch erst den Schulträgern mitteilen, bevor wir die
Öffentlichkeit informieren.

Was die anderen Schularten betrifft, die im Antrag
genannt werden, so liegen für die Haupt- und Real-
schulen auch noch keine Zahlen vor, während die
Gymnasien mit rund 11.600 Anmeldungen etwas
weniger Zulauf hatten als im Vorjahr.

Die bereits existierenden Gemeinschaftsschulen,
die sieben, weisen nach jetzigem Stand insgesamt
ein leichtes Ansteigen der Anmeldungen auf - auch
hier nach Standorten unterschiedlich ausgeprägt. So
ist das eben.

Nach dem ersten Stand - das will ich jetzt doch
noch einmal aufgreifen, weil das Herr Dr. Klug
auch öffentlich gesagt hat; deshalb ist mir das wich-
tig, das noch einmal auszuführen - hieß es, dass 20
von 40 Regionalschulen die geforderte Anzahl von
45 Anmeldungen nicht erreicht hatten. Bei den Ge-
meinschaftsschulen waren das vier von 50. Inzwi-
schen haben sich Verschiebungen ergeben, weil an-
dere Schulen wiederum überlaufen waren. Dadurch
werden mehr Schulen die Mindestzahlen erreichen
können.

Die Eltern können in dieser Situation erstmals frei
aus dem Schulangebot auswählen und haben damit
auch ihr Votum abgegeben. Das ist eine neue Er-
fahrung für alle Beteiligten, die sie nun verkraften
und auswerten müssen. Im Ergebnis mag es an
manchen Standorten wehtun, wenn die geplante
Schule nicht zustande kommt. Wir sehen aber auch,
dass die freie Schulwahl eine Bereicherung ist.
Das haben wir gemeinsam so gewollt. Sie ist eine
Bereicherung für die Profilierung der Schulen, für
die Entscheidungsprozesse vor Ort

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

und für die Berücksichtigung des Elternwillens.
Ich denke, das ist insgesamt eine gute Rückenstär-
kung für die Arbeit der Schulen, und das bestärkt
uns in der Verpflichtung, sie so gut es irgendwie
geht auf den neuen Wegen zu begleiten.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort für den Antragsteller hat Frau
Abgeordnete Angelika Birk.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zunächst haben die Kommunen über
das neue Schulgesetz abgestimmt. Viele stützten
sich dabei auf das Votum der Eltern vor Ort. Vie-
lerorts - wie zum Beispiel auch in Kiel - ist diese
Abstimmung unter den Eltern noch im Gange. Das
hat zu einem - insbesondere von der CDU - nicht
erwarteten Boom von Gemeinschaftsschulgrün-
dungen geführt. Jetzt stimmten die Eltern noch ein-
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mal ab, durch die Anmeldung ihrer Kinder an den
neuen Sekundarschulen.

Frau Ministerin, ich habe natürlich Verständnis da-
für, dass Sie hier keine Schnellschüsse vorab be-
kanntgeben, aber das, was Sie uns hier gerade an
Daten genannt haben - auch wenn es nur eine vor-
läufige Hochrechnung ist -, dass nämlich - wenn ich
das richtig verstanden habe - etwa die Hälfte der 40
Regionalschulen Probleme haben, das Quorum zu
erreichen, es bei den Gemeinschaftsschulen auch
nur ein geringerer Teil ist, ist schon ein Indiz.

Ich möchte an dieser Stelle trotzdem nicht in ein In-
dianergeheul nach dem Motto ausbrechen, Gemein-
schaftsschulen haben es leicht und die Regional-
schulen haben es schwer. Es geht mir in dieser Fra-
ge wirklich deutlich um die Kinder und die Pla-
nungssicherheit für die Eltern und die Lehrer.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist auch der Grund dafür, dass wir zu diesem
Zeitpunkt diese Frage gestellt haben. Das brennt
natürlich allen auf den Nägeln. Frau Ministerin, ich
gehe davon aus, dass Sie zum baldmöglichsten
Zeitpunkt die Öffentlichkeit informieren und wir
das im nächsten Bildungsausschuss ausführlich dis-
kutieren werden.

Denn wir möchten natürlich auch von Ihnen wissen
- da sind Sie uns etwas die Antwort schuldig geblie-
ben -, von welchen Kriterien Sie sich dabei leiten
lassen, wenn Sie in Grenzfällen entscheiden müs-
sen. Das ist wichtig, damit die Entscheidung vor
Ort nachvollziehbar ist, damit sie aber auch in ei-
nem Gerechtigkeitskonzept für das ganze Land
nachvollziehbar ist.

Die Lösung „zurück zur Realschule“, wie sie die
FDP propagiert, wäre eine bildungspolitische Gei-
sterfahrt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Wir erwarten gerade angesichts der knappen Res-
sourcen, dass nicht künstlich Schulen am Leben ge-
halten werden, die vor Ort nicht genug Nachwuchs
finden. Inzwischen fordert sogar die Junge Union,
die Regionalschule zugunsten der Gemeinschafts-
schule aufzugeben. Dies lässt uns hoffen, dass die
Schulreform noch in dieser Legislaturperiode einen
weiteren Schritt zum gemeinsamen Lernen nach
vorn macht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mein erstes Fazit ist: Die Eltern überholen die Ko-
alition mit links.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einen großen Zulauf haben aber nicht nur die Ge-
samt- und Gemeinschaftsschulen, sondern auch die
Gymnasien. Denn hier wurden schon in den letzten
Jahren immer mehr Kinder angemeldet, als das Bil-
dungsministerium vorsah. Auch wenn Sie jetzt ge-
rade eine Einschränkung gemacht haben, dass es
600 Anmeldungen weniger sind als Sie erwartet ha-
ben, so sind das doch ziemlich gigantische Zahlen.

(Dr. Johann Wadephul [CDU]: Ja!)

Wir müssen uns einmal einen längeren Zeitraum
vornehmen.

(Heiterkeit bei der CDU)

- Ja, man muss sich einmal anschauen, wie sich die
Gymnasien in den letzten Jahren entwickelt haben.
1995/96 hatten wir 61.000 Schülerinnen und Schü-
ler an den Gymnasien. Im Augenblick haben wir im
Schuljahr 2007/2008 81.000 Schülerinnen und
Schüler an den Gymnasien und Ihre Prognose - je-
denfalls laut der Drucksache 16/1907 -, Frau Minis-
terin, war, dass es im nächsten Schuljahr 86.000
werden.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Johann Wade-
phul [CDU])

Mich würde natürlich schon interessieren - Sie ha-
ben gesagt, Sie haben 11.600 neue Anmeldungen -,
wie viel das im Klartext insgesamt sind. Denn ich
meine, von 61.000 zu 86.000 oder auch nur zu
81.000 ist es ein gewaltiger Sprung nach vorn. Den
brauchen wir auch, denn wir brauchen mehr Leute,
die Abitur machen. Glücklicherweise machen auch
Leute an der Gemeinschaftsschule oder an der Be-
rufsschule Abitur.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Erfolg für Schleswig-Holstein, denn wir
sind neben Bayern das Land, was zu wenig Abituri-
enten im bundesdeutschen Durchschnitt hat, ganz
zu schweigen zum internationalen Durchschnitt.

Kommen wir damit zum zweiten Thema, der man-
gelnden Lehrerversorgung an den Gymnasien.
Der Landeselternbeirat hat uns einen offenen Brief
geschickt. Landauf und landab rechnen uns Bil-
dungspolitikern die Eltern vor, dass die Schülerzah-
len in den letzten 20 Jahren um etwa 30 % gestie-
gen sind - wahrscheinlich ist es noch mehr -, die
Lehrerstellen aber nur - auch Dank harter rot-grüner
Verhandlungen - nur um 9 %, bezogen auf die
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Gymnasien. Das heißt, wenn wir sehen, was der Fi-
nanzminister im letzten Sommer gesagt hat, dass
nämlich 4.200 Stellen wegen des demografischen
Wandels bis 2020 eingespart werden könnten, und
die Ministerin eben abgehandelt hat, dass von den
einzusparenden Stellen vielleicht doch 1.300 nicht
eingespart werden, dann sehen wir, dass die Ein-
sparung, die jetzt vorgesehen ist sehr viel größer
sein wird als das, was wir in den letzten 20 Jahren
an Lehrerstellen hinzugewonnen haben. Das heißt,
in Zukunft werden die Kinder nie wieder eine so
gute Lehrer-/Schüler-Relation haben wie in den
damals auch relativ geburtenschwachen Jahrgängen
- jedenfalls bezogen auf den Gymnasialbesuch -
Mitte der 90er-Jahre. Man muss das in diesen lan-
gen Zeiträumen sehen, um sich klarzumachen, über
welche Dimension wir reden.

Wir haben uns immer gegen die Privilegierung des
Gymnasiums ausgesprochen. Wir haben immer ge-
sagt: Wir müssen in die ersten Jahre, in die Kinder-
tagesstätten, in die Grundschulen und in die Sekun-
darstufe I investieren, das hat Priorität. Aber selbst-
verständlich kann es nicht sein, dass man den El-
tern, die jetzt das Recht auf individuelle Förde-
rung auch an den Gymnasien entdecken - ich den-
ke, das ist ein Fortschritt, dass Eltern heute so etwas
einfordern; früher klang das aus dem gymnasialen
Elternbereich anders -, diesen Anspruch nach dem
Motto verweigert: Die Elite hat sich darum mit pri-
vaten Ressourcen zu kümmern. Das wird natürlich
zu dem führen - wovor uns auch andere gewarnt ha-
ben -, dass die Leute dann auf Privatschulen aus-
weichen.

Ich war neulich sehr erschrocken, als in Itzehoe bei
einer Elternversammlung von drei Gymnasien, die
sehr gut besucht war, doch ein sehr großer Teil, die
Mehrheit, sich gemeldet und gesagt hat, wir könn-
ten uns vorstellen, unser Kind an eine Privatschule
zu schicken.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Wun-
dert Sie das? - Weitere Zurufe von der CDU)

Wir sind immer sehr für die Entwicklung der freien
Schulen, aber der Hintergrund, vor dem das gesch-
ah, war eine so große Kritik an unserer bisherigen
gymnasialen Realität, dass das schon bedenklich
stimmen muss.

Das heißt, das Gymnasium muss sich weiterent-
wickeln, zum gemeinsamen Lernen, zum individu-
ellen Lernen. Auch dafür braucht es natürlich Res-
sourcen. Deshalb erwarten wir von der Bildungsmi-
nisterin, dass sie uns einen ungeschönten Bericht
über alle Sekundarschularten liefert, dass sie kon-

krete Vorschläge für eine bessere Lehrervertei-
lung macht. Denn wir möchten sie natürlich gern in
der harten Auseinandersetzung um Bildungsfinan-
zen unterstützen. Aber dazu brauchen wir frühzeitig
die Fakten, damit wir wissen, um welche Dimensio-
nen es geht.

Der Bericht zum achtjährigen Gymnasium, über
den wir morgen debattieren, enthält keinerlei Zah-
len. Insofern bietet er keine Grundlage. Ich hoffe,
da wir heute keine Antwort bekommen haben, dass
wir sie in Bälde bekommen. Das sind wir den El-
tern, das sind wir den Lehrern, das sind wir all den-
jenigen, die sich um Bildungspolitik kümmern,
schuldig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Birk. - Das Wort
für die CDU-Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete
Sylvia Eisenberg.

Sylvia Eisenberg [CDU]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bedanke mich vor allen Dingen bei den
Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN für die Einbringung des Berichtsantrages
zur Lehrerversorgung an den Gymnasien. Beson-
ders begrüßenswert ist es, dass Sie sich so langsam
auch einmal um die Gymnasien kümmern und nicht
immer nur um die Gemeinschaftsschulen.

Was haben sie über eine angebliche Bevorzugung
der Gymnasien hinsichtlich der Stundenzuweisun-
gen und eine angebliche Benachteiligung der ande-
ren Schularten geschimpft - was im Übrigen falsch
war.

In Ihrem Landtagswahlprogramm von 2005 haben
Sie sich noch für eine zwingend notwendige Über-
windung der Dreigliedrigkeit unseres Schulsys-
tems ausgesprochen,

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dazu stehen wir immer noch!)

und auch in der Tolerierungsvereinbarung sprachen
Sie sich für eine ungeteilte Schule nach skandina-
vischem Vorbild aus.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind nur neidisch, dass wir das vor
Ihnen gemacht haben!)

Mit dem nun vorliegenden Antrag machen Sie je-
doch Ihre Besorgnis bezüglich der Lehrerversor-
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gung an den Gymnasien deutlich. Vielleicht, mei-
ne Damen und Herren, sind das ja die ersten Aus-
wirkungen der gerade vereinbarten Koalition in
Hamburg. Mich würde das freuen.

(Beifall bei der CDU - Dr. Heiner Garg
[FDP]: Mich auch!)

Auch die CDU in Schleswig-Holstein - ich möchte
fast sagen, insbesondere die CDU - hat sich stets
für die schleswig-holsteinischen Gymnasien und
insbesondere für deren Erhalt ausgesprochen. Die
Gymnasien, meine Damen und Herren von den
Grünen, sind eine tragende Säule unseres Bildungs-
systems.

(Beifall bei der CDU)

An ihnen richtet sich die Qualität der allgemein bil-
denden Schulen insgesamt aus. Wir, die CDU, ste-
hen für ein differenziertes Schulwesen mit Durch-
lässigkeiten und verschiedenen Wegen zum Abitur.
Denn nur so ist Bildungsvielfalt zu garantieren und
jedem Jugendlichen den für ihn oder sie geeigneten
Bildungsweg zu eröffnen. Insbesondere aus diesem
Grunde, nämlich der Durchlässigkeit, haben wir
uns für die Einrichtung der Regionalschule als Re-
gelschule eingesetzt. In dieser sind jederzeit Durch-
lässigkeiten gewährleistet, zwischen Haupt- und
Realschulzweig ebenso wie zwischen Realschul-
zweig und Gymnasium. Keines unserer Kinder ist
somit statisch von Beginn der Orientierungsstufe an
bis zum Abschluss der Schullaufbahn an einen Bil-
dungsgang gebunden.

Meine Damen und Herren, zum Erhalt unserer
Gymnasien, für den sich die CDU klar ausspricht,
gehört für uns auch, diese fit für die Zukunft zu ma-
chen. G8 und die Einführung der Profiloberstufe
hat die CDU seit Langem gefordert, und wir sind
froh darüber, dass diese Reformen unsere Gymnasi-
en zukunftsfähig und damit unsere schleswig-hol-
steinischen Schülerinnen und Schüler ab dem kom-
menden Schuljahr endlich national und internatio-
nal wettbewerbsfähig machen. Der steigende Zu-
spruch zu den Gymnasien in den letzten Jahren,
aber auch - regional unterschiedlich - zum kom-
menden Schuljahr zeigt die Attraktivität dieser
Schulart auch für die Eltern und widerspricht der
Befürchtung, dass der verkürzte gymnasiale Bil-
dungsgang Eltern und Schülerinnen und Schüler
abschreckt.

Ich möchte hier noch einmal ganz deutlich sagen,
dass wir unsere Gymnasien weiterhin in ihrer Ar-
beit unterstützen, sie erhalten werden und ihnen die
Zeit zugestehen, die sie benötigen, um die eingelei-
teten Reformen umzusetzen.

In diesem Sinne gehe ich davon aus, dass unsere
Gymnasien auch mit den notwendigen Lehrkräf-
ten versorgt werden, wie es in den vergangenen
Jahren schon der Fall war. Für das Schuljahr
2008/2009, also für das kommende Schuljahr, ste-
hen insgesamt 4.664 Stellen für Gymnasien zur
Verfügung; das sind 173 Planstellen mehr als im
letzten Schuljahr. Damit werden wir den gestiege-
nen Schülerzahlen gerecht und beginnen gleichzei-
tig den Einstieg in den 1. Jahrgang, nämlich die
5. Klasse, des verkürzten Gymnasiums sowie den
Einstieg in die Profiloberstufe. Ich würde mich
freuen, wenn Sie als Grüne in anderen Fällen die
Gymnasien unterstützen würden, also nicht nur
dann, wenn es um Kritik an der Landesregierung
geht.

Nun zu Ihrem zweiten Antrag! Bei dem vorliegen-
den Antrag muss ich an ungeduldige Kinder vor der
Weihnachtsbescherung denken. Auch diese können
es gar nicht erwarten und möchten nur zu gern vor
der feierlichen Bescherung das Geheimnis der ver-
packten Geschenke lüften. Liebe Grüne, bis zum
19. März 2008 konnten die Eltern ihre Kinder an
weiterführenden Schulen anmelden. Der Stichtag
für den Nachweis der Schüleranmeldungen für die
Einführung von Regionalschulen und Gemein-
schaftsschulen durch die Schulträger ist der
25. April 2008, also der morgige Freitag.

Sehr geehrte Damen und Herren von den Grünen,
Gras wächst auch nicht schneller, wenn man daran
zieht.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Den Spruch habe ich an meiner Pin-
wand hängen!)

- Hervorragend, Frau Heinold, er passt im Moment
sehr gut zu Ihnen.

Da wir alle nicht wirklich in die Zukunft sehen kön-
nen beziehungsweise in einer Glaskugel die zu-
künftigen Geschehnisse erkennen können, erübrigt
sich zudem Ihre Frage nach den Konsequenzen,
welche die Landesregierung aus den Anmeldungen
bereits gezogen hat beziehungsweise ziehen wird.
Schnellschüsse sind nicht erstrebenswert. Ich denke
- damit komme ich zum Schluss -, dass uns allen
mit wilden Spekulationen und unhaltbaren Zahlen-
spielen nicht geholfen ist. Daher sollten wir uns in
Geduld fassen und die Mitteilung belegbarer und
valider Zahlen durch das Ministerium für Bildung
und Frauen abwarten. Dann können wir es entspre-
chend im Bildungsausschuss diskutieren.

Allerdings - das möchte ich dazu sagen - sollten wir
uns vor voreiligen Konsequenzen hüten, bis wir ei-
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ne vollständige Umsetzung des Schulgesetzes ha-
ben. Denn von den bisher bestehenden 373 Grund-,
Haupt- und Realschulen werden zum Schuljahr
2008/2009 voraussichtlich nur annähernd 40 % in
Schulen des neuen Systems umgewandelt. Es bleibt
abzuwarten, für welche Schularten sich die Schul-
träger der restlichen 227 Haupt- und Realschulen
entscheiden.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das entscheidet die Kommunal-
wahl!)

Aber eines, Herr Hentschel, muss an dieser Stelle
gesagt werden: Für Schülerinnen und Schüler, für
Lehrerinnen und Lehrer ist es wenig hilfreich, wenn
ihre Schulart schlechtgeredet wird, bevor sie über-
haupt die Arbeit aufgenommen hat. Ich denke, mei-
ne Damen und Herren, das ist keine Frage des
Wahlkampfes, sondern eine Frage des guten Stils.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Abgeordneten Sylvia Eisenberg und
erteile für die SPD-Fraktion Herrn Abgeordneten
Dr. Henning Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Kollegin Birk hat eben eine Rückbetrachtung bis
ins Jahr 1996 gemacht. In der Tat, wir hatten da-
mals die wenigsten Schülerinnen und Schüler. Zehn
Jahre zuvor, 1986, hatten wir ganz andere Zustän-
de. Ich erinnere an das Gymnasium in Heikendorf.
Dort gab es 1.385 Schülerinnen und Schüler. Es
war siebenzügig und es musste Schichtunterricht
erteilt werden. Es war in Plön genauso. Wir hatten
400 Schülerinnen und Schüler mehr als heute, aber
weniger Räumlichkeiten. Also, es ist immer sehr
davon abhängig, wie hoch die Gesamtschülerzahl
in Schleswig-Holstein ist.

Diese Zahlen spiegeln sich natürlich in der Situati-
on in den Schulen und auch in der Lehrer- und Per-
sonalausstattung wider. Die Fragen der Lehrer-
und Personalversorgung sind eben von den Ge-
samtschülerzahlen und - bezogen auf die einzelnen
Schulen - auch von den Übergangszahlen und - den
Klassengrößen abhängig.

Der Klassenteiler beträgt 29. Das heißt, in der Re-
gel wird ab dem 30. Schüler in zwei Klassen geteilt.
Wenn ich mich recht erinnere, ist dieser Klassentei-
ler von 29 mehr als drei Jahrzehnte konstant geblie-

ben und der Klassenteiler war früher nicht kleiner,
sondern eher größer.

Größer sind die Klassenteiler auch in den südli-
chen Bundesländern Bayern und Baden-Württem-
berg mit 33 an den Gymnasien und 32 an den
Grundschulen. Ich erinnere auch daran, dass Bil-
dungsminister Helmut Rau im Baden-Württember-
gischen Landtag den Antrag gestellt hat, den Klas-
senteiler für Hauptschulen auf 28 zu senken. Das ist
mit einer großen Mehrheit im Baden-Württember-
gischen Landtag abgelehnt worden. Man lebt also
mit diesen Größen.

(Holger Astrup [SPD]: War die FDP auch
dabei?)

Klassengrößen von 29 oder 30 stehen bei uns regel-
mäßig in der Kritik. Das ist eine Diskussion, die wir
seit Langem kennen, und ich kenne sie auch noch
aus der Zeit, als meine Kinder eingeschult wurden.

Mit steigenden Schülerzahlen - das scheint eine
Art statistisches Gesetz zu sein -, steigt auch eine
Näherung an den Klassenteiler von 29. Da kommt
es manchmal an einer Schule zu Klassenbildungen,
die sehr stark differieren können. Habe ich bei-
spielsweise 87 Anmeldungen für eine fünfte Klasse,
so muss ich drei Jahrgangsklassen mit je 29 Schü-
lern bilden. Habe ich 92, 93 oder 96 Anmeldungen,
so kann ich vier Klassen mit 23 oder 24 Schülern
bilden. Das empfinden Eltern innerhalb einer
Schule manchmal für ungerechtfertigt, warum in
der einen Klasse so wenige Schüler und in der an-
deren Klasse so viele Schüler sind. Wir alle wissen,
meine Damen und Herren, dass Eltern Initiativen
für kleine Klassen sehr willig folgen. Das ist klar
und verständlich.

Meine Damen und Herren, den Personalbedarf an
den Schulen unseres Landes bemessen wir anhand
der Anzahl der Schülerinnen und Schüler in den
einzelnen Schularten. Das Personalbemessungs-
verfahren ist strukturell betrachtet auch nicht an-
ders als in den anderen Bundesländern. Inzwischen
ist es so, dass die Gesamtmenge der Schülerinnen
und Schüler in Schleswig-Holstein rückläufig ist.
Wir sehen dies in einigen Regionen aber anders.
Der Landkreis Plön hat vor einigen Tagen seinen
Schulentwicklungsplan vorgelegt. Danach wird
der Kreis Plön in den nächsten zwei Jahrzehnten
39 % seiner Schülerinnen und Schüler verlieren.

Auch die Anzahl der Schülerinnen und Schüler in
der Sekundarstufe I sinkt bereits zurzeit; ausge-
nommen hiervon sind die Gymnasien. Dieser An-
stieg - das ist in der Analyse völlig klar - ist bedingt
durch einen immer stärkeren Rückgang von den
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Grundschulen in die fünften Klassen der Gymnasi-
en. 2006 gab es 1.000 Übergänge mehr als 2005 in
die Gymnasien und 2007 gab es wiederum
1.000 Übergänge mehr als 2006, obwohl es in die-
sen Jahren schon weniger Grundschüler gab, die für
den Übergang anstanden.

Die Ursache für dieses Anwachsen gegenüber den
anderen Schulen liegt ganz eindeutig im Wahlver-
halten der Eltern. Nach Beginn der Diskussion um
das neue Schulgesetz ist es vor allem die Skepsis
der Eltern gegenüber den neuen Schularten, insbe-
sondere leider gegenüber der Regionalschule. Um
es offen auszusprechen, insbesondere unsachliche
Darstellungen und unberechtigte Bewertungen die-
ser neuen Schulart, speziell durch einen Lehrerver-
band, haben die Eltern stark verunsichert.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und die Sozial-
demokraten vor Ort auch!)

Also wählen wir doch lieber das Gymnasium für
unser Kind, obwohl es eine Realschulempfehlung
hat - das ist zurzeit die gängige Praxis im Land.

Ein zweiter Grund für die Wahl des Gymnasiums -
das haben wir von vielen Eltern erfahren können -
war sozusagen die letztmalige Einschulung des
Jahrgangs für den neunjährigen Bildungsgang am
Gymnasium. „G8 wird schwerer“, das vermitteln
leider auch wir Politiker den Eltern immer, „und er-
fordert gestiegene Leistungsbereitschaft und Ein-
satz von Schülern“. Also: letzte Chance, den G9-
Jahrgang wahrzunehmen und dann auf das Gymna-
sium zu gehen. Das ist ein wichtiger Grund für El-
tern gewesen.

Die Einführung des G8-Bildungsganges wird sich,
so vermuten auch die Vertreter des Gymnasiums, in
den Anmeldezahlen der kommenden Jahren mit
niedrigeren Quoten darstellen, nicht nur durch die
sinkenden Schülerzahlen.

Wir haben derzeit beim Übergang der vierten auf
die fünften Klassen eine Sondersituation in Schles-
wig-Holstein, nämlich in diesem und vielleicht
auch noch in dem nächsten Schuljahr einen Über-
gang in sechs weiterführende Schularten, in das
Gymnasium wie bisher, nach wie vor auf die
Hauptschulen und die Realschulen, auf die Gesamt-
schulen und die beiden neuen Schulformen, die Re-
gionalschulen und die Gemeinschaftsschulen, wo-
bei Eltern - das ist die besondere Situation - teilwei-
se aufgrund noch nicht eingerichteter Regional-
oder Gemeinschaftsschulen regional für ihre Kinder
noch zwischen den alten Schularten wählen müs-
sen. Dann geht es eben doch bevorzugt mal in die
Richtung Gymnasium.

Solange wir keine Gesamtklärung über die Einrich-
tung der neuen Schulformen im Land haben - Kol-
legin Eisenberg hat das auch angedeutet -, müssen
wir - ich denke an die zukünftigen Haushalte, über
die wir zu beschließen haben - über die Schulkapi-
tel hinweg Stellenpläne sozusagen entwickeln. Sie
müssen flexibel sein. Die Lehrerpersonalversor-
gung muss zumindest im nächsten Doppelhaushalt
eher ganzheitlich als schulartbezogen betrachtet
werden.

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist richtig!)

Im Augenblick befindet sich in der Schullandschaft
unseres Landes sehr viel Bewegung. Ich bin aber
der festen Überzeugung, dass die Elternakzeptanz
für die neuen Schularten in unserem Land steigen
wird und schon zum nächsten Jahr, zum Schuljahr
2009/2010, Klarheit besteht, in welchen Regionen
welche Schulart neben dem Gymnasium dauerhaft
eingerichtet sein wird. In diesem Zusammenhang
wird sich das Elternverhalten bei den Übergängen
in die Sekundarstufe 1 normalisieren und der starke
Druck auf die Gymnasien, der heute besteht, wird
spürbar abnehmen. Um diese Prognose zu treffen,
muss man kein Prophet sein.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Höppner. -
Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Ekkehard Klug.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Schulelternbeirat der Auguste-Viktoria-Schule in
Itzehoe hat kürzlich in einem Elternbrief die Ent-
wicklung der Personalsituation an dieser Schule
beispielhaft vorgerechnet: Mitte der 90er-Jahre hat-
te das Itzehoer Gymnasium bei 587 Schülern
41,8 Lehrerplanstellen, heute sind es 1.029 Schüler
und 51,3 Lehrerplanstellen, fast doppelt so viele
Schüler, aber ein vergleichsweise bescheidener Zu-
wachs an Lehrerstellen. Rechnet man das auf eine
Schüler-Lehrer-Relation um, ergibt sich eine Ver-
änderung von 1:14 - die es einmal Mitte der 90er-
Jahre gegeben hat - auf jetzt 1:20.

Darin drückt sich der Sachverhalt aus, dass der An-
stieg der Schülerzahlen in den zurückliegenden
Jahren nicht einmal annähernd durch einen Zu-
wachs an Lehrerstellen ausgeglichen worden ist.

(Beifall bei der FDP)
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Diese Entwicklung verstärkt sich in jüngster Zeit.
Sie wird jetzt noch einmal dadurch weiter zulasten
der Schulen auf sehr problematische Weise verän-
dert, weil ein verkappter Verlust an Unterrichtska-
pazität durch den Wegfall der Vorgriffsstunde ein-
tritt. Das macht im nächsten Schuljahr einen Ge-
genwert von 85 Stellen aus und im übernächsten
Schuljahr noch einmal einen Verlust in ähnlicher
Größenordnung. Und das zu einem Zeitpunkt, zu
dem die Einführung des G8-Modells wegen der hö-
heren Zahl der in den neuen Schuljahren zu ertei-
lenden Unterrichtsstunden eigentlich einen Mehrbe-
darf an Personal an den Schulen generiert.

Daraus zusammengenommen ergibt sich, dass die
These der Ministerin, all die Probleme seien bei der
Lehrerstellenzuweisung eingerechnet, nicht auf-
geht.

(Beifall bei der FDP)

Ich will das einmal anhand der Zahlen deutlich ma-
chen, die die Ministerin selbst Anfang März in ei-
ner Antwort auf meine Kleine Anfrage zu den Per-
sonalzuweisungen an die Schulen vorgelegt hat.
Dort wird für die Gymnasien - die Zahlen für die
anderen Schularten sind dort auch genannt, aber
hier geht erst einmal um die Gymnasien - gesagt,
dass diese Schulart im nächsten Schuljahr
4.592 Lehrerstellen bekommen soll. Das sind in der
Tat 123 mehr als im jetzigen Schuljahr. Dem aber
steht bei den zugrunde gelegten Schülerzahlen auch
ein Mehr in einer Größenordnung von fast
4.500 Schülern gegenüber. Zu berücksichtigen ist
auch, dass 85 Lehrerstellen von diesen 123 eigent-
lich bloß einen Ausgleich für den Verlust darstel-
len, der sich für die Schulen im Bereich der Unter-
richtskapazität aus dem Wegfall der Vorgriffsstun-
de ergibt. Das heißt, von den 123 zusätzlichen Stel-
len bleiben effektiv für eine Verbesserung der Un-
terrichtssituation an den Schulen nur 38 über.

Wenn Sie mir sagen - dazu haben Sie mir auch eine
Kleine Anfrage beantwortet, Frau Ministerin -, im
nächsten Schuljahr tritt durch den Wegfall der Vor-
griffsstunde ein Schwund an Unterrichtskapazität
an den Gymnasien in einer Größenordnung von
85 Stellen ein, muss man zumindest einen Teil der
123 neuen Stellen, die Sie sozusagen als Personal-
zuschlag bei den Gymnasien angeben, als Aus-
gleich einrechnen. Sonst geht Ihre Rechnung nicht
auf.

(Beifall bei der FDP)

Das ist wie mit dem Starfighter von Herrn Stegner.
Sie können die Verwaltungsstruktur nicht überall
als Finanzierungsgrundlage einrechnen.

So bleiben effektiv 38 Stellen für eine bessere Un-
terrichtsversorgung übrig. Das bedeutet bei den
4.500 zusätzlichen Schülern, die bei der Bedarfsbe-
rechnung zugrunde gelegt sind, eben ein Zahlenver-
hältnis von 1:118. Dass das eben nicht dazu beitra-
gen kann, die Situation an den Schulen zu verbes-
sern, kann jeder relativ leicht erklären. Wie gesagt,
es kommt noch der Mehrbedarf durch das G8-Mo-
dell hinzu, der bisher überhaupt nicht beziffert wor-
den ist.

Diese Ausgangslage bestimmt die Rahmenbedin-
gungen, unter denen die Schulen die Profiloberstu-
fe einführen. Auf einer Veranstaltung in der ver-
gangenen Woche in Neumünster haben Vertreter
der dortigen Gymnasien vorgerechnet, dass die Per-
sonalzuweisungen, die die Schulen für das nächste
Schuljahr erhalten sollen, dergestalt sind, dass sie
eine vollständige Abdeckung der durch die Verord-
nung vorgeschriebenen Unterrichtsstunden in der
Oberstufe überhaupt nur hinkriegen, wenn sie pro
Klasse eine Klassenstärke von 27 bis 28 einkalku-
lieren, also die Gruppengröße in der Oberstufe
wirklich haarscharf bis an den Klassenteiler anstei-
gen lassen. Auch das hört man landauf, landab aus
den Schulen in Schleswig-Holstein in ähnlicher
Weise. Das heißt, auch hier werden sich die Unter-
richtsbedingungen für den Oberstufenunterricht, je-
denfalls gegenüber den Leistungskursgrößen in der
Vergangenheit, deutlich verschlechtern.

Lassen Sie mich noch eine Anmerkung zu den Grü-
nen machen. Die Grünen haben soeben den Vor-
schlag unterbreitet, die Schularten gleichzustellen,
und zwar im Hinblick auf die Stundenzahlen der
Lehrer und der Schüler und im Hinblick auf die Be-
zahlung des Personals. Da frage ich Sie: Was be-
deutet eigentlich in Ihrem Sinn Gleichstellung?

Es gibt im Prinzip zwei Möglichkeiten. Die eine ist
die, dass sich jene, die bisher bessere Konditionen
haben, nach unten bewegen. Für die Gymnasien be-
deutet das in der Praxis, dass dortige Stellen gestri-
chen werden müssen. Das müssen Sie denen dann
allerdings auch sagen. Andererseits fände man auf
dem Arbeitsmarkt keine jungen Gymnasiallehrer
mehr für die Aufnahme einer Tätigkeit im schles-
wig-holsteinischen Schuldienst. Die kriegen näm-
lich aus allen anderen Bundesländern viel attrakti-
vere Angebote. Dann müssten Sie schon sagen,
dass Sie beispielsweise - jedenfalls in Mangelfä-
chern wie Mathe und Physik - den Unterricht an
den Gymnasien in Zukunft durch Grund- und
Hauptschullehrer erteilen lassen müssen. Das ist
Möglichkeit Nummer 1.
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Möglichkeit Nummer 2 ist: Sie passen nach oben
an.

(Zuruf)

- Ich rede jetzt zu den Grünen. - Dann müssten Sie
allerdings irgendwo einen nennenswerten zweistel-
ligen Millionenbetrag für den Landeshaushalt
locker machen, um das finanziell zu unterfüttern.

(Beifall bei der FDP)

Insofern fände ich es interessant, wenn die Grünen
Klarheit darüber herbeiführen würden, welchen der
beiden prinzipiell denkbaren Wege sie denn nun
tatsächlich dem Land Schleswig-Holstein und den
Schulen empfehlen.

Eine kurze Bemerkung zur Anmeldesituation! Es
lässt sich feststellen, dass es vielerorts ziemlich
große Probleme gibt, weil das Modell der Regio-
nalschule, das die CDU als ihren Beitrag zu den
neuen Schulstrukturen ins Schulgesetz eingeführt
hat, an vielen Standorten unter mangelnder Nach-
frage zu leiden hat. Für das kommende Schuljahr
gab es aus den Hamburger Umlandkreisen insge-
samt nur vier Anträge. Aus Presseberichten und aus
dem, was man von Vertretern der betroffenen Kom-
munen hört, weiß man, dass von diesen vier neuen
Schulen zwei mit allergrößter Wahrscheinlichkeit
nicht eingerichtet werden können, weil sie nicht die
erforderliche Größe erreichen werden.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Bitte beachten Sie die Redezeit, Herr Kollege.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Mein letzter Satz: So wird die Regionalschule aller
Voraussicht nach nur ein punktuelles Bildungsan-
gebot an einzelnen Standorten sein. Die Situation,
die wir bekommen werden, wird die sein, dass
Gymnasien und Gemeinschaftsschulen als Regel-
schulen existieren. Es wird allenfalls punktuell hier
und da einmal eine Regionalschule geben. Die FDP
meint daher, dass man vor diesem Hintergrund al-
ternativ die Option einer Realschule als Angebots-
schule andenken sollte. Ich denke, wir werden im
Landtag bald über eine Volksinitiative zu diesem
Thema zu sprechen haben.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Klug. - Für den
SSW im Landtag hat nun Frau Abgeordnete Anke
Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Landeselternbeirat der Gymnasien beklagt,
dass bei steigenden Schülerzahlen der Gymnasien
immer weniger Lehrer an diesen Gymnasien unter-
richten würden. Hintergrund der Initiative der El-
tern scheint eine Unterschriftensammlung einer In-
itiative in Itzehoe zu sein, in der Eltern die nicht
Nichtbesetzung von Lehrerstellen an den hiesigen
Gymnasien kritisieren und sofortige Neueinstellun-
gen fordern, weil es zu massiven Stundenausfällen
gekommen sei. Ein Blick in den letzten Bericht zur
Unterrichtsversorgung zeigt, dass die Zahl der aus-
gefallenen Stunden in den letzten Jahren kontinu-
ierlich zurückgegangen ist. Aus Sicht des SSW be-
finden wir uns also auf dem richtigen Weg.

Hinzu kommt, dass an den Gymnasien für das kom-
mende Schuljahr doch weniger Kinder angemeldet
wurden als in den Jahren zuvor. Dafür gibt es viele
Gründe. Der Kollege Höppner hat versucht, diese
Gründe zu analysieren. Ich erspare mir eine Wie-
derholung. Dennoch ist es richtig, dass diese Be-
trachtungen den betroffenen Schülerinnen und
Schülern nicht helfen. Der SSW versteht natürlich
die Sorgen der Eltern. Umgekehrt gilt aus Sicht des
SSW, dass wir in der Frage der Lehrerversorgung
nur weiterkommen, wenn sowohl bei der Lehrer-
ausbildung als auch bei der Weiterentwicklung des
Schulwesens nicht nur an eine Aufstockung ge-
dacht wird, sondern auch daran, wie Lehrkräfte bes-
ser eingesetzt werden können. Ohne Strukturände-
rungen werden wir nicht weiterkommen, davon bin
ich überzeugt.

Die Fragen lauten: Wie können wir sicherstellen,
dass die Qualität des Unterrichts weiterhin gesi-
chert und gesteigert wird? Wie können wir mit
Strukturänderungen sicherstellen, dass öffentli-
che Mittel effizienter eingesetzt werden? Das sind
die Gretchenfragen, um die wir nicht herumkom-
men. Darum bin ich felsenfest davon überzeugt,
dass wir in zehn Jahren ein anderes Schulwesen als
heute haben werden.

Dass man Strukturänderungen nicht als Bedrohung
aufzufassen braucht, zeigt die Zahl der Anmeldun-
gen an den Gemeinschaftsschulen im nördlichen
Landesteil. Ganz viele Kommunen scheinen begrif-
fen zu haben, dass sie mit der neuen Schulform
auch den eigenen Schulstandort stärken und dass
damit nicht der Untergang des Abendlandes vorpro-
grammiert ist.

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Aber auch das Folgende möchte ich loswerden: Der
Verbandsvertreter Walter Tetzloff, Sprecher des
Philologenverbandes in Schleswig-Holstein sieht,
in der aus seiner Sicht ganz schlechten Lehrerver-
sorgung an den Gymnasien einen landesweiten
Trend. Er hat sich in der Presse so geäußert:

„Der Verdacht besteht, dass man schulpoli-
tisch die Gymnasien ein wenig aushungern
will, um die neuen Schulformen attraktiv zu
machen.“

Ich finde, das ist ganz schön starker Tobak, der
wirklich in die bildungspolitische Mottenkiste ge-
hört.

(Beifall beim SSW)

Wir haben hier im Plenum vor ein paar Monaten
über den Stand der Genehmigungen von neuen Ge-
meinschafts- und Regionalschulen debattiert. Da-
bei wurde deutlich, wie gut die Gemeinschafts-
schule von den Schulträgern angenommen wird. Es
mag sein, dass einige Bildungspolitiker davon über-
rascht worden sind. Fest steht aber, dass die An-
meldezahlen diesen Trend belegen. Gemein-
schaftsschulen scheinen Elternschulen zu sein. Es
ging auch aus Presseberichten hervor, dass Eltern
vor Ort Druck ausüben mussten, um die entspre-
chenden Anträge auf den Weg zu bringen. Mit an-
deren Worten, Eltern wollen eine Schulform, die
ein Höchstmaß an individueller Förderung ermög-
licht.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darum denke ich, dass es gut ist, dass sich die ge-
meinsame Beschulung langsam aber deutlich
durchsetzt. Die Eltern zeigen mit ihrem Anmelde-
verhalten, dass sie für ihr Kind die Gemeinschafts-
schule wollen.

(Beifall beim SSW)

Dafür gibt es Beispiele. Zum Beispiel liegen in
Schleswig bei der Dannewerkschule, die ab dem
nächsten Schuljahr Gemeinschaftsschulunterricht
anbietet, 125 Anmeldungen vor. Bei der Bruno-Lo-
renzen-Schule, die ab übernächstem Schuljahr Ge-
meinschaftsschule wird, sind es 100. Bei der Regio-
nalschule, der Gallbergschule, wurden 45 Kinder
angemeldet, was einem Fünftel entspricht. Das sind
die Fakten. So sieht es auch im Rest des Landes
aus.

An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich betonen,
dass die Regionalschulen aus meiner Sicht kein
Imageproblem haben, dem man mit etwas profes-
sionellem Marketing schon auf die Beine helfen

könnte. Die Regionalschule bietet eben nicht die
Möglichkeiten einer Gemeinschaftsschule. Viel-
mehr engt sie Optionen ein. Das wollen die Eltern
offensichtlich nicht. Sie wünschen sich, dass ihrem
Kind eine Welt eröffnet wird. Sie wollen nicht, dass
Türen zugeknallt werden. Grundsätzlich gilt daher
auch, dass die Übergänge zwischen den Schularten
aus meiner Sicht weiterhin ein Problem des Schul-
gesetzes bleiben. Ich verstehe die Aussage der Kol-
legin Eisenberg nicht, aber sie kann mir im Aus-
schuss noch einmal erklären, weshalb zwischen Re-
gionalschulen und Gymnasien jetzt eine so große
Durchlässigkeit besteht. Ich fasse das nicht richtig.

Ich will nicht auf den Ansatz der FDP eingehen,
jetzt wieder Realschulen anzubieten. Meine Positi-
on dazu kennen Sie, lieber Kollege Klug. Ich fasse
jedoch zusammen. Der SSW hat im Rahmen von
Bildungsdebatten immer wieder kritisiert, dass das
Gymnasium nicht in die Schulreform einbezogen
worden ist, die wir in diesem Land auf den Weg ge-
bracht haben. Das Gymnasium läuft nebenher. Es
gibt natürlich Veränderungen im Bereich des gym-
nasialen Unterrichts, das sind aber Veränderungen,
die nichts mit dem zu tun haben, was wir in Schles-
wig-Holstein eigentlich auf den Weg gebracht ha-
ben. Das bedauern wir. Ich bin sicher, dass sich das
im Laufe der Zeit ändern wird. Der SSW steht da-
zu, dass wir mit der Einführung der Gemeinschafts-
schule einen guten Weg beschreiten. Die Pointe bei
der Einführung der Gemeinschaftsschule ist nicht
nur, dass sie eine Schule für alle ist. Vielmehr ist
die Pointe, dass diese Schule schnell und flexibel
auf Veränderungen reagieren kann.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Die individuelle Förderung der Kinder ist der zen-
trale Punkt. Das kann man schnell und hoffentlich
auch unbürokratisch auf den Weg bringen. Das ist
ganz zentral. Darum ist diese Schulform unserer
Meinung nach auch die Schulform der Zukunft.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Frau Abgeordneter Spoorendonk. - Die
Frau Ministerin hat erneut um das Wort gebeten.
Bitte sehr, Frau Ministerin.
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Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und
Frauen:

Ich muss Ihre Aufmerksamkeit noch einmal eine
Minute lang in Anspruch nehmen. Ich will noch
drei Bemerkungen machen. Vieles reizt mich, aber
in aller Kürze sage ich: Erstens. Ich werde es hier
wohl nicht mehr erleben, dass sich jemand hinstellt
und sagt: Wir haben in den letzten Jahren am deut-
lichsten die Unterrichtsversorgung an den
Grundschulen angehoben. Das können Sie nachle-
sen. Sie runzeln schon wieder die Augenbrauen. Sie
müssen die Berichte nicht so selektiv lesen, wie Sie
das immer tun. Das ist eine Tatsache. Das ist auch
gewollt. Das ist bildungspolitisch richtig. Es kommt
auf den Anfang an.

Sie stellen sich hier hin und sagen an einem Tag,
nämlich gestern, was für ein Wahnsinn das sei, dass
hier Millionen versprochen werden. Indirekt tun Sie
aber mit dem, was Sie heute hier gesagt haben, ge-
nau das gleiche. Wir haben also die Unterrichtsver-
sorgung an den Grundschulen bewusst stärken wol-
len. Man kann das nachprüfen. Ich habe hier ge-
standen und gesagt: Natürlich geht das auch auf
Kosten der gymnasialen Oberstufe mit ihrem sehr
teuren Schleswig-Holstein-Modell. Auch das war
ein Grund für die Profiloberstufe. Das muss man
ganz ehrlich sagen.

Zweitens. Diese Zahlenspielereien und statistischen
Vergleiche sind sehr beliebt. Sie bringen uns letzt-
lich aber nicht weiter, sie führen auch in die Irre.
Man kann auch immer unterschiedliche Parameter
miteinander vergleichen.

Drittens. Wenn es darum geht, was zählt, will ich
nicht den alten Spruch anführen, entscheidend sei,
was hinten herauskommt. Ich sage es lieber so: Es
geht um den Qualitätsaspekt. Wir sind von dem
Inputdenken doch längst abgekommen. Wir haben
inzwischen ein output-gesteuertes Schulsystem. Da-
bei zählen Vergleiche und Tests, auch Vergleiche
mit anderen Bundesländern. Wie kommt es denn,
dass in einem Land mit riesigen Klassenfrequenzen,
die die Eltern hier nie ertragen würden - bei Klas-
sen mit über 33 Schülern gäbe es hier Massenprote-
ste -, trotzdem gute Leistungen erbracht werden?
Man kann die Parameter also wirklich stark in
Frage stellen. Es kommt nicht darauf an, dass ein
Schüler sechs Stunden Unterricht hat. Vielmehr
kommt es darauf an, dass die sechs Stunden oder
meinetwegen auch nur fünf Stunden Unterricht, die
erteilt werden, von A bis Z gut sind. Es kommt dar-
auf an, dass die Leistungen und das Wissen der
Schüler gut sind. Am Ende dieses Jahres werden
die PISA-E-Ergebnisse vorgelegt. Im Länderver-

gleich sind unsere fünfzehnjährigen Gymnasiasten
getestet worden. Ich bin gespannt, was Sie zu den
guten Ergebnissen sagen werden.

(Beifall bei SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung und stelle fest, dass die Be-
richtsanträge Drucksachen 16/1995 und 16/1998
durch die Berichterstattung ihre Erledigung gefun-
den haben. Damit sind diese Tagesordnungspunkte
erledigt.

Ich erinnere Sie daran, dass wir uns vorgenommen
haben, am Ende der Beratungen Tagesordnungs-
punkt 41 a aufzurufen. Das tue ich jetzt:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Weiterentwicklung und Verbesserung des
Schutzes von Kindern und Jugendlichen in
Schleswig-Holstein (Kinderschutzgesetz)

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und SPD
Drucksache 16/2036

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen.

Ich weise darauf hin, dass sich der Finanzausschuss
in seiner heutigen Sitzung im Wege der Selbstbe-
fassung mit dem Gesetzentwurf Drucksache 16/
2036 befasst hat und sich eine Ausschussüberwei-
sung deshalb erübrigt.

Die Beschlussempfehlung dazu liegt Ihnen mit
Drucksache 16/2035 vor.

Die Fraktionen haben sich des Weiteren darauf ver-
ständigt, die zweite Lesung in der morgigen Sit-
zung durchzuführen. - Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann können wir so verfahren.

Lassen Sie mich abschließend noch zwei geschäfts-
führende Bemerkungen machen. Die Parlamentari-
schen Geschäftsführer haben sich darauf geeinigt,
dass Tagesordnungspunkt 64 - Wirtschaftliche Ef-
fekte der erneuerbaren Energien für Schleswig-Hol-
stein - und Tagesordnungspunkt 66 - Nordseeko-
operation - Erneuerbare Energien in Schleswig-
Holstein - auf die Mai-Tagung verschoben werden.
Über Tagesordnungspunkt 51 - Vorrang für Erdka-
bel im Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz
- soll ohne Aussprache beraten werden.
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Wir treffen uns morgen früh um 9 Uhr wieder und
beginnen mit der Beratung über das Postdienstlei-
stungsgesetz. - Habe ich etwas übersehen, Herr Ku-
bicki?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir müssen noch
abstimmen!)

- Nein, in meinen Unterlagen steht: Abstimmung
nicht notwendig. Das glaube ich dem Wissenschaft-
lichen Dienst.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann erkläre ich
das, was ich erklären will, morgen!)

Wir gehen davon aus, dass das praktizierte Verfah-
ren richtig ist. Wenn dem nicht so sein sollte, regeln
wir es morgen neu.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:14 Uhr
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